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Vorwort

Dieser Leitfaden soll die vielfdltigen Aufgaben, Herausforderungen und Spannungsfelder des an-
spruchsvollen Amtes der Gleichstellungsbeauftragten an unserer Universitdt abbilden und Sie bei
der Ubernahme und Ausiibung Threr Tatigkeit unterstiitzen.

Informieren Sie sich iiber die Anforderungen an eine Gleichstellungsbeauftragte. Nutzen Sie die
Erfahrungen all derjenigen Frauen, die diese Aufgabe in den vergangenen Jahren ausgeiibt haben
oder immer noch dieses Amt bekleiden.

Die Umsetzung der tatsdchlichen Gleichstellung von Frauen und Ménnern liegt in der Verantwor-
tung der Hochschule. Deshalb verantwortet der Vizeprésident fiir Wissens- und Technologietrans-
fer im Auftrag der Prisidentin diesen Bereich.

Es ist uns gemeinsam gelungen, verlissliche Strukturen zu schaffen, die die Ubernahme dieser Auf-
gabe flankieren. Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte und ihre beiden Stellvertreterinnen unter-
stiitzen Sie dabei. In der Senatskommission fiir Chancengleichheit (CGK) ist Ihre Mitwirkung ge-
fragt. Klausurtagungen der Gleichstellungbeauftragten machen Sie fit fiir dieses Amt. Externe Refe-
rentinnen unterstiitzen uns dabei.

Gehen Sie schrittweise an die Umsetzung der Aufgaben heran und geben Sie dem Amt Thr ganz per-
sonliches Profil.

Wir brauchen Ihr Engagement und Ihre Erfahrungen fiir ein gemeinsames Anliegen.

Barbara Schrul

Zentrale Gleichstellungsbeauftragte der Universitdt Potsdam



Checkliste bei Amtsantritt

Machen Sie sich mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir die Ausiibbung des Amtes der
Gleichstellungsbeauftragten vertraut.

Informieren Sie sich, wer bisher dieses Amt in Ihrem Bereich ausgeiibt hat. Vereinbaren Sie
ein Gespriach und lassen Sie sich aktuelle Dokumente und Literatur iibergeben.

Stellen Sie sich im Dekanat und im Fakultédtsrat vor. Veranlasssen Sie die Aktualiserung der
Homepage Ihres Bereichs. Senden Sie zu Semesterbeginn eine Rundmail iiber den internen
Verteiler und an die dazugehorigen Fachschaften. Nutzen Sie die Moglichkeit eines
Informationsbrettes in [hrem Arbeitsbereich.

Vereinbaren  Sie mit Threr  Fakultdt/Threr  Einrichtung  Unterstiitzungs- und
Entlastungsmdglichkeiten fiir die Ausiibbung des Amtes der Gleichstellungsbeauftragten.
Denken Sie daran, Sie nehmen dieses Amt als dienstliche Aufgabe wahr. Eine schriftliche
Vereinbarung ist von beiden Seiten zu unterzeichnen (siehe auch Kapitel 2).

Ubernehmen Sie langfristige Termine (Sitzung des Fakultitsrates, der Senatskommission fiir
Chancengleichheit (CGK) u.a.) in Ihre Semesterplanung.

Machen Sie sich mit den bereits initiierten gleichstellungspolitischen MaBnahmen Ihrer
Fakultdt /Ihres Bereichs vertraut. Hierzu gibt es Unterlagen (Zielvereinbarungen,
Mittelverteilungsmodell u.d.), die das bisher Erreichte dokumentieren. Vergegenwirtigen Sie
sich die aktuellen gleichstellungsrelevanten Probleme an Thren Fakultdt/ in Ihrem Bereich
und beriicksichtigen Sie diese bei Ihrer Arbeitplanung (Sprechzeiten, Erreichbarkeit, Zeit und
Raum fiir Gesprache u.a.).

Verschaffen Sie sich einen Uberblick iiber die aktuellen Berufungs- und Einstellungsverfahren
in der Fakultdt/ in lThrem zustdndigen Bereich. Kontaktieren Sie die Fakultidtsgeschafts-
fiihrerin und bei Bedarf die Vorsitzenden der Berufungskommissionen. Nehmen Sie Einsicht
in die Unterlagen und Protokolle, wenn Sie in ein laufendes Verfahren einsteigen sollen.
Kléren Sie, ob weitere Berufungs- oder Einstellungsverfahren anstehen und stimmen Sie die
Teilnahme mit Threr Vertretung ab.

Suchen Sie sich Verbiindete und Gleichgesinnte. Nutzen Sie den Informations- und
Erfahrungsaustausch mit den anderen dezentralen Gleichstellungsbeauftragten. Auch bei der
zentralen Gleichstellungsbeauftragten und ihren Stellvertreterinnen finden Sie Unterstiitzung.
Im Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit (KfC) finden Sie eine umfangreiche Bibliothek
zu gleichstellungsrelevanten Themen.



Mitwirkung in Gremien

Die Mitwirkungspflicht der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten ist gesetzlich geregelt, aber der
Ausgestaltungsraum ist erheblich und iiberschreitet oft die Ressourcen, die fiir dieses Amt zur Ver-
fiigung stehen. In einigen Fakultdten haben sich eigenstdndige Kommissionen etabliert, die sich in
Zusammenarbeit mit der Gleichstellungsbeauftragten fiir Gleichstellung und Frauenforderung ein-
bringen.

Den dezentralen Gleichstellungsbeauftragten wird die Wahrnehmung der Aufgaben gemifl § 7 des
BbgHG fiir die jeweilige Fakultit bzw. die Zentralen Einrichtungen iibertragen. Die Gleichstellungs-
beauftragten haben die Aufgabe, die Présidentin und die Organe und Einrichtungen der Hochschule
in allen die Gleichstellung von Frauen und Méannern betreffenden Angelegenheiten zu beraten und
zu unterstiitzen, insbesondere bei Zielvereinbarungen, Struktur- und Personalentscheidungen sowie
bei der Erstellung und Kontrolle des Gleichstellungskonzepts.' Sie sollen die Mitglieder und Ange-
horigen Ihres Bereichs iiber gleichstellungspolitische Prozesse informieren, aber auch Anregungen
und Beschwerden entgegen. Sie werden als dezentrale Gleichstellungsbeauftragte in allen Gremien
Ihrer Fakultidt bzw. der Zentralen Einrichtungen wie ein Mitglied eingeladen und haben dort In-
formations-, Rede- und Antragsrecht. Ist die Entscheidung eines Organs oder eines Gremiums der
Hochschule in Threm Zustdndigkeitsbereich gegen IThre Stellungnahme getroffen worden, so kon-
nen Sie innerhalb einer Woche nach Kenntnis widersprechen. Néheres dazu regelt die Grundord-
nung.

Um Thre Teilnahme an den verschiedenen Gremien zu ermoglichen, wurde an der Hochschule ein
Gremienzeitfenster eingefiihrt. Dies ermdglicht eine bessere Abstimmung zwischen zentralen Gre-
mienterminen und denen in lhrer Fakultit. In diesem Zeitraum (mittwochs ab 14.00 Uhr) finden
auch keinen obligatorischen Lehrveranstaltungen statt. Bei Bedarf konnen Sie das Angebot des
Service fiir Familien fiir die Betreuung Threr Kinder auBerhalb der Kita-Offnungszeiten in Anspruch
nehmen.

Manchmal wird Thnen als Gleichstellungsbeauftragte die alleinige Zustdndigkeit fiir das Thema
Gleichstellung in Threm Bereich zugeschrieben. Denken Sie daran, Gleichstellung ist eine Quer-
schnittaufgabe. Manch einer muss immer wieder mal daran erinnert werden. Fordern Sie konse-
quent die Mitwirkung aller ein. Die Hochschule ist als Ganzes der Gleichstellung verpflichtet, je-
doch bedarf es nicht selten des AnstoB3es durch die Gleichstellungsbeauftragten.

! vgl. Grundordnung der Universitdt Potsdam



Mitwirkung bei Berufungsverfahren -_——

Den dezentralen Gleichstellungsbeauftragten der fiinf Fakultdten ist die Aufgabe iibertragen wor-
den, an allen Berufungsverfahren zur Besetzung von Professuren im jeweiligen Bereich mitzuwir-
ken und Stellungnahmen zu den Berufungsvorschldgen zu formulieren. In diesen Verfahren haben
Sie als beratendes Mitglied wiederum Informations-, Rede- und Antragsrecht. Sie konnen Sonder-
voten in allen Phasen des Verfahrens abgeben. lhnen ist Einsicht in alle bewerbungsrelevanten
Unterlagen zu gewéhren. Achten Sie darauf, dass dic gemeinsame Terminfindung der Berufungs-
kommission Thre Zeitressourcen und Einschrinkungen beriicksichtigt. Ein Berufungsverfahren
verlduft in zahlreichen Etappen und nur eine davon zu vernachldssigen kann fiir die Gleichstel-
lungsbeauftragte oft bedeuten, dass ihre Bemiihungen im Sande verlaufen.

Die Begleitung von Berufungsverfahren geh6rt zu den wichtigsten und anspruchsvollsten Aufgaben
der Gleichstellungsbeauftragten. Machen Sie sich mit der Berufungsordnung der Universitdt Pots-
dam vertraut und suchen Sie ggf. Rat bei erfahrenen Gleichstellungsbeauftragten. Transparenz und
Nachvollziehbarkeit von Berufungsverfahren erhohen die Chancen von Frauen. Sie konnen Thren
Teil dazu beitragen. Bestdrken Sie Frauen, sich auf die ausgeschriebenen Stellen zu bewerben. Ver-
weisen Sie die Mitglieder der Berufungskommissionen auf die Moglichkeit, geeignete Wissenschaft-
lerinnen zur Bewerbung aufzufordern.

Bei der Sichtung der eingegangenen Bewerbungsunterlagen ist die folgende Checkliste hilfreich:

“l Angaben zur Person: Name, email, Alter, Familienstand/Kinder

@ Werdegang: Diplom, Promotion, Habilitation (Angaben zu Jahr, Hochschule, Betreuung,
Titel), Auslandsaufenthalte, Pausen im Lebenslauf

“l Forschung: Arbeitsgebiet, Schwerpunkt, Ankniipfung an bestehene Forschungsgruppen

@l Auszeichnungen: Stipendien, Preise, Drittmitteleinwerbungen

Wl Veroffentlichungen

@ Gutachtertdtigkeit

“l Lehrerfahrung

“¥ sonstige Qualifikationen

#l Bemerkung

“d Eindruck

In der Regel wird eine Synopse aller Bewerbungen durch ein Mitglied der Berufungskommission
erstellt. Diese Ubersicht wird auch der Gleichstellungsbeauftragten zur Verfiigung gestellt.
Mischen Sie sich ein. Stellen Sie Fragen, wenn Ihnen etwas nicht deutlich wird. Die
Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten ist Bestandteil der Berufungsakte. Ohne diese
wird das Verfahren nicht weitergefiihrt.
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Mitwirkung bei Einstellungsverfahren

Gegenwirtig werden jahrlich etwa 100 Haushaltsstellen und ca. 150 Drittmittelstelle an der Uni-
versitdit Potsdam besetzt. Die Einstellungsverfahren in der Verwaltung werden von der zentralen
Gleichstellungsbeauftragten und ihren beiden Stellvertreterinnen begleitet, Die Einstellungsverfah-
ren im wissenschaftsstiitzenden Bereich und beim wissenschaftsnahen Personal Threr Fakultét/Ihres
Bereichs fallen in Ihren Zustidndigkeitsbereich. Die Gleichstellungsbeauftragten haben ein Teil-
nahmerecht, aber immer dann, wenn sich Frauen und Ménner auf die ausgeschrieben Stelle bewor-
ben haben, sind Sie zur Teilnahme Verpflichtet.2 Sie erhalten Einsicht in alle die Akten, die das
jeweilige Einstellungsverfahren betreffen, an denen sie zu beteiligen ist. Dies gilt auch fiir Perso-
nalakten.

Bei Einstellungen ist auf eine Erhohung des Frauenanteils hinzuwirken und die Situation von Per-
sonen mit besonderen familidren Belastungen zu berlicksichtigen. Achten Sie darauf, dass Bewerbe-
rinnen zum Vorstellung aufgefordert werden, sofern sie die fiir die Stelle erforderliche Qualifikation
besitzen. Es sind immer mindestens ebenso viele Frauen wie Manner zur personlichen Vorstellung
einzuladen und bei gleichwertiger Eignung, Befdhigung und fachlicher Leistung bevorzugt bei der
Vergabe der Stellen zu beriicksichtigen, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende
Griinde iiberwiegen.

Zur Qualitétssteigerung und -sicherung bei Stellenbesetzungsverfahren wurde an der Universitit
Potsdam vom der Arbeitsgruppe Personalentwicklung unter der Leitung der Kanzlerin und unter
Mitwirkung der zentralen Gleichstellungsbeauftragten ein strukturiertes Auswahlverfahren entwi-
ckelt und eingefiihrt. Das Verfahren dient der Erh6hung der Transparenz von Einstellungsverfah-
ren und wird fiir Verwaltungs- und fachnahes wiss. Personal angewandt. Es wird empfohlen, dieses
auch fiir Dauerbeschéiftigungen im Bereich des wiss. Personals anzuwenden. Die ausfiihrliche Be-
schreibung dieses Verfahrens ist im Intranet einsehbar.

Die Gleichstellungsbeauftragte wird nicht immer iiber laufende Verfahren informiert. Dies trifft
besonders bei durch Drittmittel finanzierten Projektstellen zu. Nutzen Sie Ihr Mitwirkungsrecht im
Rahmen lhrer Moglichkeiten und Ressourcen, denn gerade in diesem Bereich sind Frauen oft be-
nachteiligt, wenn es um die Besetzung lukrativer Stellen geht.

Bei der Vergabe von Stellen im wissenschaftlichen Mittelbau, bei Lehrauftrigen und Lehrstuhlver-
tretungen und der Einladung zu Gastvortragen ist auf die Ansprache von qualifizierten Frauen hin-
zuwirken. Die Ausschopfung dieser Moglichkeit sollten Sie in Threr Fakultidt/in Ihrem Bereich im-
mer wieder zum Thema machen.

* ygl. BbgHG § 66 Abs. 4
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Zielvereinbarungen
und Mittelvergabe

Zielvereinbarungen sind ein Instrument der Hochschulsteuerung. Sie tragen dem Umstand Rech-
nung, dass die Hochschule als Ganzes, aber auch Ihre Fakultdt in einem zunehmend wettbewerbli-
chen Umfeld ein Leitbild, Profil und eigene Ziele entwickeln muss, an denen sie ihre Arbeits-
schwerpunkte und Strukturen ausrichtet. Dafiir werden die erforderlichen Mittel durch das Land/die
Hochschule bereit gestellt. Es werden Vereinbarungen getroffen, worin konkrete Verantwortlich-
keiten fiir das Erreichen und Verfolgen der Ziele nach dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung
niedergelegt werden.

Erstmals wurden fiir den Zeitraum 2010 bis 2012 in den Zielvereinbarungen zwischen Land und
Hochschule auch Mittel fiir Gleichstellung und Familienforderung beriicksichtigt. Die Universitét
Potsdam hat fiir die folgenden gleichstellungsrelevanten MaBBnahmen der Universitit Potsdam
Personal- und Sachkosten einwerben kdnnen: Briickenstipendien zum Abschluss einer Qualifikati-
on, Service fiir Familien, Coaching fiir Neuberufenen und Welcome-Center der Universitdt Pots-
dam (anteilig). Diese Projekte sind im Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit (KfC) verankert
und werden von dort aus gesteuert und verwaltet. Durch diese Mittel konnen die strukturellen und
personellen Gleichstellungsstandards der DFG auch an unserer Hochschule besser entwickelt wer-
den. Eine Planungssicherheit fiir einen Zeitraum von drei Jahren ist ebenfalls ein Novum beim
Einwerben zusitzlicher Mittel fiir Gleichstellung.

2008 wurden zwischen der Prisidentin und den Dekanen der fiinf Fakultiten ebenfalls Leistungs-
und Zielvereinbarungen angeschlossen, in denen konkrete Ziele und Maflnahmen der Fakultdten
zur Umsetzung des Hochschulentwicklungsplans fiir die nidchsten fiinf Jahre festgeschrieben wur-
den. Die Universitdt Potsdam nutzt die Leistungs- und Zielvereinbarungen als Instrument ihrer
strategischen Steuerung und gewéhrleistet damit eine konsequente Umsetzung ihrer Profilbildung in
Forschung und Lehre. Fiir die Entwicklung des horizontalen Handlungsfeldes ,,Chancengleichheit“
konnten die Fakultiten Mittel aus den Zielvereinbarungen fiir zusitzliche gleichstellungspolitische
MaBnahmen einwerben. Dies ist bislang nur unzureichend genutzt worden. Die Gleichstellungs-
beauftragten der Fakultdten wurden im Vorfeld auch nicht in die Zielentwicklung einbezogen. Im
Ergebnis der geplanten Zwischenevaluation sollten Sie IThre Vorstellungen und Forderungen ein-
bringen.

Die Einfiihrung der leistungsorientierten Mittelverteilung ist ein unverzichtbarer Bestandteil in der
Anwendung der neuen Steuerungsmodelle zwischen Hochschule und Land, aber auch innerhalb der
eigenen Hochschule. Insbesondere die vermehrte Einbeziehung von Leistungsindikatoren trégt der
wachsenden Eigenverantwortung der Hochschulen Rechnung, setzt Anreize fiir eine Erhohung der
Leistungen auf allen Ebenen und fordert die Wettbewerbsorientierung des Hochschulsystems. Eine
leistungsbezogenen Zuweisung fiir den Indikator Chancengleichheit ist Bestandteil beider Mittel-
verteilungsmodelle. Die Steigerung des Frauenanteils auf verschiedenen Stufen der wissenschaftli-
chen Karriere wird zur Berechnung herangezogen. Es soll hiermit belohnt werden, wenn der Frau-
enanteil in den einzelnen Qualifikationsstufen steigt. Gleichstellungsbeauftragte beraten die Fakul-
tdten bei der Entwicklung von Zielvereinbarungen. Bringen Sie sich auch in die Diskussion um die
Verteilung der Mittel innerhalb der Fakultdt ein. Fordern Sie Ihr Mitwirkungsrecht ein. Noch bes-
ser, suchen Sie sich Verbiindeten und Gleichgesinnt.



Gleichstellungsplan

Der Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Arbeits- und Controllinginstrument der Fakultdt oder
Zentralen Einrichtungen/Verwaltung® zur Forderung der Gleichstellung von Frauen und Minnern
und dient der Personalplanung und -entwicklung unter Gleichstellungsaspekten. Ausgehend von
einer Analyse der Ist-Situation werden Handlungsziele definiert und entsprechende geeignete Mal3-
nahmen verbindlich festgeschrieben. Die Hauptzielstellungen sind je nach aktueller Ausgangslage
den folgenden Schwerpunkten zuzuordnen:

ein ausgewogenes Geschlechterverhéltnis in allen Statusgruppen des jeweiligen Bereichs erzie-
len,

- bestehende Diskriminierungen wegen des Geschlechts beseitigen und kiinftige Benachteiligun-
gen verhindern,

— die erforderlichen Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie, Studium, wissenschaftli-
cher Karriere und Beruf schaffen sowie

— fir die Verwendung einer gendergerechten Sprache sensibilisieren.

Je konkreter die Ziel- und Zeitformulierungen sind, umso besser kann der Grad der Zielerreichung
festgestellt werden. Es sollte aber immer das Spezifische des jeweiligen Bereichs beriicksichtigt
werden, um nicht am realen Bedarf vorbei zu planen und {iberzogene Prognosen und Zielstellungen
aufzustellen. Auch sind die vorhandene personellen, finanziellen und zeitlichen Ressourcen genau
abzukliaren, um die Umsetzung der beabsichtigten MaBnahmen abzusichern. Die Kriterien des
Gleichstellungsplans sind gleichzeitig die Grundlage fiir das angestrebte Gleichstellungscontrolling.

Die Verwirklichung von Geschlechtergerechtigkeit ist eine zentrale Querschnittsaufgabe der Uni-
versitidt Potsdam. Basierend auf dem Gleichstellungskonzept der Hochschule® und einer kritischen
Selbst-reflektion werden fiir einen Zeitraum von vier Jahren zielfihrende MaBnahmen’ zu mehr
Chancengerechtigkeit initiiert. Frauenférderung und Familienférderung sind dabei zwei wesentliche
Indikatoren auf dem Weg zur Gleichstellung von Frauen und Méannern. Die Zustédndigkeit der Erar-
beitung, Verabschiedung, Umsetzung und Fortschreibung liegt in der Verantwortung der jeweiligen
Fakultétsleitungen und Fakultétsrite, fiir die zentralen Einrichtungen und die Verwaltung ist dies
analog die Kanzlerin. In allen Phasen ist die frithzeitige Beteiligung der dezentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten® zu sichern.

’ Da gemill BbgHG fiir die Verwaltung keine dezentrale Gleichstellungsbeaufiragte gewédhlt werden darf, wird
dieser Bereich unter den Zentralen Einrichtungen subsumiert.

* siche Gleichstellungskonzept der Universitidt Potsdam
> siche Instrumentenkasten der DFG zur Umsetzung der forschungsorientierten Gleichstellungsstandards

6 BbgHG § 66 (3) ,,Die Gleichstellungsbeauftragten beraten und unterstiitzen den Pridsidenten und die iibrigen
Organe und Einrichtungen der Hochschule in allen die Gleichstellung von Frauen und Minnern betreffenden
Angelegenheiten, insbesondere bei Zielvereinbarungen, Struktur- und Personalentscheidungen sowie bei der
Erstellung und Kontrolle von Frauenforderrichtlinien und Frauenforderplénen.

11
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Das folgende Vorgehen zur Erarbeitung des Gleichstellungsplans wird von der Senatskommission
fiir Chancengleichheit (CGK) empfohlen’:

A.

B.

Beschluss zum Erstellen des Gleichstellungsplans im Fakultitsrat herbeifiihren

Bildung einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung aller Statusgruppen und Hinzuziehung der dezen-
tralen Gleichstellungsbeauftragten

Beauftragung der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung des Gleichstellungsplans durch den Fakultatsrat
unter Angabe eines realistischen Zeitfensters fiir die Vorlage des Entwurfs, dabei wird fiir den
Gleichstellungsplan die folgende Struktur empfohlen:

1. Gesetzliche und hochschulpolitische Rahmenbedingungen

2. Giiltigkeitsbereich®

3. Ausgangssituation/Ist-Analyse
4. Handlungsbedarf

5. Zielstellung

6. MaBnahmekatalog

7. Controlling

Analyse der Ist-Situation siche Personalstatistik (D1), dabei Unterreprdsentanz von Frauen der
verschiedenen Statusgruppe betrachten, Auswertung der statistischen Angaben’, Hinzuziehung
der Ergebnisse im internen Mittelverteilungsmodell (strukturpolitische Komponente Frauen-
forderung)

Ermittlung des differenzierten Handlungsbedarfs'®, dabei unterschiedliche Informationszuginge
nutzen (Diskussion im Fakultdtsrat, in Fakultitskommissionen und Fachschaften, Durchfiih-
rung und Auswertung von Befragungen, Impulse durch die dezentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten)

Zielstellungen fiir einen Zeitraum von vier Jahren definieren, auch Teilziele und kiirzere Um-
setzungszeitraume konnen sinnvoll sein

Auf der Grundlage einer Ideensammlung geeignete realistische zielgruppenorientierte Mal-
nahmen ableiten, die das eigene Profil schiarfen, aber auch an Bewidhrtes ankniipfen; dabei ist
auch die Verschrinkung von zentralen und dezentralen Malnahmen zu erwégen

7 Das hier exemplarisch beschriecbene Vorgehen in den Fakultiten ist fiir den Bereich Zentrale Einrichtun-
gen/Verwaltungen im Zustindigkeitsbereich der Kanzlerin analog zu sehen.

¥ In der Regel vier Jahre, jetzt aber erstmals nur fiir den Zeitraum bis zum SoSe 2014, um nachfolgend ab Wi-
Se 2014 Deckungsgleichheit mit den Wahlen der dezentralen Gleichstellungbeauftragten zu erzielen.

® hierbei Unterstiitzung der AG durch die Referentin der Zentralen GBA nutzen/Schnittstelle zu D 1

' zielgruppenspezifisch, bereichsintern, iibergreifend



H. Erstellung eines MaBnahmekatalogs unter Beriicksichtigung der nachfolgenden Gliederung:
- Bezeichnung der Mafinahme
— Zielformulierung
— Beschreibung der Mafinahme
- Methodische Umsetzung
— Zustandigkeit
- Ressourcen'’
— Termine

- Controlling

I. Fakultitsinterne Verdffentlichung und Diskussion des Entwurfs des Gleichstellungsplans unter
Einbeziehung alle Statusgruppen, anschlieBende Verabschiedung des Gleichstellungsplans im
Fakultitsrat'> und Verdffentlichung im Internet auf der jeweiligen Homepage der Fakultit,
Verlinkung mit den Seiten der zentralen Gleichstellungsbeauftragten, zur besseren Kommunika-
tion eine Kurzversion abfassen, drucken und an alle Beschiftigten verteilen.

J.  Begleitung und Unterstiitzung der Umsetzung sowie Controlling des Gleichstellungsplans durch
die Arbeitsgruppe/ fakultdtsinterne Kommission und die Gleichstellungsbeauftragten

K. Jeweils zum Ende des Sommersemesters erfolgt jéhrlich eine miindliche Berichterstattung zum
Umsetzungsstand des Gleichstellungsplans in der CGK durch das beauftragte Fakultdtsmitglied.
Alle zwei Jahre wird eine schriftliche Zwischenbilanz durch die Arbeitsgruppe/fakultitsinterne
Kommission dem Fakultitsrat vorgelegt. Im vierjahrigen Turnus" legt der Dekan/die Dekanin
Rechenschaft im Présidialkollegium zum Erfiillungsstand des Gleichstellungsplans ab. Bei Be-
darf ist eine zusdtzliche Berichtspflicht im Rahmen von genderspezifischen Evaluationen
(TOTAL E-QUALITY, DFG, Professorinnen-Programm u.a.) erforderlich. Die kontinuierli-
che Berichterstattung dient der Analyse des Umsetzungsgrades und der Uberpriifung, ob und in
wieweit die Ziele des vorliegenden Gleichstellungsplanes erfiillt wurden bzw. ob sie in der fest-
gelegten Form noch angemessen erscheinen. Gegebenenfalls werden neue Ziele und Mafinah-
men erarbeitet, verdnderte Schwerpunktsetzung definiert und die Verstidtigung von Malinah-
men angestrebt. Die Fortschreibung/Verstatigung des Gleichstellungsplans der Fakultdt erfolgt
im Zeitraum Juli-Oktober vor Auslaufen der Giiltigkeit.

Die Erstellung und Kontrolle der Gleichstellungspldne der Fakultidten und Zentralen Einrichtun-
gen/Verwaltung ist ein zielorientierter strategisches Instrument, um das Thema Chancengleichheit
als durchgéngiges Leitprinzip bei der Weiterentwicklung der Universitdt Potsdam zu platzieren und
hochschulweit nachhaltig fiir Gleichstellung und Chancengleichheit zu sensibilisieren.

""" Ausschopfung der Moglichkeit der hochschulinternen Leistungs- und Zielvereinbarungen im horizontalen
Handlungsfeld ,,Chancengleichheit® beachten, fiir Zentrale Einrichtungen/Verwaltung mit der Kanzlerin Zielver-
einbarung herbeifiihren,

2 erstmals im Wintersemester 2011

" erstmals im Wintersemester 2014
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Beratungen

Oft ist die Gleichstellungsbeauftragte die erste Ansprechpartnerin bei einer Vielzahl von ganz un-
terschiedlichen Problemen. Es suchen Studentinnen, die ihr erstes Kind bekommen, Rat und In-
formation, auslédndische Promovierende fragen nach eine finanziellen Unterstiitzung an, Sorgen
um die Verldngerung des befristeten Arbeitsvertrags werden vorgebracht, aber auch Betroffenen
von Mobbing und sexueller Beldstigung wenden sich an Sie. Alle erwarten, dass man sofort Zeit fiir
ein Gesprich findet und mdoglichst schnell das Problem kléart.

Wenn sie Kenntnis von Mobbing und sexuellen Ubergriffen erhalten, sollten Sie den Kontakt zur
Zentralen Gleichstellungsbeauftragten, ebenso zum Dekan/zur Dekanin Threr Fakultdt und zur zu-
stindigen Personalvertretung suchen. Sexualisierte Diskriminierung und Gewalt richtet sich in der
Regel gegen Frauen. Werden Ménner davon betroffen, so ist ihnen der gleiche Schutz zu gewéhren,
der fiir Frauen vorgesehen ist. Seien Sie einfiihlsam im Erstgesprich mit den Betroffenen, aber
halten Sie sich zuriick mit einer spontanen Bewertung des Geschilderten. Es empfiehlt sich, so
schnell wie moglich mit anderen auf die jeweilige Problemlage spezialisierten Einrichtungen zu-
sammen zu arbeiten, vorausgesetzt, das Einverstindnis der Rat suchenden liegt vor. Erwecken Sie
dabei aber nicht den Eindruck, das Problem ,,weiter zu schieben*. Machen Sie deutlich, dass Sie
professionelle Unter-stiitzung hinzu ziehen wollen. Informieren Sie Sich iiber das umfangreiche
Beratungsangebot an unserer Hochschule und dariiber hinaus.

Mobbing und sexuelle Ubergriffe kdnnen sich sehr unterschiedlich darstellen. Nicht immer sind wir
die Expertinnen zu diesem Thema. Es scheint auch vermessen zu glauben, dass jedes angezeigte
Problem zu Iésen ist. Hier noch ein paar grundsitzlich Anmerkungen'* dazu:

Unter Mobbing am Arbeitsplatz ist jede Verhaltensweise zu verstehen, die durch das bewusste Uber-
schreiten von Grenzen — in Benehmen, Handlungen, Gesten, miindlichen oder schriftlichen AuBe-
rungen - die Personlichkeit, die Wiirde oder die physische bzw. psychische Unversehrtheit einer
Person beeintrachtigen, deren Anstellung gefihrden oder das Arbeitsklima verschlechtern kann.
Dazu zihlen:

— sténdiges Kritisieren der Arbeit

— Verbreiten von Geriichten oder MutmafBungen

— systematisches Vorenthalten von Informationen

— Behinderung des Arbeitsablaufes oder Schadigung von Arbeitsgerdten

— nicht Respektieren des Arbeitsplatzes, verschwinden lassen von Unterlagen

- Verweigerung von Kommunikation und Kontakt

- Zuteilung von sinnloser Arbeit oder Uberhdufung mit Arbeit

- abwertende oder anziigliche Bemerkungen

— unsachliche und verletzende Austragung von Konflikten

— in Frage stellen der eigenen Qualifikation oder plotzliche ungeniigende Einstufung.

Frauen und Ménner jeden Alters, unabhéngig von Aussehen, Herkunft, Bildungsstand oder berufli-
cher Position konnen betroffen sein. Es trifft auch selbstsichere, qualifizierte und kreative Men-
schen. In einer gespannten Arbeitsatmosphdre konnen sich kleine, alltdgliche Konflikte leicht zu

Eine Dienstvereinbarung zum Umgang mit Mobbing und bei Vorfillen sexualisierter Diskriminierung gibt es an der Universitit
Potsdam derzeit noch nicht.



einem dauernden Psychoterror am Arbeitsplatz ausweiten. Oftmals suchen die Betroffenen erst
Rat, wenn sie gesundheitliche Beeintrdachtigungen feststellen. Stirken Sie die Betroffenen darin,
dass sie sich gegen die Ubergriffe klar und unmissverstindlich positionieren. Regen Sie die Doku-
mentation der Vorfélle und das Vorgehen in einem Mobbing-Tagebuch an, denn Mobbing muss
nachgewiesen werden. Suchen Sie auch hier Verbiindete und sprechen Sie mit vertrauten Personen,
Kolleginnen und Kollegen iiber die Vorfille. Ansprechpersonen sind neben der zentralen
Gleichstellungsbeauftragten auch die Personalverantwortlichen der einzelnen Bereiche, die Vorge-
setzen sowie die Ombudsperson der Hochschule.

Sexuelle Beldstigung und andere Formen sexualisierter Gewalt bestehen in verbalem und nonverba-
lem Verhalten. Neben sexuellen Handlungen und Verhaltensweisen, die nach den strafgesetzlichen
Vorschriften unter Strafe gestellt sind, zdhlen auch folgende diskriminierende Verhaltensweisen zu
sexuellen Ubergriffen:

- sexuell herabwiirdigender Sprachgebrauch

- sexuell herabwiirdigende Kommentare iiber das Intimleben und den Korper

— sexuell herabwiirdigende Schmierereien in 6ffentlichen Raumen

— die verbale und bildliche Pridsentation sexuell herabwiirdigender Darstellungen im dienstlichen
oder Ausbildungszusammenhang. Die Freiheit von Forschung und Lehre sowie des Studiums
bleibt davon unberiihrt.

- das Kopieren, Anwenden oder Nutzen sexuell herabwiirdigender Computerprogramme auf
EDV-Anlagen in Dienstrdumen, Gebduden oder auf dem Universitdtsgeldnde

— Aufforderung zu sexuellem Verhalten

- korperliche Ubergriffe und sexuell herabwiirdigende Beriihrungen.

Bei Vorfillen sexualisierter Diskriminierung sollten je nach Schwere des Einzelfalles und unter
Wahrung der Anonymitédtswiinsche und Schutzbediirfnisse der betroffenen Person ein personliches
Gespréach der Betroffenen unter Heranziehung einer Person ihres Vertrauens mit dem Beschuldig-
ten oder ein personliches Gespriach der jeweiligen Vorgesetzten mit der beschuldigten Person unter
Hinweis auf das Verbot sexualisierter Diskriminierung gefithrt werden. Wenn diese Maflnahmen
erfolglos bleiben, sind je nach Einzelfall, unter Einschaltung der Prisidentin oder der Kanzlerin
Sanktionen zu ergreifen. Diese konnen sein:

— Durchfiihrung eines formellen Dienstgespraches, miindliche oder schriftliche Belehrung

— schriftliche Abmahnung, Einleitung eines Disziplinarverfahrens

— Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz innerhalb oder auBlerhalb der Universitét

— fristgerechte oder fristlose Kiindigung

— Ausschluss von einer Lehrveranstaltung, Ausschluss von der Nutzung universitiarer Einrichtun-
gen

— Hausverbot, Exmatrikulation und ggf. Strafanzeige durch die Prasidentin.
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Weiterbildung

Als dezentrale Gleichstellungsbeauftragte konnen Sie durch Thre Tétigkeit sehr viel liber universiti-
re Strukturen, Wissenschaftskulturen, Hochschul- und Wissenschaftspolitik erfahren. Dies ge-
schieht meist in der alltidglichen Bewidltigung der Aufgaben einen Gleichstellungsbeauftragten.
Dennoch wollen wir Sie bei der Ubernahme dieses Amtes nicht allein lassen.

Neben der Moglichkeit des intensiven Erfahrungsaustauschs mit anderen Gleichstellungsbeauftrag-
ten in der CGK werden vom Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit (KfC) Klausurtagungen zu
gleichstellungsrelevanten Fragestellungen initiiert. Den Wiinschen der meisten Gleichstellungs-
beauftragten entsprechend, stehen hier Verhandlungsfiihrung und Argumentationstechnik in Beru-
fungsverfahren am haufigsten auf dem Programm. Die Themen Gleichstellung, Frauenférderung,
Diskriminierung von Frauen und sexuelle Beldstigung am Arbeitsplatz sind ebenfalls Gegenstand
der hochschulinternen Weiterbildung fiir Gleichstellungsbeauftragte. Sie konnen auch selbst Vor-
schldge fiir weitere Themen unterbreiten. Diese Angebote sind auch fiir andere interessierte Perso-
nen offen.

Fragen des Berufungsmanagements standen auch im Mittelpunkt der beiden letzten Weiterbildun-
gen. Neben der Verstindigung iiber die Rolle der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten in Beru-
fungskommissionen wurde in Rollenspielen besonders konflikthaften Situationen in Berufungsver-
fahren erprobt. Auch iiber Herausforderungen und Grenzen des Amtes der Gleichstellungsbeauftrag-
ten in Berufungsverfahren wurde reflektiert.

Fiir die Veranstaltungen konnten erfahrene Referentinnen in diesem Themenfeld wie beispielswei-
se Frau Prof. Dr. Christine Fiarber gewonnen werden. Bei Interesse konnen Thnen die Unterlagen
(Handout und Priasentation) dieser Veranstaltungen noch zur Verfiigung gestellt werden.

Die Klausurtagungen im Umfang von ein bis zwei Werktagen finden in der Regel im Zwischense-
mester an der Hochschule statt. Die Angebote sind fiir die Teilnehmenden kostenlos. Die Finan-
zierung erfolgt {iber eingeworbenen Drittmittel. Bei Bedarf wird eine Kinderbetreuung durch den
Service fiir Familien organisiert. Die Teilnahme und Ihr Mitwirken an den Klausurtagungen werden
zertifiziert.

Neben diesem hochschulinternen Weiterbildungsangebot stehen lhnen zahlreiche online-
Veroffent-lichungen zur eigenen Qualifizierung im Amt zur Verfiigung. Auf den Internetseiten der
Bundeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten finden Sie unter http://www.bukof.de/ zahlreiche
gleichstellungsrelevante Dokumente, die Ihnen insbesondere aus der Bundesperspektive Informati-
onen und Argumentationshilfen bereit stellen.
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Entlastungsregelungen fiir
Gleichstellungsbeauftragte

Verbindliche Regelungen der Universitiat Potsdam zur Entlastung der de-
zentralen Gleichstellungsbeauftragten (Beschluss des Rektorats vom
17.11.2004)"°

Frauenpolitik und Gleichstellungsarbeit haben an der Universitdt Potsdam eine gute Tradition.
Bereits seit der Griindungsphase gibt es eine Gleichstellungsbeauftragte der Universitit sowie dezen-
trale Gleichstellungsbeauftragte. Gemeinsam wirken die Gleichstellungsbeauftragen im Gleichstel-
lungsrat an der Erfiillung der Aufgaben zur Herstellung von Chancengleichheit fiir Frauen.

Seit Bestehen der Universitdt Potsdam sind viele positive Verdnderungen im Sinne der Frauenfor-
derung und Gleichstellung von Frauen und Ménnern initiiert und begleitet worden. Am 27. Mai
2004 erhielt die Universitdt Potsdam das Priadikat Total-E-Quality. Eine erneute Bewerbung ist
fiir 2011 geplant. Diese Auszeichnung ist nicht zuletzt auch ein Ergebnis der Kooperation der
zentralen sowie dezentralen Gleichstellungsbeauftragten mit den Gremien der akademischen
Selbstverwaltung.

Dennoch bedarf es noch vieler Schritte, bis die Verwirklichung geschlechtergerechter Strukturen in
allen Ebenen der Universitdt Potsdam erreicht ist. Eine zentrale Rolle spielen dabei die Gleichstel-
lungsbeauftragten in den Fakultdten und zentralen Struktureinheiten, die Gleichstellungsarbeit als
Querschnittsaufgabe in ihren Zustédndigkeitsbereichen leisten. Zu dem Aufgabenspektrum gehdren
insbesondere:

- Mitwirkung in Auswahl- und Berufungskommissionen zur Herstellung geschlechtergerechter
Personalstrukturen

- Entwicklung und Begleitung von Konzepten zur Frauenforderung und Gleichstellung

— Information und Beratung der Frauen in Angelegenheiten des Studiums, der Karriereplanung
sowie der Fordermoglichkeiten fiir Frauen

Fiir die sachgerechte Wahrnehmung der Aufgaben ist die Entlastung von hauptamtlichen Aufgaben
einer Hochschulangehdrigen zum Zwecke der Gleichstellungsarbeit eine unabdingbare Vorausset-
zung. Die Aufgabenwahrnehmung erfordert einen erheblichen Zeitaufwand, der in der Regel ca. 4-6
Stunden/Woche entspricht. Ebenso unabdingbar ist ein Minimum an sdchlichen Rahmenbedingun-
gen wie ein eigenes Biiro oder mindestens einen Arbeitsplatz, der garantiert, dass auch die weniger
offentlichen Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten wahrgenommen werden kdnnen.

Diese Rahmenbedingungen sind gegenwirtig nicht in dem erforderlichen Umfang gegeben. In der
Konsequenz fiihrt dies dazu, dass die Gleichstellungsarbeit in den Fakultidten und Einrichtungen

> Gemil des BbgHG konnen dezentrale Gleichstellungsbeauftragte in angemessenem Umfang von ihren Dienstaufgaben
freigestellt werden.
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nicht umfassend wahrgenommen werden kann und Frauen nicht gerade ermutigt werden, das Amt
der Gleichstellungsbeauftragten zu iibernehmen.

Wenn Studentinnen an der Universitdt Potsdam das Amt der dezentralen Gleichstellungs-
beauftragten ausiiben'®, erhalten sie eine Aufwandsentschidigung in Anlehnung an die Entschédi-
gung fiir Gremienarbeit. Dariliber hinaus werden Zeiten im Umfang von hdchstens zwei Semestern
bis zur Zwischenpriifung/Abschlusspriifung nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet. Zur sachge-
rechten Entfaltung der institutionalisierten Gleichstellungspolitik an Hochschulen fordert der
Gleichstellungsrat die Universitdtsleitung auf, allen dezentralen Gleichstellungsbeauftragten eine
Ressourcenausstattung zu gewéhrleisten.

Fir die Sicherstellung der Tétigkeit der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten werden vom
Gleichstellungsrat der Universitét die folgenden Grundsétze vorgeschlagen:

Verbindliche, dem jeweiligen Status der Amtsinhaberin angemessene Rahmenbedingungen sind
Grundlage fiir eine akzeptierte Gleichstellungsarbeit in den Struktureinheiten. Allgemeine Grund-
sitze der Regelungen sind Bestandteil des Gleichstellungsplans der Fakultdten und zentralen Ein-
richtungen und somit entscheidungsleitend. Die Regelungen werden bei der Ausschreibung des Am-
tes bekannt gemacht.

Die Wahrnehmung dieses Amtes wird durch die Leitungen der jeweiligen Struktureinheiten unter-
stiitzt, indem die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten eine 6ffentliche Wertschiatzung und An-
erkennung ihrer Tétigkeit erfahren. Bei der Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten schlielen
die Leitungen und die Amtsinhaberin eine personenbezogene Vereinbarung iiber die zu treffenden
Kompensationsmoglichkeiten ab. Geregelt werden die Entlastung und die angemessenen Ausstat-
tung. Mogliche Rahmenbedingungen kdénnen sein:

- Fiir Studentinnen sind angemessene Arbeitspldtze fiir die Ausiibung ihrer Tétigkeit zur Ver-
fiigung zu stellen.

- Die Wahrnehmung der Aufgaben der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten durch Mitar-
beiterinnen aus der Gruppe der MTV ist auf der Basis individueller schriftlicher Vereinba-
rungen zu regeln. Sie werden bis zu 3 Stunden pro Woche von ihrer Arbeit freigestellt.

- Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen in einem befristeten Arbeitsverhéltnis wird eine Ver-
langerung der Befristung als Kompensation fiir die Tatigkeit im Amt ermdglicht. Der zeit-
liche Umfang ist individuell zu vereinbaren und richtet sich nach dem anzurechnenden
Zeitvolumen in Bezug auf eine Legislaturperiode. Die Regelung ist schriftlich festzuhalten.

- Fir wissenschaftliche Mitarbeiterinnen in einem unbefristeten Arbeitsverhiltnis werden
Regelungen zur Entlastung/Reduzierung von Aufgaben in Lehre und Forschung getroffen
(Reduzierung der Lehrverpflichtungen; Entlastung/Unterstiitzung durch den Einsatz einer
Stellvertreterin (Aufgabensplittung), Ubernahme von primiren Aufgaben des Amtes durch
studentische Hilfskréifte). Diese Vereinbarungen sind schriftlich festzuhalten.

— Professorinnen erhalten bei Ausiibung dieses Amtes eine Stundenerméfigung des Lehrdepu-
tas von 2 SWS.

' Derzeit diirfen Studentinnen dieses Amt lt. BbgHG nicht ausiiben, da diese Funktion als dienstliche Aufgabe
wahrgenommen werden muss. Die landesweite Diskussion zur Novellierung des BbgHG soll dies dndern.
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1. Leitbild der Universitit Potsdam

Die Universitdt Potsdam als grofite Universitdt Brandenburgs orientiert sich an ausgeprigten in-
terdisziplindren Forschungsprofilen in Verbindung mit einer Vielzahl auBeruniversitirer For-
schungseinrichtungen in den Natur-, Human-, Geistes- und Sozialwissenschaften. Forschung und
Lehre gewinnen durch ihre wechselseitige Verschrankung hohe Qualitdt und Attraktivitét. Sie bil-
den die Basis flir einen Wissens- und Technologietransfer sowie Griinderservice, die sich an den
Bediirfnissen von Gesellschaft und Arbeitsmarkt orientieren.

Gleichstellungsrelevante
Dokument der Universitiat Potsdam

Die Universitdt Potsdam wird ihre Stdarken konsequent weiter ausbauen, um national wie internati-
onal noch deutlicher als Universitdt mit eigenem Profil wahrgenommen zu werden:

- In enger Vernetzung zwischen den Fakultéten, fakultédtsiibergreifenden Einrichtungen und
Dienstleistungsbereichen der Universitdt, den auBeruniversitiren Forschungseinrichtungen
und den kulturellen Institutionen der Region entsteht eine international wettbewerbsfahige
Forschungsuniversitdt mit Exzellenz- und Profilbereichen.

— Die Lebens- und Berufsperspektiven unserer Studierenden sind Grundlage fiir die Vermitt-
lung fachiibergreifender Schliisselkompetenzen und forschungsbasierten Wissens in interna-
tional anschlussfiahigen Studien- und Promotionsprogrammen. Der Wissens- und Kompe-
tenzerwerb ist der Antrieb unserer Studierenden. Die Universitdt erdffnet daher Freirdume
fiir das Studium in eigener Verantwortung und gestaltet das Studienangebot unter Beriick-
sichtigung der Lebenswirklichkeit der Studierenden.

— Eine umfassende hochschuldidaktische Aus- und Weiterbildung des wissenschaftlichen
Nachwuchses und der Professorenschaft, sowie unbiirokratische Evaluationsverfahren sind
Kernpunkte eines Konzepts zur Verbesserung der Qualitdt einer forschungsbasierten Lehre.

— Eine besondere Herausforderung sieht die Universitdt Potsdam in der Vernetzung von wis-
senschaftlicher Forschung und Lehrerbildung. Die an der Realitdt von Schule und Unter-
richt aber auch am aktuellen Forschungsstand orientierte Lehrerbildung mit einem hohen
Anteil an Praxisphasen ist profilbildend fiir die Universitéat.

Die Universitit steht fiir Chancen- und Familiengerechtigkeit, Internationalitiit, Toleranz und
Nachhaltigkeit. Dies wird auch weiterhin durch innovative, iiberregional sichtbare Konzepte und
Programme deutlich zum Ausdruck kommen.
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2. Gleichstellungskonzept der Universitit Potsdam

1. Vorbemerkungen

Die Universitdt Potsdam (UP) wird nicht nur in Brandenburg als eine Hochschule wahrgenommen,
wo Chancengleichheit mit konkreten Projekten und MalBnahmen gefordert und gefordert wird.
Chancengleichheit ist fiir die Universitit Potsdam ein wesentliches Element strategischer Ent-
scheidungen und gelebte Kultur. Junge Frauen erhalten hier durch vielféltige Fordermalnahmen
auch iiber die Studienzeit hinaus die Moglichkeit fiir eine wissenschaftliche Laufbahn. Im letzen
Jahr haben 179 Promovenden ihre Arbeit erfolgreich verteidigt. Der Frauenanteil liegt derzeit bei
42 Prozent, bei den Habilitanden dieses Jahrgangs bei 26 Prozent. Haushaltsmittel und die Forde-
rung durch Drittmittelprojekte ermoglichen jungen Wissenschaftlerinnen, sich fiir eine wissen-
schaftliche Karriere zu entscheiden. In den von der Hochschule geforderten Promotionsprogram-
men sind mindestens 40 Prozent der Promovierenden Frauen. Die wurde als ein Qualitdtskriterium
vereinbart.

Wir sehen uns als grofite Hochschule des Landes in der Verantwortung, bei der Entwicklung neuer
Steuerungsinstrumente und Programme zur Forderung des eigenen wissenschaftlichen Nachwuchses
mitzuwirken. Dabei gilt es nicht nur aus 6konomischen Zwéngen heraus auch regionale Ressourcen
zu biindeln und die Erfahrungen anderer Hochschulen zu nutzen. Die unmittelbare Nachbarschaft
zu den Berliner Universitidten und den im Umfeld der Hochschule etablierten auBeruniversitiren
Forschungseinrichtungen sehen wir als Standortvorteil im bundesweiten Wettbewerb der Hochschu-
len, der bei der derzeit aktuellen hochschulweiten Diskussion zum Struktur- und Entwicklungsplan
eine entscheidende Rolle spielt. Eine Vielzahl von Modulen zur Férderung von Frauen in der Wis-
senschaft in verschiedenen Qualifizierungsstufen sind erfolgreiche Bestandteile eines strategischen
Gesamtkonzepts der Universitdt Potsdam zur Chancengleichheit.

Die Universitdt Potsdam nimmt in der ostdeutschen Hochschullandschaft eine Vorreiterrolle hin-
sichtlich ihres Bemiihens um Chancengleichheit ein. Auch im aktuellen Ranking des CEWS nach
Gleichstellungsaspekten ist die Universitit Potsdam im bundesweiten Vergleich im vorderen Feld
zu finden, nicht zuletzt durch den vergleichsweise hohen Frauenanteil von 22 Prozent bei den Pro-
fessuren.

Dass sich die Universitdt Potsdam im Mai 2008 nun schon zum dritten Mal das Priadikat TOTAL
E-QUALITY erworben hat, zeigt, dass sich die Bemithungen um Chancengleichheit zum Anliegen
der gesamten Hochschule entwickelt haben, angefangen bei der Hochschulleitung iiber die Fakulté-
ten bis hin zur Verwaltung und dem wissenschaftsstiitzenden Bereich.

Ein zentrales Ziel innerhalb der Hochschule ist das Bemiihen um Chancengleichheit als Quer-
schnittsaufgabe in allen universitdren Bereichen ganz im Sinne des Gender Mainstreaming.

In der Riickschau kann die Universitdt Potsdam generell auf eine Vielzahl von Aktivitdten (neu
entwickelten und bewdhrten) um Chancengleichheit verweisen, was fiir Kontinuitét auf der Grund-
lage eines langfristigen Gleichstellungskonzepts spricht. Das Pradikat TOTAL E-QUALITY mit
seinen Evaluationsschwerpunkten setzt fiir uns den Rahmen fiir unsere Anstrengungen um mehr
Chancengleichheit. Das Marketing-Instrument haben wir zum Steuerinstrument weiterentwickelt.
Die sieben Aktionsfelder bilden den Handlungsrahmen fiir die Gleichstellungsarbeit an der Hoch-
schule. TOTAL E-QUALITY hat fiir uns Prozesscharakter.



2. Hochschulspezifische Situations-(Defizit)-Analyse

Die Universitdt Potsdam wirbt offensiv um die Erhéhung des Frauenanteils in allen Bereichen.
Dies dokumentiert sich dadurch, dass der Frauenanteil an der Hochschule in allen vergleichbaren
Kategorien deutlich iiber dem Bundesdurchschnitt liegt.

Im Zusammenhang mit der Selbstevaluation zur dritten Bewerbung um das TOTAL E-QUALITY-
Préadikat konnte nachgewiesen werden, dass es uns gelungen ist, den seit Jahren angestrebten hohe
Frauenanteil an der Universitdt Potsdam in den verschiedenen Statusgruppen zu halten und in eini-
gen Positionen sogar weiter auszubauen. Auch die erneute, nicht unwesentliche Steigerung des
Frauenanteils bei den Promotionen um 9 Prozent und Habilitationen um etwa 8 Prozent sei hier
hervorgehoben.

2007 war an der Universitdt Potsdam ein Jahr groBer Personalverdnderungen in der Hochschullei-
tung. Die von den elf Senatoren einstimmig gewdhlte Pridsidentin formierte das Présidium neu, es
wurde ein hauptamtlicher Vizeprasident fiir Lehre und Studium eingesetzt und im November kam
dann noch die Neubesetzung des Amtes der Kanzlerin hinzu.
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Abb. 1: Frauenanteil UP im Vergleich zum Bundesdurchschnitt im Jahr 2006 (in Prozent)

Die Erh6hung der Einstellungschancen von Frauen in allen Statusgruppen wird an der Universitdt
Potsdam durch gezielte MaBBnahmen unterstiitzt. In den Berufungsrichtlinien der Hochschule sind
geschlechtsspezifische Regelungen festgeschrieben. Die in der bisherigen Verfahrensweise geltender
Regelungen sind auch in die im Jahr 2007 an der Hochschule neu erarbeitete Berufungsordnung
eingeflossen. Es sind hierin auch Regelungen festgelegt, dass die Berufungsverfahren noch transpa-
renter und struktureller gestaltet werden. Die Zustimmung des Ministeriums fiir Wissenschaft, For-
schung und Kultur des Landes Brandenburg steht noch aus.

Die Gleichstellungsbeauftragten (GBA) der Universitdt nehmen entsprechend des § 69 des bran-
denburgischen Hochschulgesetzes als beratendes Mitglied an allen Berufungsverfahren teil. Um die
Frauen fiir diese Aufgabe zu qualifizieren, wurde ein Reader erarbeitet, den jede dezentrale
Gleichstellungsbeauftragte bei Amtsiibernahme erhidlt. Eine Klausurtagung im Herbst 2005 zum
Themenkreis rund um das Berufungsverfahren hat sich als sehr hilfreich fiir alle erwiesen. Diese
Schulungsmafinahme muss regelméBig wiederholt werden, da immer wieder andere Frauen dieses
Amt ausiiben. Nach der Ubertragung des Berufungsrechts an die Hochschule ist erneut eine solche
Klausurtagung unter Mitwirkung der wissenschaftlichen Referentin der Présidentin fiir das Beru-
fungsmanagement mit allen Gleichstellungsbeauftragten fiir 2008 geplant.

Die Besetzungsverfahren in den anderen Bereichen sind an der Universitdt Potsdam nicht in dieser
Form geregelt, aber auch hier werden die Interessen der weiblichen Kandidaten von den Gleichstel-
lungsbeauftragten vertreten. Der dafiir entwickelte Leitfaden fiir Vorstellungsgespriche wird re-
gelméBig aktualisiert. Alle Stellenbesetzungen sind der GBA zur Kenntnis zu geben. Sie hat zu prii-
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fen, ob die Grundsédtze der Frauenférderung und die Vorgaben der Frauenfoérderrichtlinien in jeder
Phase des Verfahrens Beachtung und Anwendung finden. Die Mitwirkung der GBA an den Beru-
fungsverfahren und Einstellungsgespriachen wird dokumentiert.

Bei der Besetzung der Stellen wird darauf Wert gelegt, dass der eigene wissenschaftliche Nachwuchs
beriicksichtigt und geférdert wird. Auch im Bereich des wissenschaftsstiitzenden Personals werden
verstarkt Hausbesetzungen vorgenommen. Dabei werden gezielt Frauen angesprochen, sich auf die
zumeist ressort- und landesverwaltungsintern ausgeschriebenen Stellen zu bewerben.

72 Prozent der Auszubildenden an der Universitit sind weiblich. Insbesondere bei jungentypischen
Ausbildungsberufen werden die eingegangenen Bewerbungen von Médchen bei gleicher Eignung
bevorzugt, umgekehrt werden auch Jungen fiir frauentypische Berufsfelder geworben. Bei den
Chemielaboranten haben wir im letzten Jahr zwei méinnliche Bewerber aufgenommen. Bei der
Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik ist es eine weibliche Bewerberin, die den Zuschlag bekam. Der
Universitdt Potsdam ist es gelungen, einen Grof3teil der Auszubildenden in befristete oder unbefris-
tete Anstellungen zu libernehmen.

Die Personaldatenerhebung an der Hochschule wird grundsitzlich geschlechterdifferenziert vorge-
nommen. Die statistischen Jahresberichte weisen in einem Kapitel gesondert den Frauenanteil in
verschiedenen Kategorien aus. Als Messzeitpunkte fiir die folgende Darstellung des Frauenanteils
in den einzelnen Statusgruppen wurden die drei Bewerbungen fir TOTAL E-QUALITY (2001-
2004-2007) herangezogen.

In Brandenburg hat sich der Anteil der Studienanfangerinnen im Durchschnitt der letzten Jahre auf
50,6 Prozent (aktueller Wert des Wintersemesters 2006/2007) eingepegelt. Dieser Trend ist bun-
desweit festzustellen. Als Problem stellt sich fiir die ndchsten Jahre, dass die Zahl der Studierwilli-
gen in der Tendenz bundesweit riicklaufig ist und auch die geburtenschwachen Jahrgénge der Wen-
dezeit jetzt wirksam werden. Dies zeigt sich derzeit noch nicht an den Studierendenzahlen an der
Universitdt Potsdam (aktuell: 18.800 Studierende mit einer Steigerung um 4,5 Prozent zum Vor-
jahr). Um diese Zahlen zu halten, wird derzeit an der Hochschule unter der Leitung des Vizeprisi-
denten fiir Studium und Lehre ein Marketingkonzept fiir die Gewinnung von Studierwilligen entwi-
ckelt. Dass sich der Frauenanteil bei den Studienanfangern in den letzten Jahren an der Universitit
Potsdam weiter erhohte, ist hauptsdchlich darin begriindet, dass der Anteil der Maddchen der bran-
denburgischen Abiturienten aktuell bei 58 Prozent liegt und die Studierneigung bei Madchen deut-
lich hoher ausgeprégt ist.

Studienanfanger (1.HS)

63%
62%
61%
60%
59%
58%

57% +

2001 2004 2007

Abb. 2: Frauenanteil bei Studienanfangern -1. HS (in Prozent)

Bei einer Binnenbetrachtung ist aber kritisch anzumerken, dass zwischen den einzelnen Fakultéten
und noch differenzierter zwischen den einzelnen Studienrichtungen deutliche Unterschiede zu ver-
zeichnen sind. Besonders auffillig sind diese in den naturwissenschaftlichen Disziplinen Informatik
(19 Prozent), IT-Systems Engineering (8 Prozent) und Physik (19 Prozent). In der Féchergrup-
pen Sprach- und Kulturwissenschaften sowie Musik und Kunst liegt der Frauenanteil {iberproporti-
onal hoch.



Studienanfinger Frauenanteil
Bereich

(gesamt) (in Prozent)
Juristische Fakultit 429 64
Philosophische Fakultit 1.042 72
Humanwiss. Fakultat 466 68
Wirtsch.- Sozialw. Fakultat 582 51
Math.- Nat. Fakultat 946 45
gesamt 3.465 60

Tab. 1: Studienanfanger 1. FS = Sommersemester 2006 und Wintersemester 2006/2007 (in Prozent)

Insgesamt ist der Frauenanteil bei den Studierenden der Universitdt Potsdam analog des Anteils bei
den Studienanfingern zu betrachten.

Vergleich Studierende - Absolventen
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Abb.3: Vergleich Frauenanteil Studierende - Absolventen (in Prozent)

Dieser Vergleich zeigt, dass der Frauenanteil bei den Absolventen riicklaufig ist. Auch wenn der
Anteil der weiblichen Absolventen auch 2007 noch iiber dem der weiblichen Studienanfanger liegt,
miissen die Ursachen hierfiir ermittelt werden und gegenldufige Entwicklungen durch geeignete
MaBnahmen aufgehalten werden. Wenn man den Frauenanteil der Studierenden einzelner Facher-
gruppen mit dem der Absolventen in Beziehung setzt, wird deutlich, dass insbesondere der Frauen-
anteil in mannerdominierten Studienrichtungen bis zum erfolgreichen Studienabschluss riicklaufig
1st.

Frauenanteil Frauenanteil
Fichergruppe bei Studierenden bei Absolventen
(in Prozent) (in Prozent)
Sprach- und Kulturwiss. 70,3 81,5
R;chts—, Wirtschafts-, Sozial- 518 482
wiss.
Mathematlk, Natur- u. Erndh- 445 407
rungswiss.
Sport 40,7 51,9
Musik, Kulturwiss. 66,7 81,5

Tab. 2: Vergleich Frauenanteil Studierenden / Absolventen im Vergleich 2006/2007 (in Prozent)

Die Frauenquotierung (mindestens 40 Prozent) in den hochschulinternen Promotionsprogrammen
hat sich fordernd auf die Steigerung des Frauenanteils ausgewirkt. Um die strukturellen Bedingun-
gen fiir eine wissenschaftliche Karriere zu verbessern, wurde 2007 die Potsdam Graduate School
(PoGS) gegriindet, die die Promotionsprogramme der einzelnen Fakultiten unter einem iibergrei-
fenden Dach vernetzt und unterstiitzt.

23



24

Promotionen

45%
40%
35%
30%
25%
20%
15%
10%

5%

0%+

2001 2004 2007

Abb. 4: Frauenanteil bei Promotionen (in Prozent)

Die Erfolge der einzelnen Fakultdten bei der Gewinnung von Frauen fiir eine Promotion werden in
dem hochschulinternen Mittelverteilungsmodell bei der strukturpolitischen Zuweisung fiir Ergeb-
nisse in der Frauenforderung beriicksichtigt. Bei der jéhrlichen Zuweisung von Haushaltsmitteln
werden die erzielten Erfolge auch monetéar in der Fakultit sichtbar.

Promotionen 2006 abgeschlossene Promotionen
Bereich 2006 (in Prozent)
(in Prozent)
Juristische Fakultét 42,6 28,6
Philosophische Fakultit 61,8 55,6
Humanwiss. Fakultéit 60,6 61,1
Wirtsch.- Sozialw. Fakultit 38,8 15,0
Math.- Nat. Fakultit 46,4 44,1
Durchschnitt 50,0 40,8

Tab. 3: Vergleich Frauenanteil Promotionen / abgeschlossene Promotionen im Vergleich 2006/2007 (in Prozent)

Um die Defizite bei den Frauenanteilen in den verschiedenen Qualifikationsstufen auszugleichen,
wurden von den Fakultdten verschiedene Anreizsysteme und fakultdtseigene Forderprogramme
entwickelt. Der Erfolg dieser Instrumente muss gepriift werden. Hier ist die Mitwirkung der dezen-
tralen Gleichstellungsbeauftragten wichtig, um positive Erfahrungen transparent zu machen.

Im Vergleich zwischen den Fakultidten ist augenféllig, dass in der Juristischen Fakultdt und in den
Wirtschaftswissenschaften der angestrebte Frauenanteil bei den abgeschlossenen Promotionen
nicht erreicht wird. Die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultdt hat im letzten Jahr des-
halb erhohte Anstrengungen unternommen, um dieser Entwicklung gegenzusteuern. Eine fakultits-
interne Frauenforderkommission wurde gebildet, die den Frauenforderplan der Fakultit neu auf-
stellte und auBBerdem Vorschldge fiir die Implementierung der Komponente Frauenforderung in den
verschiedenen Qualifikationsstufen in das interne Mittelverteilungsmodell entwickelte. Die Wirk-
samkeit dieser Steuerinstrumente gilt es, in den néchsten Jahren zu priifen. Positive Ergebnisse
sollen hochschulweit diskutiert werden. Die Bedingungen in jeder Fakultit sind anders, deshalb sind
auch die Wege dahin unterschiedlich. Noch ganz am Anfang steht eine Initiative der beiden dezen-
tralen Gleichstellungsbeauftragten der Juristischen Fakultat. Durch die Schaffung eines Mentoring-
Programms sollen engagierte und motivierte Jurastudentinnen bei der individuellen Planung und
Gestaltung ihres Studiums und Referendariats sowie ihres weiteren Berufswegs Unterstiitzung fin-
den. Der Schwerpunkt des Programms liegt dabei auf der langfristigen personlichen Verbindung zu
einer élteren, als Mentorin fungierenden Fachkollegin, dem friihzeitigen Aufbau von Netzwerken
sowie der Auseinandersetzung mit spezifisch weiblichen Problemen bei der Berufs- und Karriere-
planung. Dariiber hinaus soll durch die Vermittlung von Lerntechniken und sogenannten ,,Soft-
Skills* wie Auftreten oder Rhetorik sowie die Vorstellung von Berufsbildern dazu beigetragen wer-
den, die Studienplanung sinnvoll an den eigenen Zukunftsvorstellungen auszurichten. Auch wenn
die MaBnahmen in den einzelnen Fakultdten vielféltig und unterschiedlich sind, ist es entscheidend,
dass auf der konkreten Bedarfsanalyse autbauend erreichbare Ziele formuliert werden und geeignete
Instrumente zu deren Erreichung genutzt werden.



Im Rahmen der Bund-Lénder-Vereinbarung zur ,,Realisierung der Chancengleichheit fiir Frauen in
Forschung und Lehre (HWP)“ wurden im Zeitraum 2004 bis 2006 drei Lise-Meitner-
Forscherinnengruppen an der Universitdt Potsdam geférdert. Durch den Wegfall dieser Forderung
muss die Hochschule eigene neue Forderinstrumente entwickeln, die zielfithrend fiir die Férderung
von Frauen in den hoheren Qualifikationsstufen genutzt werden.
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Abb. 5: Frauenanteil bei Habilitationen (in Prozent) Abb. 6: Frauenanteil bei Juniorprofessuren (in Prozent)

Bereich Habilitationen/Juniorprof. 2004-2006 (in Prozent)

Juristische Fakultét 50,0

Philosophische Fakultit 46,2

Humanwiss. Fakultit 38,1

t\i\/aitirtsch.— Sozialw. Fakul- 143

Math.- Nat. Fakultit 17,9

Durchschnitt 28,0

Tab. 4: Vergleich Frauenanteil Habilitationen und Juniorprofessuren nach Fakultidten 2006-2007 (in Prozent)

Hervorzuheben sind die Bemiithungen der Hochschule, den Frauenanteil bei den Professorenstellen
weiter zu erhohen. Die erste Riege der mit der Griindung der Universitdt Potsdam berufenen Pro-
fessorinnen und Professoren geht in den nichsten Jahren in den Ruhestand. Deshalb steht erneut
eine Reihe von Berufungsverfahren an. Um deren Qualitét weiter zu verbessern, wurde eine wissen-
schaftliche Referentin der Présidentin fiir das Berufungsmanagement eingestellt, die in enger Ab-
stimmung mit der Hochschulleitung die Verfahren begleitet. Auch der regelméBige Austausch zu
den durch die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten begleiteten Berufungsverfahren ist wichtig.
Deshalb sind auch weitere Klausurtagungen dafiir geplant.

Professuren

2001 2004 2007

Abb. 7: Frauenanteil bei Professuren (in Prozent)

Der Frauenanteil bei den Neuberufenen liegt in den letzten drei Jahren bei 28 Prozent. Aktuell
belduft er sich inklusive der Lehrstuhlvertretungen auf 22 Prozent.
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Wenn man Frauen- und Ménneranteile in den einzelnen wissenschaftlichen Qualifikationsstufen
vergleicht, ergibt sich immer noch die bekannte ,,Schere*. Hier wird noch mal graphisch verdeut-
lich, wo Forderinstrumente greifen miissen. Dieser Herausforderung muss sich auch die Universitit
Potsdam stellen.
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Abb. 8: Gesamtvergleich Frauen- und Ménneranteil in den einzelnen Qualifikationsstufen (in Prozent)

Neben den bisherigen Bemiihungen, dieser Entwicklung entgegenzuwirken, ist es erforderlich, dass
besondere Anstrengungen unternommen werden, damit mehr Frauen in den hoheren Qualifikati-
onsstufen ankommen. Dazu wurden Konzepte entwickelt, fiir deren Umsetzung die entsprechen-
den Rahmenbedingungen an der Hochschule noch geschaffen werden miissen. Andere erfolgreich
evaluierte Projekte sind flir die kommenden Jahre zu verstetigen, da die Forderung durch Drittmit-
tel keine Kontinuitit gewahrleistet.

Die Akzeptanz von berufstitigen Frauen ist aus einer langen Tradition heraus an der Universitit
Potsdam gegeben und gehdrt zum Profil der Hochschule. In den Frauenforderrichtlinien § 12 sind
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation so geregelt, dass flexible Gestaltungsmoglichkeiten fiir Frauen
ermoglicht werden, um Erwerbsleben und Familienaufgaben besser abzustimmen und auch bei einer
Teilzeitbeschéftigung gleiche berufliche Chancen zu erhalten. Individuelle Vereinbarungen variab-
ler Arbeitszeiten, Wechsel von Voll- in Teilzeit und umgekehrt bzw. Gleitarbeitszeit und eine zeit-
weilige Telearbeit werden insbesondere von Frauen zur Betreuung von Kleinkindern wéhrend bzw.
im Anschluss an die Elternzeit in Anspruch genommen. Stellen, die wegen Wahrnehmung von
Elternzeit freiwerden, werden grundsitzlich in dieser Zeit vertreten. Sowohl im wissenschaftlichen
Mittelbau als auch bei den iiber Drittmittel Beschéftigten, liegt der Frauenanteil in einem vertret-
baren Rahmen. Auch im wissenschaftsstiitzenden Bereich ist dieser seit Jahren konstant hoch. Hier
liegen die Handlungsschwerpunkte vorrangig bei neuen Regelungen zu Arbeitszeit- und -ort, Ge-
sundheitsschutz und Fragen der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege von Angehdrigen. Hier soll es
durch die Zielvereinbarung im Rahmen des audit familiengerechte hochschule weitere Verbesserun-
gen geben. Die in der Verwaltung durchgefiihrte Befragung von 2007 wird beziiglich der Ausschop-
fung der Dienstvereinbarung zur Arbeitszeitflexibilisierung ausgewertet. In einer Dienstvereinba-
rung sollen generelle Freistellungsregelungen fiir Beschéftigte mit akuter Pflegeherausforderung
beriicksichtigt werden.

Frauenanteile Beschiftigte
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Abb. 9: Frauenanteil Beschiftigte (in Prozent)
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Abb. 10: Frauenanteil Gesamtiiberblick (in Prozent)

Die Gesamtiibersicht fasst noch einmal die Entwicklung des Frauenanteils in den einzelnen Status-
gruppen iiber den Zeitraum der drei Bewerbungszeitpunkte fiir TOTAL E-QUALITY zusammen.
Auch wenn eine positive Entwicklung zu verzeichnen ist, wird deutlich, wo weiterer Handlungsbe-
darf ist. Der Vergleich zeigt, dass der Frauenanteil insbesondere in den niedriger dotierten Berei-
chen bzw. in befristeten Arbeitsverhéltnissen steigt
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Abb. 11: Frauenanteil in Fithrungspositionen (in Prozent)

Dass Frauen es geschafft haben, auch in den Fiihrungspositionen der Hochschule erfolgreich zu
sein, kann an mehreren Einzelbeispielen nachgewiesen werden. Bestes Beispiel ist die einstimmige
Wahlentscheidung fiir eine Prisidentin im Sommer 2006. Uber zwei Wahlperioden war eine Frau
als Vizeprasidentin fiir Lehre und Studium zustdndig. Immer wieder engagieren sich Professorinnen
als Dekaninnen. Das Amt der Kanzlerin hat nun schon acht Jahre eine Frau inne. Auch in der
Verwaltung stehen Frauen einzelnen Dezernaten vor. Um auch fiir diese Amter den eigenen wis-
senschaftlichen Nachwuchs zu entwickeln und Frauen in ihrer Karriere zu unterstiitzen, wird ein
schon seit vielen Jahren eingefordertes Personalentwicklungskonzept nun endlich unter der Lei-
tung der Kanzlerin fiir den wissenschaftlichen und wissenschaftsstiitzenden Bereich entwickelt.

Die quantitative Mitwirkung von Frauen in den zentralen und dezentralen Gremien der Universitat
wird in der nachfolgenden Ubersicht dargestellt. Hier wird deutlich, dass es immer noch keine
Selbstverstidndlichkeit ist, dass Frauen in Gremien reprisentativ vertreten sind.
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Frauenanteil
Gremien

(in Prozent)
Senat 36 Prozent
Fakultatsrite (gesamt) 28 Prozent
Kommission fiir Entwicklungsplanung und Finanzen (EPK) 36 Prozent
Kommission fiir Forschung und wissenschaftlicher Nachwuchs (FNK) 15 Prozent
Kommission fiir Lehre und Studium (LSK) 29 Prozent
Kommission fiir Chancengleichheit (CGK) 70 Prozent
Vergabekommission (Stipendien) 33 Prozent
Satzungskommission 25 Prozent
Ethikkommission des Senats 0 Prozent
Verkehrskommission des Senats 50 Prozent
Personalrite (gesamt) 59 Prozent
Gleichstellungsrat 100 Prozent
Schwerbehindertenvertretung 100 Prozent
Studierendenvertretungen (gesamt) 38 Prozent
gesamt 54 Prozent

Tab. 5: Frauenanteil in Gremien der Hochschule 2007 (in Prozent)

Das Brandenburgische Hochschulgesetz orientiert auf eine 40prozentige Beteiligung von Frauen an
der Gremienarbeit. Die Realisierung ist nicht immer gegeben und scheitert teilweise auch an der
Bereitschaft der Frauen, in Gremien mitzuwirken. Frauen zu motivieren, sich in diesen Gremien zu
engagieren, muss durch verdnderte Rahmenbedingungen der Gremienarbeit verbessert werden, bei-
spielsweise durch angemessene Gremienzeiten. Die Berilicksichtigung familidrer Belange in der
Terminierung der Gremienarbeit und Berufungsverfahren wurde durch die Senatskommission fiir
Chancengleichheit mehrfach thematisiert, weil es immer noch Bereiche gibt, in denen die Sit-
zungstermine auf die Wochenenden gelegt werden, was bei den weiblichen Hochschulangehdrigen
aller Statusgruppen in einzelnen Fachdisziplinen, in denen Frauen immer noch unterreprisentiert
sind, zu eine enormen Mehrfachbelastung kommt.

Die Universitit wirbt verstirkt um Frauen fiir die Ubernahme karriererelevanter Funktionen und
die Mitwirkung in universitiren Gremien. Geeignete Frauen werden gezielt angesprochen, sich
durch die Ubernahme von karriererelevanten Funktionen bzw. die Mitwirkung in universitiren
Gremien zu profilieren. Erfahrungen haben gezeigt, dass Frauen eher bereit sind, eine Funktion zu
iibernehmen, wenn sie von Vorgesetzten direkt darauf angesprochen werden, zum Beispiel bei der
Ubernahme des Amtes als Gleichstellungsbeauftragte der Fakultit. Die Frauen fiihlen sich dann
gestiarkt. Auch unter den Studierenden hat sich die Bereitschaft von Frauen, sich in verschiedenen
hochschulpolitische Gremien einzubringen im letzen Jahr deutlich erhoht, was sicherlich auch auf
den derzeitigen und leider héufig wechselnden Koalitionsvoraussetzungen unter den studentischen
Gruppierungen beruht. Die Beteiligung von Studentinnen in den Gremien der verfassten Studieren-
denschaft liegt derzeit bei etwa 46 Prozent. 33 Prozent der studentischen Vertreter im Senat und
den einzelnen Senatskommissionen sind Frauen und auch im Netzwerk der interdisziplindren Ge-
schlechterforschung engagieren sich acht Studentinnen aktiv.

Die fiir das Sommersemester 2008 geplante Befragung in den Fakultdten zeigt moglicherweise wei-
tere Ursachen hierfiir auf. Die Mitwirkung von Frauen in den Berufungskommissionen (etwa 40
Prozent) ist dagegen einfacher zu realisieren und hat sich zwischenzeitlich zum Selbstversténdnis
entwickelt, weil diese Forderung gesetzlich definiert ist. Die dezentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Fakultdten nehmen an allen Sitzungen ihres Fakultétsrates teil.



3. Gleichstellungsziele und ihr Beitrag zur Profilbildung

Die in der Analyse dargestellte Entwicklung zeigt einerseits die erzielten Erfolge der Universitit
Potsdam bei der Gewinnung von Frauen auf allen wissenschaftlichen Qualifikationsstufen auf, weist
aber auch darauf hin, in welchen Bereichen ein besonderer Handlungsbedarf in den kommenden
Jahren ist. Durch geeignete Konzepte sollen die aufgezeigten Defizite abgebaut werden. Zahlreiche
MaBnahmen zur gezielten Forderung von Frauen und zur Implementierung eines Genderprofils
wurden in den vergangenen Jahren an der Hochschule erfolgreich verankert und trugen nicht unwe-
sentlich zur Profilbildung der Hochschule bei. Dazu zdhlen die Bewerbung der Universitit um das
audit ,familiengerechte hochschule‘, die Weiterentwicklung von Programmen zur Férderung von
Frauen, wie BrISaNT und Mentoring fiir Frauen, die Etablierung des Elternnetzwerks an der Uni-
versitidt oder die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von Erwerbstétigkeit,
wissenschaftlicher Karriere und Familienverantwortung z.B. durch die Erweiterung der Kinder-
betreuungsangebote.

Neben der Schaffung entsprechender fordernder Rahmenbedingungen fiir die Gewinnung des weibli-
chen wissenschaftlichen Nachwuchses tragen auch Maflnahmen um die nachhaltige Integration der
Frauen- und Geschlechterforschung in Forschung, Lehre und Studium zur weiteren Profilbildung der
Hochschule bei. Die Entwicklung und Vernetzung interdisziplindrer Forschungszusammenhénge der
Frauen- und Geschlechterforschung wurde durch die Einfiilhrung des Zusatzzertifikats ,,Interdiszi-
plindre Geschlechterstudien im Wintersemester 2005/2006 und die Entwicklung eines facherii-
bergreifenden Angebots fiir alle an Frauen- und Geschlechterfragen interessierten Studierenden
aller BA- und MA- Studiengingen unter der Federfilhrung der Frauenforschungsprofessur weiter
vorangetrieben. Das im Jahr 2006 an der Hochschule neu gegriindete Netzwerk Interdisziplinére
Frauen- und Geschlechterforschung/Geschlechterstudien fordert die Vernetzung zwischen allen
Akteurinnen der Geschlechterstudien an der Universitdt Potsdam und unterstiitzt den Prozess der
Implementierung dieses Angebots in die Lehre. Auch beim Erwerb von Schliisselqualifikationen
werden Lehrangebote zum Erwerb von Genderkompetenz iiber das Fachstudium hinaus integriert.
Die an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultdt angesiedelte Professur fiir Frauen-
forschung wurde 2007 als W3 Professur fiir Soziologie der Geschlechterverhiltnisse wieder ausge-
schrieben. An das bislang Erreichte gilt es dann anzukniipfen.

Die Universitdt Potsdam will sich als eine der 20 fithrenden deutschen Hochschulen profilieren. Es
ist ein anspruchsvolles Ziel. Diese enorme Leistungssteigerung gelingt der Universitidt als Ganzes
jedoch nicht allein auf der Grundlage des gegenwirtigen Status Quo. Deshalb wird seit Ende des
letzten Jahres ein Grundsatzpapier zur Struktur- und Entwicklungsplanung zur Profilierung in der
Forschung und Umsetzung der Studienreform hochschulweit diskutiert. Ein wichtiger Bestandteil
des Papiers sind die strategische Positionierung zur Gleichstellung von Frau und Mann als imma-
nentes Prinzip. Chancengleichheit und Geschlechtergerechtigkeit sind Bestandteil aller Entschei-
dungsprozesse an der Hochschule. Im Ergebnis dieser Struktur- und Entwicklungsdiskussion soll das
Leitbild fiir die Hochschule definiert werden.

Die Gleichstellung von Frauen und Ménnern und die Herstellung von Chancengleichheit ist geleb-
ter Teil des Selbstverstindnisses unserer Universitdt. Unsere Anstrengung um mehr Chancen-
gleichheit schlieBt die Beseitigung von Benachteiligungen von Frauen in der Wissenschaft, die in-
dividuelle Férderung von Menschen mit Behinderungen und die Unterstiitzung von Eltern und da-
mit insbesondere von jungen Frauen mit Familie ein.

Die dritte Bewerbung um das Priadikat TOTAL E-QUALITY fiir vorbildlich umgesetzte Chancen-
gleichheit, verbunden mit einer kritischen Selbstevaluation unter Beteiligung der Fakultdten, hat
gezeigt, dass auch im zuriickliegenden Bewertungszeitraum vielféltige Anstrengungen zur Errei-
chung gleichstellungspolitischer Zielstellungen unternommen wurden. Chancengleichheit und Ge-
schlechtergerechtigkeit sind Bestandteil aller Entscheidungsprozesse an der Hochschule, sei es die
Implementierung in der derzeit offentlich diskutierten Struktur- und Entwicklungsplanung, die
Erarbeitung der Berufungsordnung oder dem Marketingkonzept der Universitdt, um nur einige Bei-
spiele anzufiigen.
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Die nachfolgenden Schwerpunkte fiir den weiteren Abbau von Gleichstellungsdefiziten basierten
auf den Handlungsempfehlungen, die aus der Selbsteinschdtzung zur erneuten Bewerbung um das
Pradikat TOTAL E-QUALITY abgeleitet wurden. Dieses ist:

— die Entwicklung und Verstiatigung von Mallnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit
in der Nachwuchsforderung;

— die Nutzung und Weiterentwicklung moderner Steuerungsinstrumente fiir die Herstellung
von Chancengleichheit;

— die Starkung der Rolle der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten;
— die Weiterentwicklung familiengerechter Studien- und Arbeitsstrukturen;

- die Entwicklung und Vernetzung interdisziplindrer Forschungszusammenhénge der Frauen-
und Geschlechterforschung und deren Implementierung in der Lehre und

— die Erarbeitung eines Personalentwicklungskonzepts fiir den wissenschaftlichen und fiir den
wissenschaftsstiitzenden Bereich.

4. Mafinahmepaket der Universitiit Potsdam zur Durchsetzung von Chancengleichheit

Das Konzept wird von der Idee getragen, langfristig und frithzeitig die Grundlagen zu legen fiir eine
nachhaltige Verbesserung der Situation von Frauen in der Wissenschaft, wobei es meist mehrere
Module'” sind, die auf die Erreichung einer iibergeordneten zentralen Zielstellung abzielen. Diese
sind:

— Erh6hung der Anteile von Frauen in wissenschaftlichen Spitzenpositionen (lila) mit den Mo-
dulen Berufungsmanagement, Coaching fiir Neuberufene,

— Karriere- und Personalentwicklung fiir Nachwuchswissenschaftlerinnen (gelb) mit den Modulen
ProFiL - Programm (in Kooperation mit den Berliner Universititen), Potsdam Graduate
School (PoGS), Beratung fiir Existenzgriinderinnen , Mentoring fiir Frauen — Gemeinsam Zu-
kunft gestalten, Lise Meitner-Programm, Briickenprogramm,

— Gender in Lehre und Studium (rot) mit den Modulen Lehrstuhl fiir Frauenforschung, Netzwerk
der interdisziplindren Frauen- und Geschlechterforschung, Gender als Schliisselkompetenz,
Gender-Zusatz-Zertifikat, Genderaspekte bei Akkreditierung von Studiengéngen,

— Akquirierung von Studentinnen fiir Facher, in denen Frauen unterrepréasentiert sind (griin) mit
den Modulen Zukunftstag fiir Jungen und Médchen, BrISaNT, Studium lohnt,

— Schaffung von Rahmenbedingungen fiir Vereinbarkeit von Beruf und Familie (blau) mit den
Modulen Grundzertifikat audit familiengerechte hochschule, Elternnetzwerk, flexible Kinder-
betreuung, Eltern-Kind-Rdume auf dem Campus, Welcome Center der Universitdt Potsdam fiir
ausldandische Wissenschaftler und ihre Familien,

Eine Reihe dieser MaBBnahmen haben sich seit einigen Jahren erfolgreich etabliert wie das Mento-
ringprogramm (seit 2004), andere stehen erst am Start zum Beispiel PoGS oder befinden sich in
der Antragstellung (ProFiL). Es gibt aber auch Mafinahmen, die aufgrund der ausgelaufenen Forde-
rung wie JUWEL, ein Landesprogramm zur Gewinnung von Médchen in naturwissenschaftlichen
Studienrichtungen, oder das Lise-Meitner-Programm (iilber HWP finanziert) ausgelaufen sind.

Durch eine Neuausrichtung der Forderschwerpunkte und -instrumente im Land Brandenburg und
dem in diesem Jahr zu erwartenden gemeinsam mit dem CHE erarbeitenden Landesprogramm zur
Chancengleichheit und Familienférderung an Brandenburger Hochschulen gibt es derzeit eine grof3e
Unsicherheit, ob, fiir welchen Zeitraum und in welcher Hohe die Malnahmen weitergefiihrt werden
konnen, wobei immer (in einigen Teilen ausschlieBlich) Haushaltsmittel der Hochschule flieen.

'7 siehe hierzu auch Abb. 12 und Tab. 6



Die Defizitanalyse hat gezeigt, in welchen Bereichen es verstiarkter Anstrengungen bedarf. Da im
Rahmen dieses Konzepts nicht auf alle Module ausfiihrlich eingegangen werden kann, sei auf die
Homepage der Universitit Potsdam verwiesen (http:/www.uni-potsdam.de). Bei der Beschreibung
des Mallnahmepakets erfolgt deshalb eine Konzentration auf die Projekte, die weiterentwickelt,
nachhaltig verstetigt oder zusétzlich eingefiihrt werden sollen. Hier sollen neue Teilprojekte imp-
lementiert werden, einige Maflnahmen sind ganz neu.

4.1 Mafinahmen zur Erhohung der Anteile von Frauen in wissenschaftlichen Spitzenpositionen

(1) Eine wesentliche Liicke, die u.a. auch durch das Wegfallen von Fordermoglichkeiten {iber ge-
meinsam von Bund und Lidndern finanzierten Programmen entstanden ist, soll durch ein neu zu
etablierendes Projekt zur Qualifizierung von Wissenschaftlerinnen nach dem erfolgreichen Ab-
schluss der Promotion auf dem Weg zur Professur geschlossen und weiterentwickelt werden. Die
Universitdt Potsdam beabsichtigt, ab 01. Juli 2008 dieses Projekt mit dem hochschuliibergreifen-
den Programm der drei Berliner Hochschulen "ProFiL - Professionalisierung fiir Frauen in
Forschung und Lehre* zur vernetzen, um vorhandene Synergien zu nutzen sowie regionale Res-
sourcen zu biindeln. Ziel des Programms ist es, junge Wissenschaftlerinnen nach der Promotion bei
der Planung und Entwicklung ihrer Karriere intensiv zu unterstiitzen, um sie auf kiinftige Fithrungs-
und Managementanforderungen einer Professur vorzubereiten.

Fiir die Durchfiihrung des Projekts werden Personalkosten fiir die Projektkoordination und eine
SHK-Stelle anfallen sowie Sachkosten fiir die Planung, Durchfiihrung und Evaluation des Pro-
gramms. Es wurden Mitteln des Europdischen Sozialfonds (ESF) im Forderbereich ,, Lebenslan-
ges Lernen — Familiengerechte Hochschule™ beim MWFK beantragt. Der Eigenanteil (25Prozent)
soll durch die anteilige Bereitstellung von Personal-, Sach- und Reisekosten aus Haushaltsmitteln,
durch Geldwerte Eigenleistungen, die Teilnehmerbeitrige und durch die finanzielle Beteiligung
der Fakultiten entsprechend der entsandten Projektteilnehmerinnenzahl erbracht werden. Die
Projektkoordinatorin des Potsdamer Moduls wird dem Verantwortungsbereich der Gleichstel-
lungsbeauftragten der Universitit Potsdam zugeordnet.

(2) Zur Professionalisierung des Berufungsmanagements werden derzeit an der Universitit
Potsdam verschiedene Anstrengungen unternommen. Die Ubertragung des Berufungsrechts an die
Hochschule, ein neue Berufungsordnung, ein hochschuleigenes Berufungsmanagement und nicht
zuletzt der zunehmende Wettbewerb um die qualifiziertesten Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler stellt auch die an allen Berufungsverfahren beteiligten Gleichstellungsbeauftragten der
Fakultiten vor neue Herausforderungen. Deshalb sind Klausurtagungen fiir die dezentralen
Gleichstellungsbeauftragten zur Qualifizierung fiir diese Aufgabe unter Einbeziehung der wissen-
schaftlichen Referentin fiir das Berufungsmanagement geplant. Diese Mallnahme dient auch der
gegenseitigen Information und bietet eine gute Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch im Gleich-
stellungsrat. Eingedenk der Tatsache, dass diese Funktion sehr zeitintensiv ist und von den Frauen
ehrenamtlich wahrgenommen wird, ist es wichtig, fiir eine intensive Qualifizierung auch ausrei-
chend Zeit, Raum und Personal zur Verfiigung zu stellen. Es ist geplant, die Klausurtagung einmal
jéhrlich im Zwischensemester durchzuftihren. Der fiir diese Aufgabe bendtigte fachliche und politi-
sche Input wird auch durch einen Reader unterstiitzt, der regelméBig vom Koordinationsbiiro fiir
Chancengleichheit zu aktualisieren ist.

Fiir die Planung und Durchfiihrung der Klausurtagung ist die Gleichstellungsbeauftragte in Zu-
sammenarbeit mit der wissenschaftlichen Referentin fiir das Berufungsmanagement verantwort-
lich. Es ist geplant, anteilige Sachmittel aus dem Haushalt der GBA bereitzustellen und die Per-
sonalkosten durch Geldwerte Eigenleistungen zu erbringen.

(3) Im Zeitraum 2005 bis April 2007 wurden an der Universitdt Potsdam insgesamt 24 Professo-
rinnen und Professoren neu berufen, davon allein sieben Frauen. Fir viele von ihnen, insbesondere
bei den Jiingeren, ist es eine Erstberufung auf eine derartige Position an einer Hochschule. Damit
verbunden sind ein neues Arbeits- und Lebensumfeld, eine Neuorientierung fiir die Familie und
zahlreiche Herausforderungen im Hochschulalltag. Das Programm Coaching fiir Neuberufene
soll ein Angebot sein fiir alle Neuberufene einschlieBlich der Juniorprofessorinnen und -professoren
zur Verbesserung der Integration in ihr neues Arbeitsumfeld mit dem Ziel, schnell die Hiirden des
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Unbekannten zu iiberwinden, um effektiveres und zufriedeneres Arbeiten zu ermdglichen. Zugleich
hoffen wir auf einen Imagegewinn fiir die Hochschule im bundesweiten Wettstreit um die Besten.
Fiir viele Neuberufene haben zur Annahme des Rufs auch die Rahmenbedingungen fiir die Verein-
barkeit von wissenschaftlichem Wirken und Familie an der Hochschule und in der Stadt beigetra-
gen. Das Programm soll neben einem ,,BegriiBungspaket® mit vielen Infomaterialien iiber die
Hochschule und die Stadt Potsdam insbesondere Angebote zur schnellen Integration im Fachbe-
reich und an der gesamten Hochschule sowie Raum fiir Information, Austausch und Kennenlernen
bieten. Unterstiitzung bei der Suche nach Wohnraum und Betreuungsmdoglichkeiten fiir die Kinder
in der Stadt sind ebenfalls geplant.

Je schneller sich die Neuberufenen angenommen fithlen, umso effizienter ist ihre Wirken fiir die
Hochschule. Wichtig ist dieses positive Ankommen auch deshalb, weil es oft einen groflen Einfluss
auf den Verbleib an der Hochschule hat. Fiir Frauen soll dieses Programm auch ein Signal sein, dass
Karriere und Familie vereinbar sind.

Das Projekt wird in enger Abstimmung zwischen der Kanzlerin, der Gleichstellungsbeauftragten
und der Referentin fiir das Berufungsmanagement entwickelt. Zur Umsetzung des Programms ist
geplant, Stellenanteile der wissenschaftlichen Referentin einzubringen und die erforderlichen jihr-
lichen Sachkosten aus den ggf. freiwerdenden Mitteln aus dem Professorinnenprogramm bereitzu-
stellen.

4.2 Mafinahmen zur Karriere- und Personalentwicklung fiir Nachwuchswissenschaftlerinnen

(1) Mit dem Projekt Mentoring fiir Frauen - Gemeinsam Zukunft gestalten legten die
Landesregierung Brandenburg und die Europdische Union gemeinsam mit den drei Universitidten
des Landes Brandenburg am 1. Dezember 2004 ein Forderprogramm auf, dass sich speziell an Stu-
dentinnen und Doktorandinnen richtet, um dem zunehmenden weiblichen Fiithrungs- und Fachkraf-
temangel im Land Brandenburg zu begegnen. Das Projekt wird seit iiber drei Jahren in enger Zu-
sammenarbeit mit regionalen Unternehmen erfolgreich durchgefiihrt. Es richtet sich an Studentin-
nen und Doktorandinnen aller Brandenburgischen Hochschulen und zielt darauf, ihnen eine Per-
spektive der beruflichen Chancengleichheit im Land Brandenburg zu bieten, damit der vermehrten
Abwanderung junger Frauen aus der Region entgegenzuwirken und die hiesige Wirtschaft, auch vor
dem Hintergrund des bevorstehenden Fachkriaftemangels, zu stirken. Durch das Sichtbarmachen
von Potenzialen weiblichen Fach- und Fiihrungsnachwuchses fiir Brandenburger Unterneh-
mer/innen und von Arbeitsmoglichkeiten fiir Absolvent/innen im Land Brandenburg durch die/den
Mentor/in soll die Abwanderung von weiblicher akademischer Elite aus der Region eingeschriankt
werden. Wéhrend des einjédhrigen Programms wird je einer Mentee eine beruflich erfahrene Person
(Mentor/-in) an die Seite gestellt, die sie fiir diesen Zeitraum berit, unterstiitzt und in ihrer Ent-
wicklung begleitet. Dariiber hinaus erhalten die jungen Frauen individuell auf die Bediirfnisse von
Berufseinsteigerinnen zugeschnittene Trainings sowie viele Moglichkeiten, Kontakte in die Bran-
denburger Wirtschaft zu kniipfen.

Das Projekt wird durch den ESF und Eigenmittel der drei beteiligten Universitditen finanziert. Der
Anteil der Universitit Potsdam (25 Prozent) wird iiber Mittel der Zielvereinbarung erbracht. Un-
sere Hochschule zeichnet seit Projektbeginn fiir die administrativen Aufgaben des Gesamtprojekts
verantwortlich (3/4 Stelle). Weitere personelle Ressourcen fiir den Standort Potsdam sind 1/2 Stel-
le Projektkoordination und 1/2 Stelle fiir die Standortmanagerin sowie eine studentische Hilfs-
kraft/10 Wochenstunden. Zusdtzlich zu den Personalkosten kommen pro Durchgang (12 Monate)
standortiibergreifend Sachmittel fiir Trainingsmafinahmen, Raumkosten, Evaluation, dffentlich-
keitswirksame Materialien, Biiromittel, Reise- und Ubernachtungskosten hinzu. Handlungsbedarf
und damit zusdtzliche personelle und sdchliche Ressourcen werden fiir die Vernetzung der einzel-
nen Jahrgdnge des Mentoring-Programms und einer Verbleibstudie bendtigt.

(2) An der Universitdt Potsdam gibt es derzeit 20 teilweise fakultdtsiibergreifende strukturierte
Doktorandenprogramme, die seit 2007 unter einem gemeinsamen Dach koordiniert werden. Die
Potsdam Graduate School (PoGS) unterstiitzt die Fakultdten in ihren Bemiihungen um Quali-
tiatssicherung. Dariiber hinaus unterbreitet die PoGS den Fakultidten Angebote fiir ihre Promoti-
onsprogramme und sorgt fiir eine ansprechende Auflendarstellung der Universitdt. Sie will dazu



beitragen, national und international exzellente Doktoranden anzusprechen. Im 2002 verabschie-
deten Konzept fiir die Entwicklung und Férderung des Wissenschaftlichen Nachwuchses an der
Universitdt Potsdam ist die gleichberechtigte Beteiligung von Frauen an den wissenschaftlichen
Qualifizierungen festgeschrieben.

Um Frauen die Beteiligung auf allen Ebenen der wissenschaftlichen Qualifikation zu ermoglichen,
sind strukturelle Hindernisse zu beseitigen. Es ist inzwischen Standard geworden, dass eine Voraus-
setzung fiir die Vergabe von Haushaltsmitteln fiir die Promotionsprogramme sowohl der prozentu-
ale Nachweis der Beteiligung von Frauen (mindestens 40 Prozent) als auch Maflnahmen zur besse-
ren Vereinbarkeit von Wissenschaft und Familie ausgewiesen wird. Erschwerend fiir den erfolgrei-
chen Abschluss einer Promotion ist in Einzelfdllen immer wieder, dass aus unterschiedlichen Griin-
den die finanzielle Forderung vor Fertigstellung der Arbeit ausléduft. Davon sind insbesondere Frau-
en betroffen, wenn sie zeitgleich auch noch familidre Verpflichtungen haben. An der Universitit
Potsdam wurde im Wintersemester 2007 erstmalig ein Briickenprogramm aufgelegt, dass gerade
fiir die Fille, wo eine kurzfristige Abschluss- oder Briickenfinanzierung erforderlich wird, zielfiih-
rend und erfolgreich eingesetzt. Die Anschluss- oder Uberbriickungsfinanzierung in Form eines
Stipendiums erhielten:

- Nachwuchswissenschaftlerinnen zur Beendigung ihrer Promotion,

— auslandische Nachwuchswissenschaftlerinnen nach Auslauf der bisherigen Forderung zur Been-
digung ihres Qualifikationsvorhabens,

— StudentInnen und NachwuchswissenschaftlerInnen mit Kind/ern und zum Ausgleich von fami-
lidr bedingten Héartefdllen, Antragsteller konnen auch Viter sein,

— Nachwuchswissenschaftlerinnen in der Post-doc-Phase zwischen auslaufender Forderung und
Wiedereinstieg in ein Forderprogramm,

— Studentinnen zwischen erfolgreichem Abschluss ihres Studiums an der Universitdt Potsdam und

Ubernahme in ein Promotions-, Forschungsprojekt.

Neben einem monatlichen Stipendium in Héhe von 1.000 € fiir max. sechs Monate soll eine zu-
sdtzliche finanzielle Unterstiitzung gewdhrt werden, wenn die Antragstellerin / der Antragsteller
Kinder zu versorgen hat (160 €/Monat bei einem Kind; 220 €/Monat bei zwei Kindern, 280
€/Monat bei mehr Kindern). Im Rahmen dieses Programms konnten 2007 16 Promovendinnen
erfolgreich geférdert werden. Es ist geplant, das Briickenprogramm Landes-, Fakultdits- und ggf.
Mitteln aus dem Professorinnenprogramm fortzuschreiben. Die Senatskommission fiir Chancen-
gleichheit ist fiir die Umsetzung des Programms in enger Abstimmung mit PoGS und den Fakul-
tdten verantwortlich.

4.3 Mafinahmen zur Akquirierung von Studentinnen fiir Ficher, in denen Frauen unterreprisen-
tiert sind

(1) Der Zukunftstag fiir Midchen und Jungen im Land Brandenburg findet im Rahmen
des bundesweiten Girlsdays im gesamten Land Brandenburg statt. Der Zukunftstag bietet einmal im
Jahr Méadchen die Moglichkeit, ,,typische Ménnerberufe* kennen zu lernen, und Jungen kdnnen
sich in ,,typischen Frauenberufen ausprobieren. Die Universitdt Potsdam beteiligt sich mit einem
eigenstindigen Angebot an diesem Tag. Méadchen konnen den Beruf der Mediengestalterin fiir Bild
und Ton und das Berufsbild der Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik kennen lernen. Beide Berufe
konnen an der Universitidt gelernt werden. AuBerdem kdnnen sie einen Einblick in das Physikstu-
dium gewinnen. Die Jungen werden fiir typische Frauenberufe und entsprechende Studienrichtungen
(Biologie-Laborant, Chemielaborant, Psychologiestudium) sensibilisiert. Im Jahr 2008 werden
erstmals drei Jungen in die Kita des Studentenwerks gehen, um den Beruf eines Erziehers zu erle-
ben. Eine Schiilerin wird die Prasidentin tagsiiber begleiten.

Die Schiilerinnen und Schiiler bewerten am Ende des Tages das Angebot aus und erhalten die Gele-
genheit, Anregungen und Kritik zu duern. Die beteiligten Institutionen und Bereiche der Hoch-
schule geben eine Riickmeldung zum Verlauf der Veranstaltung an das Koordinationsbiiro. Im Ko-
ordinationsbiiro wird auf der Grundlage dieser Einschidtzungen und einer Auswertung im Ministeri-
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um fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familien eine jéhrliche Anpassung und Modifizierung des
Moduls vorgenommen. Die geschlechtsdifferenzierten Angebote wurden von den Schiilerinnen und
Schiilern angenommen. Angebote fiir Klassenverbidnde haben sich als nicht praktikabel erwiesen.

Der Zukunftstag wird vorrangig aus den personellen und sdchlichen Ressourcen des Koordinati-
onsbiiros fiir Chancengleichheit vorbereitet und durchgefiihrt. Eine Mitarbeiterin des Koordinati-
onsbiiros tibernimmt die Organisation und Koordination. Dariiber hinaus werden weitere Hoch-
schulangehorige gewonnen, die einzelnen Programmteile an diesem Tag mit den Schiilerinnen
oder Schiilern durchzufiihren. Zur Erweiterung des Angebots bedarf es zusdtzlicher Sachmittel.

(2) BrISaNT (Brandenburger Initiative Schule und Hochschule auf dem Weg zu Naturwissen-
schaft und Technik) ist ein Gemeinschaftsprojekt von sechs Brandenburger Hochschulen fiir Méd-
chen und Jungen der Jahrgangsstufen 10-13 zur Studien- und Berufswahlorientierung im Bereich der
MINT- Studienfacher. Die Module SommerMINTCollege und HerbstMINT-College an der Univer-
sitdit Potsdam werden in enger Kooperation mit den Fachhochschulen Potsdam, Brandenburg und
Eberswalde realisiert. Die Semesterakademie ist ein Angebot der Universitdt Potsdam und das fiir
2008 erstmals geplante Modul Girls-Projekt wird an allen sechs Hochschulen durchgefiihrt.

Im Jahr 2007 ist BrISaNT mit dem SommerMINTCollege und HerbstMINTCollege gestartet. Die
Maidchen und Jungen konnten an reguldren Vorlesungen und experimentellen Projekten teilneh-
men, einen Studienfeldberatungstest durchzufiihren, sich zum BAf6G und zu Auslandsaufenthalten
wihrend des Studium informieren und in einer Tutorinnenwerkstatt direkt in die naturwissen-
schaftlichen Studienrichtungen reinschnuppern. In dieser Pilotphase wurden insbesondere
geschlechtsdifferenzierte Angebote gepriift im Vergleich zu Angeboten fiir koedukative Gruppen.
Im Ergebnis dessen wurden fiir die Konzipierung des weiterfilhrenden Programms ab April 2008
wiederum verstdrkt geschlechtsspezifische Differenzierungen beriicksichtigt, so u.a. wieder eine
reine Schiilerinnen-Woche (Girls-Projekt).

In der Semesterakademie erhalten leistungsstarke und forderungsfahige Schiilerinnen und Schiiler
die Gelegenheit, als Friithstudierende ausgewihlte und geeignete Lehrveranstaltungen innerhalb der
MINT- Studiengénge an der Universitit Potsdam zu belegen. Die personliche Betreuung erfolgt
durch jeweils eine studentische Tutorin bzw. einen studentischen Tutor aus dem jeweiligen MINT-
Fachbereich.

Das Projekt zeichnet sich dadurch aus, dass es ein Angebot zur geschlechtsspezifischen Berufs- und
Studienorientierung ist und den Studieninteressierten auch den Vergleich zwischen Fachhochschu-
len und Universitdten ermdglicht. Durch die inhaltliche Konzentration auf den MINT-Bereich
werden insbesondere Schiilerinnen fiir ein Studium in den naturwissenschaftlichen Fachdisziplinen
interessiert. Die Kooperation zwischen den beteiligten Hochschulen und der dadurch mogliche
Abgleich der Studienneigungen ist ein nennenswerter Vorteil des Projekts.

Pro Modul kénnen jdhrlich 60-70 Schiilerinnen und Schiiler teilnehmen. Ein Verhédltnis von 50:50
wird angestrebt. Das Modul Girls-Projekt ist in Anlehnung an die iiber HWP-Mittel geforderte
Sommeruniversitit JUWEL (jung — weiblich - Lust auf Technik) ausschlieBlich fiir Maddchen vor-
gesehen. Das Angebot zur Hochbegabtenforderung richtet sich an Madchen und Jungen. In einem
ersten Durchgang haben drei Jungen ein Semester lang ein Studienangebot am Hasso-Plattner-
Institut belegt und mit hervorragenden Leistungen abgeschnitten. Die Bewerbung von Maidchen
scheiterte daran, dass sie zu weit vom Hochschulstandort entfernt wohnten.

Das Projekt BriSaNT wurde durch das Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit der Universitdt
Potsdam initiiert und koordiniert. Die Projektleiterin der UNIVERSITAT POTSDAM wird von ei-
ner Projektkoordinatorin und einer studentischen Mitarbeiterin sowie studentischen Tutorinnen
(ehemalige Juwelinnen) wdihrend der Mafinahmen unterstiitzt. Die Finanzierung des Projekts er-
folgt durch die Einwerbung von ESF-Mittel (75 Prozent), Eigenmittel der Hochschulen und Teil-
nehmerlnnenbeitrige. Fiir die Erweiterung des Angebots durch die Neuorientierung auf die Jahr-
gangsstufen 7-10 sind weitere Personal- und Sachkosten einzuwerben.



4.4 Mafinahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von wissen-
schaftlicher Karriere und Familie

(1) Im April 2008 hat die Hochschule das Grundzertifikat audit familiengerechte hochschule der
Hertie-Stiftung erhalten. (nach vorn!) Hierzu wurde ein anspruchsvolles Programm zur weiteren
Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit mit allen Statusgruppen entwickelt.
Die Universitdt Potsdam unternimmt erhebliche Anstrengungen, um dem Profil einer familien-
gerechten Hochschule zu entsprechen. Als attraktiver Arbeitgeber unterstiitzt die Hochschule
die Beschiftigten, ihre Tatigkeiten im Rahmen des Mdglichen und entsprechend der Anforderun-
gen des jeweiligen Arbeitsplatzes flexibel zu gestalten und auch zunehmend verstiarkt fiir Studieren-
de mit Kindern angemessene Studienbedingungen zu schaffen. Die initiierten MaBBnahmen beziehen
sich einerseits auf die Verbesserung der strukturellen und gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir Stu-
dierende und Hochschulangehérige mit Kindern, aber auch auf die Verbesserung der Offentlich-
keitsarbeit unter Ausnutzung vorhandener Kommunikationsstrukturen und Instrumente. Als be-
sonders hervorzuhebenden Erfolg ist die Eroffnung der ersten Kita des Studentenwerks im vergan-
genen Jahr (...nach der SchlieBung von fiinf solchen Einrichtungen am Universitdtsstandort Pots-
dam in der Wendezeit...). Die Sprechstunde fiir Studierende mit Kind im Koordinationsbiiro fiir
Chancengleichheit (seit 2004) findet regen Zuspruch. Inzwischen nutzen auch junge Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler das Beratungsangebot.

Junge Eltern bendtigen eigene Strukturen innerhalb der Hochschule, um Studium und Familie zu
schultern. Es bedarf geeigneter Instrumente, um Studierende mit Kindern zu erreichen, ihnen eine
Informationsplattform zur Verfiigung zu stellen und mit konkreten Angeboten im Bereich der
Familienbildung, aber auch bei der Thematisierung ganz pragmatischer Alltagsstrategien Unterstiit-
zung fiir die Bewiltigung der Mehrfachbelastung wahrend des Studiums zu geben.

Das 2006 gegriindete studentische Elternnetzwerk wurde beim Aufbau eines eigenen Internetfo-
rums und der Organisation und Durchfiihrung von Netzwerktreffen durch eingeworbene Landes-
mittel und die fachliche Beratung des Koordinationsbiiros fiir Chancengleichheit unterstiitzt. Elli-
net, das Maskottchen des Elternnetzwerkes, moderiert das Netzwerk. Um die Arbeit des Elternnetz-
werkes weiterhin zu fordern, reichen die vorhandenen Ressourcen nicht aus. Es werden Mittel fiir
eine SHK-Stelle benotigt, die die Arbeit des Netzwerkes koordiniert.

(2) In enger Zusammenarbeit mit dem Akademischen Auslandsamt der Universitit und den in
Potsdam ansdssigen Hochschulen und auBeruniversitdren Forschungsinstitutionen wurde 2007 das
Welcome Center der Universitit Potsdam fiir die in Potsdam tédtigen ausldndischen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler und ihre Familien aufgebaut. Hierin werden auch Angebote fiir
Familienangehorige integriert, wie beispielsweise der Zugang zu Sprachkursen, Weiterbildungs- und
Sportangeboten der Hochschule oder die Hilfe bei der Wohnungssuche oder Suche nach einem Ki-
taplatz.

Wihrend des Aufenthalts in einem Gastland machen Wissenschaftler und Studierende spezifische
Integrationserfahrungen. Diese Erfahrungen sollen fiir neu ankommende ausldndische Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen nutzbar gemacht werden. Dazu wird derzeit ein offenes Netz-
werk der an den Potsdamer Hochschulen und Forschungseinrichtungen titigen ausldndischen Wis-
senschaftler und Wissenschaftlerinnen aufgebaut. Das Netzwerk dient als Plattform fiir den Inte-
ressen- und Erfahrungsaustausch der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Es kooperiert mit
dem Welcome Center der Stadt Potsdam sowie dem Internationalen Begegnungszentrum und kann
von diesen als Multiplikator fiir die institutionellen Unterstiitzungsangebote genutzt werden. Uber
das Netzwerk soll zudem der Bedarf an weiteren Betreuungs- und Unterstiitzungsangeboten, insbe-
sondere fiir Familien ermittelt werden.

Ein besonderer Bedarf hat sich fiir Angebote fiir die zu integrierenden Familien herausgestellt.
Hier sind es vor allem der Zugang fiir Angehorige zu den von den Partnern und an den Hoch-
schulen angebotenen Veranstaltungen (z.B. Sprachkurse, Weiterbildungs- und Sportangebote),
zusdtzlichen  Bildungs- und  Betreuungsangeboten  fiir  Familien  (Infoveranstaltun-
gen/Themenabende, Stammtisch, Familiennachmittage) und gemeinsame Veranstaltungen mit
dem Familien- und Elternnetzwerk der Universitit Potsdam. Hierzu gab es sehr positive Eindrii-
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cke vom ersten gemeinsamen Familienfest zum Jahresausklang 2007, das gemeinsam organisiert
und durchgefiihrt wurde. Um dieses Angebot in enger Kooperation zwischen dem Akademischen
Auslandsamt und dem Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit bereitzustellen, sind neben den
Eigenmitteln zusdtzliche Personal- und Sachmittel erforderlich.

5. Strukturelle Verankerung

Die Aufgabe der Gleichstellung und Frauenforderung ist auch weiterhin in der Leitungsstruktur der
Hochschule durch einen Vizeprasidenten fiir Frauenférderung und Gleichstellung prominent veran-
kert. Er unterstiitzt sehr engagiert die initiierten MaBBnahmen der Gleichstellungsbeauftragten. Den
Schwung der Verdnderungen ausnutzend haben wir auch die Arbeit der Senatskommission fiir
Gleichstellung und Frauenforderung und des dazu oft parallel arbeitenden Gleichstellungsrates auf
den Priifstand gestellt. Nach griindlicher Diskussion und kritischer Reflexion haben wir uns ent-
schlossen, die Zusammenarbeit durch eine bessere Verschriankung beider Bereiche zu optimieren.
Die neu gegriindete gemeinsame Kommission zur Chancengleichheit an der Universitdt Potsdam
ermoglicht schnellere Informationswege und gemeinsame Entscheidungen in Fragen der Chancen-
gleichheit. In der CGK sind aus jeder Fakultit je eine Gleichstellungsbeauftragte und ein weiteres
Mitglied der Fakultdt vertreten, aulerdem die Studierenden und der beauftragte Vizeprasident, Ver-
treterinnen und Vertreter der Zentralen Verwaltung und neuerdings auch der zentralen Einrichtun-
gen. Auch Miénner sind in diesem Gremium zur Mitarbeit aufgefordert. Auch die Arbeit im Biiro
der Gleichstellungsbeauftragten hat sich entwickelt. Die Einwerbung von Mitteln fiir gleichstel-
lungsrelevante Projekte hat auch eine personelle Aufstockung zur Folge. In unserem Selbstver-
standnis fiir die anstehenden Aufgaben haben wir den Arbeitsbereich Koordinationsbiiro fiir Chan-
cengleichheit umbenannt und werden in deren Konsequenz auch vermehrt von ménnlichen Hoch-
schulangehorigen nachgefragt.

Die Gleichstellungspolitik ist in den Strukturen der Hochschule fest etabliert. Es gibt eine zentrale
Gleichstellungsbeauftragte, die entsprechend des noch giiltigen Brandenburgischen Hochschulge-
setztes (BbgHG § 69) zur Hélfte fiir dieses Amt freigestellt ist. Ihre Stellvertreterin iibt diese Funk-
tion ehrenamtlich aus. Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt in allen Entscheidungsgremien der
Hochschule aktiv mit und hat Informations-, Antrags- und Rederecht entsprechend des BbgHG. Sie
verfiigt im Rahmen des in Brandenburg Ublichen iiber eine angemessene Infrastruktur. Die Mitwir-
kung der Gleichstellungsbeauftragten in den Gremien der akademischen Selbstverwaltung ist ausrei-
chend gegeben. Zudem hat die GBA grundsitzlich die Mdéglichkeit, an den Beratungen des Présidi-
ums und des Kollegiums teilzunehmen und Vorschldge fiir die Tagesordnung zu unterbreiten. Die
GBA erhilt regelméBig Einladung und Protokolle dieser Beratungen. In den monatlichen Senatssit-
zungen hat sie einen eigenen Berichtspunkt. Informations-, Antrags- und Rederecht in allen Gre-
mien regelt das BbgHG. Dieses Recht wird auch im Alltag der Hochschule anerkannt.

Dariiber hinaus nimmt die Gleichstellungsbeauftragte als Interessenvertreterin der weiblichen
Hochschulangehdrigen Aufgaben in zeitweilig thematisch bestimmten Arbeitsgruppen wahr. Dies
sind derzeit die Mitwirkung in der AG Hochschulmarketing, im Satzungsausschuss und in der Steue-
rungsgruppe fiir die Durchfithrung einer externen Evaluation der Einfithrung von PULS durch die
HIS GmbH. Sie war beteiligt an der Erarbeitung der Berufungsordnung und ist Mitglied der AG Per-
sonalentwicklung sowie der Findungskommission und wird jetzt auch in die Erarbeitung der neuen
Grundordnung einbezogen. Durch diese Aufzdhlung, die sicher noch nicht vollstindig ist, soll deut-
lich werden, dass die Gleichstellungspolitik als Querschnittsaufgabe an der Hochschule strukturell
und personell fest verankert ist. Die Projektleitung fiir das audit familiengerechte hochschule und
das neue Post-doc-Wissenschaftlerinnen-Programm (ESF-Antragstellung lduft) wird ebenfalls
durch die GBA wahrgenommen.

Eine zentrale Rolle bei der Durchsetzung der Gleichstellungsaufgaben haben die Gleichstellungs-
beauftragten in den Fakultdten, in der Verwaltung und in den zentralen Struktureinheiten, die eine
aktive Gleichstellungsarbeit als Querschnittsaufgabe in ihren Zustdndigkeitsbereichen leisten. Zu
ihrem Aufgabenspektrum gehdren insbesondere die Mitwirkung in Auswahl- und Berufungskom-
missionen zur Herstellung geschlechtergerechter Personalstrukturen, die Entwicklung und Beglei-
tung von Konzepten zur Frauenforderung und Gleichstellung, die Information und Beratung der



Frauen in Angelegenheiten des Studiums, der Karriereplanung sowie der Fordermoglichkeiten fiir
Frauen.

Fiir diese umfangreiche ehrenamtliche Aufgabe werden in der Regel mehrere Frauen in einer Fakul-
tdt gewdhlt. Allein die Begleitung von oft drei bis vier parallel laufenden Berufungsverfahren
macht dies erforderlich. Da es immer wieder notwendig wurde, auf der Grundlage der bisherigen
Regelungen in der Wahlordnung stdndig Nachwahlen fiir das Amt der dezentralen Gleichstellungs-
beauftragten durchzufithren (Grund dafiir waren befristete Arbeitsvertrige, die Geburt von Kindern,
ein Hochschulwechsel u.a.), wurden Vorschlige zur Anderung der Wahlordnung in der CGK erarbei-
tet und inzwischen amtlich bestétigt. Weitere verbindliche Regelungen zur Gleichstellungspolitik
sind in der Grundordnung der Universitdt Potsdam Art. 23 und in den Frauenforderrichtlinien der
Hochschule festgeschrieben.

Die bereits im November 2004 getroffenen Entlastungsempfehlungen werden bei der Ubernahme
dieses Amtes vertraglich zwischen dem Dekan/der Dekanin und den Gleichstellungsbeauftragten der
Fakultit verbindlich vereinbart. Darin wird auch die personelle, finanzielle und sidchliche Ausstat-
tung der GBA geregelt.

Es ist gelungen, dass sich die Bemiihungen um mehr Chancengleichheit zum Anliegen der gesamten
Hochschule entwickelt haben, angefangen bei der Hochschulleitung, iiber die Fakultdten bis hin zur
Verwaltung und dem wissenschaftsstiitzenden Bereich.

6. Qualititsmanagement zur Uberpriifung der gleichstellungspolitischen Aktivitiiten

Seit 2002 zéhlt die Universitdit Potsdam zu den inzwischen 31 Hochschulen und Forschungsein-
richtungen der Bundesrepublik Deutschland, die das Pradikat TOTAL E-QUALITY tragen. Nach-
dem wir 2005 zum zweiten Mal erfolgreich nachweisen konnten, dass sich unsere Hochschule mit
personal- und institutionspolitischen MaBnahmen um die Durchsetzung von Chancengleichheit
bemiiht und dabei auch Erfolge erzielt, haben wir nach neuen Wegen gesucht, dieses Priadikat noch
mehr als Steuerungsinstrument zu nutzen. Neben der Neuausrichtung der Frauenforderpldne der
Fakultdten an den sieben Handlungsfeldern haben wird das Pradikat auch dafiir genutzt, hochschul-
offentlich die Selbstevaluation in mehreren Etappen und kontinuierlich zu betreiben. Im Sommer-
semester 2006, ein Jahr nach der erneuten Prédikatsiibergabe, haben wir in einer erweiterten Rek-
toratssitzung 0ffentlich Zwischenbilanz gezogen und die weiteren Maflnahmen zur Umsetzung an-
spruchsvoller Ziele definiert. Auch die Selbstevaluation in Vorbereitung der dritten Bewerbung wur-
de unter Beteiligung der Fakultdten und des wissenschaftsstiitzenden Bereichs im Dezember 2007
durchgefiihrt.

Gleichstellungspolitik gehdrt an unserer Hochschule zum gelebten Selbstverstindnis, ist Bestandteil
von Grundsatzbeschliissen der Hochschule und wird auch in die gerade diskutierte Hochschul- und
Entwicklungsplanung, die nach einer hochschulweiten Beteiligung im Sommersemester 2008 abge-
schlossen wird, als immanenter Bestandteil der Profilschiarfung der Hochschule integriert. Auch in
den jéhrlichen Berichterstattungen wird dem Thema Chancengleichheit an unserer Universitét
Aufmerksamkeit geschenkt, ob in den Berichten des Présidiums oder bei der Ansprache der Prési-
dentin zum Neujahrsempfang. Es ist immer auch ein Priifkriterium bei allen von der Hochschule
getroffenen hochschulrelevanten Entscheidungen.

Die seit dem Wintersemester 2003/04 eingefiihrte internetgestiitzte Durchfithrung der Lehrevalua-
tion ermdglicht den Lehrenden, ihre Lehrveranstaltungen von den Studierenden beurteilen zu las-
sen. Bei der Erfassung wird neben demografischen Merkmalen ebenso das Geschlecht abgefragt, um
eine geschlechtsspezifische Auswertung vornehmen zu konnen.

7. Fazit

Dieses Konzept kann nur die Richtung fiir die nachsten Jahre angeben. Einerseits ist es eingebettet
in die Zielstellungen und MaBBnahmen der letzten Jahre, andererseits dndern sich Rahmenbedingun-
gen, Bedarfe und Fordermdglichkeiten immer mal wieder, sodass bei den konzeptionellen Uberle-
gungen auch Verdnderung, Entwicklung oder Neuorientierung bis zum Jahr 2015 moglich und wahr-
scheinlich sind.
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3. Stellungnahme zur Umsetzung der DFG-Gleichstellungsstandards

Selbstverpflichtung der Universitdt Potsdam fiir die Steigerung der Reprdsentanz von Frauen
auf den verschiedenen Stufen des wissenschaftlichen Qualifizierungsprozesses unter Beriick-
sichtigung der spezifischen Bedingungen

1. Vorbemerkungen

Der Wettbewerb um die besten Képfe lauft. Bei der Einwerbung von Forschungsmitteln aus natio-
nalen und internationalen Fordertopfen wird schon in der Antragsphase und in den Ausschrei-
bungstexten darauf geachtet, dass das Kriterium der Gleichstellung zur Profilbildung integraler Be-
standteil ist. Forschungsressourcen, sowohl im eigenen Land als auch national und international,
sind entscheidend fiir die Entwicklungsmoglichkeiten, aber auch Entwicklungschancen einer Hoch-
schule.

Die Universitdt Potsdam (UP) wird nicht nur in Brandenburg als eine Hochschule wahrgenommen,
in der Chancengleichheit mit konkreten Projekten und MaBBnahmen untersetzt ist und gefordert
wird. Chancengleichheit ist fiir die Universitdt Potsdam ein wesentliches Element strategischer
Entscheidungen und gelebte Kultur. Frauen erhalten hier durch vielfiltige FordermaBBnahmen auch
iiber die Studienzeit hinaus die Moglichkeit fiir eine wissenschaftliche Laufbahn. Als einzige ost-
deutsche Hochschule ist Potsdam schon zum dritten Mal mit dem Total E-Quality Award ausge-
zeichnet worden. Auch im aktuellen Ranking nach Gleichstellungsaspekten ist die Universitit
Potsdam im bundesweiten Vergleich im vorderen Feld zu finden, nicht zuletzt durch den ver-
gleichsweise hohen Frauenanteil von 22 Prozent bei den Professuren.

Im Rahmen der Beteiligung der Universitit Potsdam am vom BMBF ausgelobten Professorinnen-
Programm wurde das Gleichstellungskonzept'® positiv begutachtet. Das Konzept wird von der Idee
getragen, langfristig und frithzeitig die Grundlagen zu legen fiir eine nachhaltige Verbesserung der
Situation von Frauen in der Wissenschaft. Das Gesamtkonzept zielt darauf ab, Chancengleichheit
als Querschnittsaufgabe in allen universitdren Bereichen zu verstehen ist. Hier sind MaBnahmen
zur Forderung von Frauen auf allen wissenschaftlichen Qualifikationsstufen verankert. Einige da-
von haben sich seit Jahren erfolgreich etabliert, wie z. B. das Mentoring-Programm fiir Studentin-
nen ,,Gemeinsam Zukunft gestalten*. Bei anderen Mallnahmen muss immer wieder um die Weiter-
fiihrung moglicher Forderprogramme gerungen werden, was Ressourcen bindet, die eigentlich fiir
die konzeptionelle Weiterentwicklung und Umsetzung benotigt werden. Die Suche nach Ressour-
cen fithrte so auch zu einer Kooperationsvereinbarung mit dem Berliner ProFiL-Programm, in
dem die Universitét seit Sommer 2008 ,,Juniorpartnerin® ist.

Die Hochschule stellt sich der Herausforderung, die Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von
Studium, wissenschaftlicher Karriere und Familie zu verbessern und nachhaltig weiter zu entwi-
ckelt. So wurde im letzten Jahr die Grundauditierung ,,familiengerechte Hochschule* erfolgreich
umgesetzt. Derzeit wird ein anspruchsvolles MaBBnahmepaket realisiert.

Als groBte Hochschule des Landes ist die UP in der Verantwortung, die Férderung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses als eine wichtige Ressource zu forcieren. Die unmittelbare Nachbarschaft zu
den Berliner Universitdten und den im Umfeld der Hochschule etablierten aufleruniversitdren For-
schungseinrichtungen sehen wir als Standortvorteil im bundesweiten Wettbewerb der Hochschulen.

Die konkreten Zahlen belegen es: Noch immer ist die Gleichstellung der Geschlechter an deutschen
Hochschulen ein fernes Ziel, dem nidher zu kommen, nur gelingt, wenn die Einzelmalnahmen zu
einem Systemansatz verkniipft werden, in dem die Gleichstellung als Querschnittsaufgabe veran-
kert ist. Der hohe Anteil von Frauen in wissenschaftlichen Spitzenpositionen muss als Qualitéts-
standard einer Hochschule akzeptiert werden.

Forschung und Lehre an der Hochschule stehen dabei im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit, aber es gibt viele
Aufgabengebiete, die diese flankieren. Im vergangenen Jahr wurde der neue Struktur- und Entwicklungsplan der

8 Siehe: http://www.uni-potsdam.de/u/gleichstellung/Gleichstellungskonzept-Uni-Potsdam.pdf



Universitit Potsdam verabschiedet. Hierin wurde die Gleichstellung von Frau und Mann als immanentes Prinzip
integriert. Chancengleichheit und Geschlechtergerechtigkeit miissen Bestandteile aller Entscheidungsprozesse an
der Hochschule sein. Zur Umsetzung bedarf es einer Unternehmenskultur, in der die gleichberechtigte Mitwir-
kung von Frauen und Ménnern gelebt wird. Klare Zielstellungen, das Festlegen von Zustdndigkeiten und Ver-
antwortung sowie ein zielorientiertes, aber realistisches Mafnahmepaket sind die Grundlagen fiir eine erfolgreiche
Gleichstellungsstrategie, deren Umsetzung in der Verantwortung der gesamten Hochschule liegt.

2. Vorgehen zur Erarbeitung der Selbstverpflichtung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hat im Sommer 2008 alle Hochschulen aufgefordert,
durch Selbstverpflichtung konkrete Zielgroflen fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren zu benennen,
um die der Frauenanteil in den verschiedenen wissenschaftlichen Qualifikationsstufen erhoht wer-
den soll.

Hochschulleitung und die Vertreterinnen und Vertreter der fiinf Fakultdten haben sich dariiber ver-
standigt, dass der Erarbeitung einer Selbstverpflichtung eine griindliche Analyse und eine hoch-
schulweite Diskussion vorangestellt werden. Die beiden zustdndigen Vizeprisidenten (Bereich Wis-
sens- und Technologietransfer/Gleichstellung, Bereich Forschung und wissenschaftlichen Nach-
wuchs) haben gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauftragten der Universitdt und der Senatskom-
mission Chancengleichheit (CGK) diesen Prozess begleitet.

Die Fakultiten wurden aufgefordert, eigene Zielstellungen bei signifikanten Abweichungen des
Frauenanteils zwischen aufeinander folgenden Qualifikationsstufen fiir ihren Bereich zu definieren.
Dariiber hinaus wurden in den Fakultdten geeignete Malinahmen festgelegt, wie diese Ziele erreicht
werden sollen. Diese Selbstverpflichtungen sind Bestandteil der Stellungnahme der Hochschule'®.

Voraussetzung fiir die Umsetzung forschungsorientierter Gleichstellungsstandards sind neben den
zentralen Mallnahmen die bereits bestehenden und noch zu entwickelnden Initiativen der einzel-
nen Fakultdten zur Etablierung dieser Standards. Jede Fakultit hat entsprechend der eigenen Bedar-
fe und Rahmenbedingungen und unter Beriicksichtigung der bereits vorhandenen Angebote Mal3-
nahmen zur Etablierung der vereinbarten Gleichstellungsstandards konzipiert, die bis 2013 reali-
siert werden sollen. Die Gleichstellungsbeauftragten werden den Prozess der Realisierung begleiten.

Auf der Grundlage dieser Riickmeldungen und einer Diskussion im Présidialkollegium am 11.02.09
wurde die Stellungnahme erarbeitet und in der Senatskommission fiir Chancengleichheit (CGK) am
19.03.2009 mit FakultdtsvertreterInnen und dezentralen Gleichstellungsbeauftragten diskutiert.
AbschlieBend wurde vom Prisidialkollegium am 08.04.2009 die Selbstverpflichtung der Universitét
Potsdam verabschiedet.

3. Selbstverpflichtung

Die Universitdt Potsdam wirbt offensiv um die Erh6hung des Frauenanteils in allen Bereichen. Ein
Ergebnis ist der iiber dem Bundesdurchschnitt liegende Anteil von Frauen in vielen Bereichen der
Universitit.

Es ist erklartes Ziel unserer Hochschule, den erreichten hohen Frauenanteil in den verschiedenen
Qualifikationsstufen auf diesem Niveau mindestens zu halten und bei den signifikanten Defiziten,
insbesondere bei den Habilitationen den Bundesdurchschnitt anzustreben. Ein entscheidender Weg
dahin ist, wie auch von der DFG eingefordert, die Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der
Wissenschaft als Querschnittsaufgabe zu verstehen.

19 Siche: Selbstverpflichtungen der Fakultiten (Anlage)
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Die Universitdt Potsdam wird auch weiterhin durch gleichstellungsrelevante Malnahmen die Quali-
tdt der Forschung und somit die Wettbewerbsfahigkeit der Hochschule erhdhen.

Eine Aufstellung der ZielgroBen zur Steigerung des Frauenanteils ist der beiliegenden Ubersicht zu
entnehmen, die auf der Grundlage der Selbstverpflichtungen der Fakultdten erarbeitet wurde.

4. Bisherige Malinahmen und neue Ziele

4.1 Welche strukturellen und personellen Gleichstellungsstandards kennzeichnen die Ausgangssi-
tuation an der Universitit Potsdam im Friihjahr 2009?

An der Universitdt Potsdam ist die Gleichstellung von Frauen und Ménnern seit Griindung der Uni-
versitdt im Jahre 1991 ein erklértes Ziel und kann ganz konkret an dem bisher Erreichten gemes-
sen werden. Seit Einfiihrung des Total E-Quality Awards fiir Hochschulen unterzieht sich die Uni-
versitdt Potsdam kontinuierlich (2001, 2005, 2008) einer kritischen Selbstreflexion und Analyse
der ausgewiesenen Handlungsfelder, in deren Ergebnis jedes Mal eine Weiterentwicklung nachge-
wiesen wurde.

Die nachfolgend aufgefiihrten Mallnahmen zur Gewahrleistung von Chancengleichheit sind derzeit
initiiert und dokumentieren unsere Bemiithungen, Gleichstellung zwischen Frauen und Ménnern an
der Universitdt Potsdam durchgéngig zu verankern und diese transparent erlebbar, zukunftsweisend
und wettbewerbsfahig zu gestalten.

1. Chancengleichheit unter Beriicksichtigung der sozialen Belange der Mitglieder der Universitét
ist als strategisches Ziel im Struktur- und Entwicklungsplan verankert.

2. Der Vizeprasident fiir Wissens- und Technologietransfer ist fiir das Ressort Gleichstellung zu-
stindig. Monatliche Arbeitsgesprache mit der Gleichstellungsbeauftragten und seine Mitarbeit
in CGK sowie in der Steuerungsgruppe audit familiengerechte hochschule sind fest verankert.
In den monatlich stattfindenden Senatssitzungen sind der Bericht des Vizeprisidenten aus der
CGK und der Bericht der Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsalltag. Die Gleichstellungs-
beauftragte hat zudem Informations-, Rede- und Antragsrecht in allen Gremien der Hochschu-
le. Sie ist beratendes Mitglied in verschiedenen Arbeitsgruppen zur Erarbeitung von Grundsatz-
entscheidungen und Ordnungen. Die Senatskommission fiir Chancengleichheit erarbeitet Stel-
lungnahmen und Empfehlungen fiir die Umsetzung der Gleichstellungsstrategien der Hochschu-
le und begleitet die gleichstellungsbezogenen Mallnahmen und Projekte, die durch das Koordi-
nationsbiiro fiir Chancengleichheit und die Fakultdten initiiert und durchgefiihrt werden. Sie ist
einerseits Schnittstelle zwischen der zentralen und dezentralen Ebene zur Optimierung der



GleichstellungsmaBnahmen, dient aber auch dazu, zwischen den Fakultdten Austausch und
Transparenz zu ermoglichen.

Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterin werden in den Fakultdten, der
Verwaltung und in den zentralen Einrichtungen von dezentralen Gleichstellungsbeauftragten
(14) in den Berufungs- und Einstellungsverfahren der Bereiche sowie in den Fakultdtsgremien
vertreten. In der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultdt und in der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Fakultdt arbeiten Frauenférderkommissionen. Zwischen den Fakul-
tatsleitungen und den dezentralen Gleichstellungsbeauftragten werden schriftliche Vereinbarun-
gen zur Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten bei Ubernahme des Amtes getroffen. Re-
gelméBig stattfindende Klausurtagungen des Gleichstellungsrates (z.B. zur Arbeit mit den Frau-
enforderpldnen sowie zur neuen Berufungsordnung oder die Vorbereitung der Akkreditierung
unter Genderaspekten) dienen der Qualitdtssicherung der Arbeit der dezentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten.

Das Mittelverteilungsmodell des Landes Brandenburg (2 Prozent der Zuweisung werden fiir die
nachweisliche Steigerung des Frauenanteils zwischen den Hochschulen des Landes verteilt) wird
auch in den internen Mittelzuweisungen der Universitdt Potsdam fiir Forschung und Lehre fiir
die Fakultdten abgebildet. Hier werden 5 Prozent der Zuweisung fiir die erreichten Steigerungen
des Frauenanteils in den verschiedenen Qualifikationsstufen vergeben. Die Verwendung dieser
Mittel wird fakultédtsintern gesteuert. Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte der Universitét
Potsdam wurde bisher zu 50 Prozent von ihren Dienstaufgaben freigestellt. Im Universitits-
haushalt sind Personal- und Sachmittel fiir Gleichstellung eingestellt. Dariiber hinaus stehen
durch eingeworbene Drittmittel projektbezogene Personal- und Sachkosten zur Verfiigung. Fiir
die Ko-Finanzierung von ESF-geforderten Projekten (z.B.: BrISaNT, Mentoring fiir Frauen,
ProFiL) zur Forderung von Frauen stellt die Hochschule Mittel aus Zielvereinbarungen zur
Verfiigung. Uber ein Briickenprogramm werden Stipendien fiir Studentinnen und Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen nach Auslauf der bisherigen Forderung zur Beendigung ihrer Promoti-
on/ihres Qualifikationsvorhabens oder zur Erarbeitung eines Projekt-/Forschungsantrags fiir
eine weitere wissenschaftliche Qualifikation bereitgestellt. Die Stipendien werden auch an Stu-
dierende und NachwuchswissenschaftlerInnen mit Kind/ern zum Ausgleich von familidr beding-
ten Hértefdllen fiir eine kurzfristige finanzielle Unterstiitzung vergeben. Hier liegen noch un-
genutzte Ressourcen fiir die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten, denn nur wenn diese iiber
die in der Fakultdt zur Verfligung stehenden Mittel informiert sind, konnen sie gezielt Unter-
stlitzung anbieten.

Seit 2006 gibt es an der Universitdt Potsdam ein Netzwerk ,,Interdisziplindre Geschlechterfor-
schung®, das 2008 eine Ringvorlesung “Geschlecht in Alltag und Wissenschaft im Rahmen
von StudiumPlus und zum Erwerb eines Zusatzzertifikats ,,Interdisziplindre Geschlechterstu-
dien* fiir Interessierte initiierte. Die Ringvorlesung stellte verschiedene disziplindre Zuginge
zur Analyse von 'Gender' vor und bot die Moglichkeit, einen Einblick in die Arbeit der Netz-
werk-Mitglieder zu bekommen.

Die Personaldatenerhebung an der Hochschule wird grundsétzlich geschlechterdifferenziert
vorgenommen. Die durch die UP verdffentlichten statistischen Jahresberichte weisen in einem
Kapitel gesondert den Frauenanteil in verschiedenen Kategorien aus. Bei Bedarf, beispielsweise
zur Vorbereitung der Bewerbung um das Total E-Quality Prédikat werden auch ergidnzende ge-
schlechtsspezifische Auswertungen vorgenommen. Das durch die Servicestelle fiir Lehrevalua-
tion bereitgestellte Internetportal PEP wird auch fiir die Online-Umfragen der Gleichstellungs-
beauftragten (2008: geschlechtergerecht - familiengerecht - chancengleich) genutzt. Neben
dem Internetportal® der Universitdt Potsdam ist das Thema Chancengleichheit auch in den
Potsdamer Universitdtszeitungen prasent. Ergédnzend zu der aktuellen Berichterstattung gibt es
auch Titelthemen hierzu.

20 Siehe: http://www.uni-potsdam.de/u/gleichstellung/
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7. Die Hochschule ist seit 2002 Préadikatstrdgerin des Total E-Quality Awards. Hiermit gehort sie
im bundesweiten Vergleich zu den fiinf Universitidten, die dieses Pradikat fiir ihre Bemiihungen
um mehr Chancengleichheit zum drittenmal erringen konnten. Das fiir die Beteiligung der
Hochschule am Professorinnen-Programm erarbeitete Gleichstellungskonzept wurde positiv
bewertet und hat dazu gefiihrt, dass die einzelnen MaBnahmen um mehr Chancengleichheit
jetzt noch konzentrierter und zielgerichteter unter Einbeziehung vieler Initiatoren von Pro-
jekten sowohl auf der Fakultdtsebene als auch hochschulweit umgesetzt werden. In der zweiten
Fortschreibung des bundesweiten CEWS-Hochschulrankings nach Gleichstellungsaspekten
nimmt die Universitdt Potsdam im Gesamtvergleich aller Universitdten in der Ranggruppe 5
mit 10 von 14 erreichbaren Punkten einen vorderen Platz ein und platziert sich so vor allen
anderen ostdeutschen Hochschulen, die dhnliche Ausgangsbedingungen hatten wie die Universi-
tdt Potsdam.

8. Die Universitdit Potsdam unternimmt erhebliche Anstrengungen, um ihr Profil als eine
familiengerechte Hochschule weiter zu entwickeln. Die erfolgreiche Grundauditierung und auch
die Beteiligung an der Ausschreibung zur Teilnahme am Programm ,Familie in der Hoch-
schule® haben dazu gefiihrt, dass die bisherigen Initiativen zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in einem
entwicklungsorientierten, strukturierten und verbindlichen Konzept gebiindelt wurden und zu
einer deutlichen Verbesserung der Rahmenbedingungen gefiihrt haben. Die finanziellen Mittel
hierfiir werden derzeit aus dem Landesprogramm ,Kind und Karriere“ und dem
Hochschulhaushalt bereitgestellt. Der von der Universitit angebotene Service fiir Familien®'
schlieft flexible Kinderbetreuung, Beratung und Vernetzung ein. Die in dem vom Land
Brandenburg initiierten  Qualititsversprechen ,Kinder und Karriere“”  definierten
Mindeststandards zur Familienfreundlichkeit werden durch die Universitdt Potsdam erfiillt und
sind beispielgebend fiir die anderen Brandenburger Hochschulen.

9. Frauen sind an der Universitit Potsdam durchschnittlich zu 58 Prozent in den verschiedenen

Gremien der Hochschule vertreten. Die Universitit wirbt verstirkt um Frauen fiir die Uber-
nahme karriererelevanter Funktionen und die Mitwirkung in universitdren Gremien. Geeignete
Frauen werden gezielt geworben, da Erfahrungen gezeigt haben, dass Frauen eher bereit sind,
eine Funktion zu iibernehmen, wenn sie direkt von Vorgesetzten angesprochen werden. Auch
unter den Studierenden hat sich die Bereitschaft von Frauen, sich in verschiedenen hochschul-
politischen Gremien einzubringen, deutlich erhdht. Der Frauenanteil in den Berufungskommis-
sionen betrdgt mindestens 40 Prozent und entspricht damit dem §38 (2) des Brandenburgi-
schen Hochschulgesetzes. Das hat allerdings zur Folge, dass Frauen in den Bereichen, in denen
sie unterreprisentiert sind, unverhéltnisméfig mehr belastet werden, insbesondere die Gruppe
der Professorinnen.

10. Wie es Frauen der Universitdt Potsdam auf den verschiedenen Qualifikationsstufen dennoch
gelungen ist, ihre wissenschaftliche Karriere und Familie zu vereinbaren, wird in einer Wander-
ausstellung tiberzeugend dargestellt. Diese Prdsentation wurde seit September 2008 schon
mehrmals in Potsdam in verschiedenen gleichstellungsrelevanten Zusammenhéngen gezeigt, z.
B. zur Auftaktveranstaltung der Frauenpolitischen Woche des Landes Brandenburg.

11. Ein Paket von Mallnahmen fiir die Forderung von Frauen auf den verschiedenen Karrierestu-
fen wurde an der Universitidt Potsdam etabliert. Das Konzept wird von der Idee getragen, lang-
fristig und frithzeitig die Grundlagen zu legen fiir eine nachhaltige Verbesserung der Situation
von Frauen in der Wissenschaft. Geschlechtsspezifische Angebote im Rahmen des Zukunftsta-
ges flir Schiilerinnen und Schiiler und ein studienorientierendes Projekt fiir Mddchen in den ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Studienfachern, Mentoring-Programme fiir Studentinnen
und Nachwuchswissenschaftlerinnen sowie Unterstiitzungsangebote fiir ausldndische Gastwis-
senschaftler und ihre Familien, der Aufbau eines Elternnetzwerkes und ein Patenprogramm
dienen der Verbesserung der Situation von Frauen in der Wissenschaft. Ein Unterstiitzungsan-

* Siehe: http://www.uni-potsdam.de/u/gleichstellung/service.html

* Siehe: http://www.studium-in-brandenburg.de/index.php?kuk



gebot fiir Double Career Couplets und Coaching fiir Neuberufene wird derzeit in enger Anbin-
dung an das Berufungsmanagement der Hochschule entwickelt.

Als Resiimee liefe sich zusammenfassen: Chancengleichheit von Frauen und Ménnern ist ein
wichtiges Qualitdtsmerkmal im Wettbewerb der Hochschulen. Die Universitdt Potsdam will sich
als eine der 20 fiihrenden deutschen Hochschulen profilieren. Das ist ein anspruchsvolles Ziel.
Diese enorme Leistungssteigerung gelingt der Universitidt als Ganzes jedoch nicht allein auf der
Grundlage des gegenwirtigen status quo. Deshalb stellt sich die Hochschule auch der
anspruchsvollen Herausforderung der DFG, ihre Profilbildung auch im Bereich der Gleichstellung
von Frauen und Mainner durch die Umsetzung des Konzepts der forschungsorientierten
Gleichstellungsstandards weiter zu entwickeln.

4.2 Durch welche strukturellen und personellen MafSnahmen sollen weitere forschungsorientierte
Gleichstellungsstandards bis 2013 an der Universitit Potsdam erreicht werden?

1. Im Ergebnis dieser Struktur- und Entwicklungsdiskussion soll das Leitbild fiir die Hochschule
definiert werden. Hierin ist die Gleichstellung von Frauen und Ménnern als Querschnittsaufgabe
verankert. Die Diskussion zum Leitbild wird vom Préisidium initiiert und hochschuléffentlich
gefiihrt.

2. Die Hochschule wirbt aktiv um die Erhéhung des Frauenanteils in allen Qualifikationsstufen
und initiiert MaBnahmen zur Gewinnung von Frauen. Die Einbindung von Frauen in for-
schungsrelevante Projekte und Sonderforschungsbereiche wird forciert und nachweislich im
Verantwortungsbereich der Vizeprasidenten fiir Forschung und wissenschaftlichen Nachwuchs
ausgewiesen. Auf die Steigerung des Frauenanteils bei den Habilitationen ist besonderes Augen-
merk zu legen, da hier eine signifikante Unterreprdsentanz von Frauen besteht. Das Projekt
ProFiL zur Férderung von Nachwuchswissenschaftlerinnen nach der Promotion ist nach Aus-
laufen der ESF-Forderung im Sommer 2011 in geeigneter Form weiter zu fiihren.

3. Im Présidialkollegium berichten die Fakultdten iiber die Umsetzung der Gleichstellungsstan-
dards und die Erreichung der Zielvorgaben nach dem Prinzip der Jahrlichkeit.

4. Die Frauenforderpline der einzelnen Fakultdten/Bereiche sind zu aktualisieren. MaBBnahmen
zur Erreichung der Gleichstellungsstandards sind auszuweisen. Die dezentralen Gleichstellungs-
beauftragten begleiten die Umsetzung der Gleichstellungsstandards auf Fakultdtsebene. In der
CGK werden Empfehlungen an die Hochschulleitung sowie an die Fakultdten erarbeitet.

5. Die Universitidt Potsdam zieht 2011 erstmals eine Bilanz zur Umsetzung der Standards und legt
der DFG den Zwischenbericht vor. Im Frithjahr 2013 wird der abschlieBende Bericht iiber die
Implementierung der Standards und die Erreichung der selbst gesetzten Ziele bei der DFG einge-
reicht. Die Zustdndigkeit hierfiir liegt beim Prisidium und den Fakultdtsleitungen. Die
Gleichstellungsbeauftragten unterstiitzen den Prozess der Berichterstattung.

6. Um den Frauenanteil an Professuren signifikant zu erhdhen, sind gezielt geeignete Wissen-
schaftlerinnen in den jeweiligen Fachkulturen zur Bewerbung aufzufordern. Die Universitét
Potsdam wird im Jahr 2009 ein Konzept fiir Double Career Couplets und fiir die Personalent-
wicklung/Coaching von Neuberufenen erstellen und im Verantwortungsbereich der Kanzlerin
realisieren. Damit wird ein weiteres Markenzeichen fiir die Profilbildung der Hochschule ge-
setzt, denn oft sind es die weichen Faktoren, die zum entscheidenden Kriterium fir eine Ruf-
annahme fiihren.

7. Das Personalentwicklungskonzept der Universitdt Potsdam wird im Zustidndigkeitsbereich der
Kanzlerin weiter ausgestaltet und in seinen einzelnen Bestandteilen sowohl im wissenschaftli-
chen als auch im wissenschaftsstiitzenden Bereich umgesetzt. Der Prozess ist transparent und
unter Mitwirkung der verschiedenen Interessengruppen der Beschéftigten zu gestalten. Fiir die
Einfiihrung der Mitarbeiter-Vorgesetzen-Gespriache und die Einfithrung strukturierter Auswahl-
verfahren werden die Leitungsverantwortlichen qualifiziert.

8. Die an der Hochschule initiierten Programme zur Forderung des weiblichen wissenschaftlichen
Nachwuchses sollen untereinander vernetzt werden, um informellen Austausch, Durchldssigkeit
und gegenseitige Unterstiitzung zwischen den einzelnen Qualifizierungsstufen zu ermoglichen.
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9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

Chancengleichheit ist ein immanenter Bestandteil der Zielvereinbarungen zwischen dem Land
und der Hochschule und auch in den Zielvereinbarungen zwischen der Hochschulleitung und den
Fakultidten auszuweisen. Die Verstetigung von Projekten zur Frauenférderung und zur Verein-
barkeit von Beruf und Familie sind durch Mittel aus den Zielvereinbarungen und das Einwerben
neuer Fordermoglichkeiten langfristig und nachhaltig zu sichern. Das Briickenprogramm zur
Unterstiitzung von Frauen in der Qualifizierung wird weitergefiihrt und durch die Einwerbung
von Drittmitteln aufgestockt.

Die Universitdt Potsdam setzt sich fiir die Biindelung der durch das Land Brandenburg zur Ver-
fiigung gestellten Mittel fiir die Frauenforderung und Familienférderung ein. In einem Présidial-
fond werden zentral zu vergebende Mittel fiir GleichstellungsmaBnahmen eingestellt und im
Haushaltsplan der Hochschule ausgewiesen. Der Fonds wird durch zusétzlich eingeworbene Pro-
jektmittel aufgestockt. Die Fakultiten stellen die leistungsbezogenen Mittelzuweisungen zur
Frauenforderung im Rahmen ihrer Selbstverpflichtung zur Umsetzung der Gleichstellungsstan-
dards bedarfsgerecht zur Verfiigung.

Die Arbeit der zentralen Gleichstellungsbeauftragten wird durch die Ausschdpfung des gesetzli-
chen Rahmens fiir Freistellung von den Dienstaufgaben sowie durch die Bereitstellung von Per-
sonal- und Sachmitteln in angemessenem Umfang nach Malligabe des Haushalts unterstiitzt. In
den Fakultiten werden die Entlastungsregelungen fiir die Arbeit der dezentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten individuell angepasst und schriftlich vereinbart. Die Gleichstellungsbeauftrag-
ten werden fiir die Ausiibung ihres Amtes in thematischen Klausurtagungen qualifiziert und in
ihrer Arbeit von der zentralen Gleichstellungsbeauftragten angeleitet. Bei Bedarf konnen ge-
zielte Weiterbildungen kostenlos in Anspruch genommen werden. Die Présidentin und die
Kanzlerin werden zu speziellen Fragestellungen (Mittelverteilungsmodell, Berufungsmanage-
ment) in die CGK eingeladen. Die Zusammenarbeit mit anderen Interessenvertretungen der
Hochschule (Studierende, Behindertenbeauftragte, Personalrat) wird themen- und projektbezo-
gen weiterentwickelt.

Die Rahmenbedingungen fiir eine familiengerechte hochschule werden weiter verbessert. Der
Aufbau eines FamilienZentrums schafft Raum fiir Beratung, Begegnung und Betreuung. Hier
sollen auch die Serviceleistungen fiir Familien gebiindelt und personell verankert werden. Die
Anschubfinanzierung erfolgt mit Landesmitteln, die strukturelle Verankerung in der Universi-
tdt muss nachhaltig durch die Bereitstellung von Personal- und Sachkosten im Rahmen des
Présidialfonds fiir GleichstellungsmaBnahmen gesichert werden. Die erstmals 2008 durchge-
filhrte Familienmesse wird jéhrlich stattfinden und stellt eine Plattform fiir Information, Aus-
tausch und Vernetzung dar. Die Kapazitdt der hochschulnahen Kinderbetreuung wird weiter
ausgebaut. In enger Zusammenarbeit mit dem Studentenwerk Potsdam werden weitere Betreu-
ungskapazititen insbesondere am Hochschulstandort Golm erschlossen. Gemeinsam mit der
Kinderwelt Potsdam gGmbH, Tréger der Kita des Studentenwerks, wird das Modell einer flexi-
blen Kinderbetreuung realisiert.

Durch die Neubesetzung der Professur fiir Frauenforschung/Soziologie der Geschlechterverhalt-
nisse wird eine Stirkung der Bemiihungen des Netzwerkes ,,Interdisziplindre Geschlechterfor-
schung® bei der Implementierung von Genderaspekten in Forschung und Lehre erreicht. Gen-
derspezifische Fragestellungen in Forschungszusammenhéngen werden iiber die Ringvorlesung
thematisiert und tragen zum Erwerb von Genderkompetenz und Genderwissen bei. Die Bereit-
stellung fiir Mittel fiir externe Referentinnen und Referenten ist mit dem Vizeprésidenten fiir
Studium und Lehre zu vereinbaren.

Hochschulrankings, die hochschulinternen Statistiken und die Ergebnisse der Lehrevaluation
werden geschlechtsspezifisch ausgewertet. Auf der Grundlage der Datenauswertung werden ge-
eignete Mallnahmen zur Motivation und Anerkennung von Leistungen erarbeitet. Das Dezer-
nat 1 (Planung, Statistik, Forschungsangelegenheiten, Organisation) entwickelt gemeinsam
mit den Fakultiten ein Verfahren zur Erfassung der erdffneten Habilitationsverfahren, um
mehr Transparenz, Problemsicht und Unterstiitzung in der Abschlussphase zu ermdglichen.

Die Universitdt Potsdam wird sich der Herausforderung des Wettbewerbs stellen. Um dieses
MaBnahmepaket zu realisieren, miissen alle unsere Ressourcen mobilisiert und neue erschlossen
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werden. Dies liegt in der Verantwortung der Hochschulleitung. Die Selbstverpflichtung wird der
MaBstab fiir das zu Erreichende sein. Die stirkere Einbeziehung der Fakultdten in den Umset-
zungsprozess, die Ausschopfung der zur Verfligung stehenden oder neu zu akquirierenden Fi-
nanzierungsquellen bis hin zu neuen konzeptionellen und strategischen Uberlegungen sind ent-
scheidende Voraussetzungen fiir die Erreichung der Zielstellung.

Die Gleichstellungsstandards sind ein guter Gradmesser fiir den Vergleich zwischen den Hoch-
schulen. Es ist langfristiges und erklértes Ziel unserer Hochschule, die strukturellen und perso-
nellen Gleichstellungsstandards umzusetzen und messbare Erfolge auszuweisen. Ob dies sich
auch schon messbar in Zahlen niederschlagen wird, muss die Entwicklung zeigen. Aus den Er-
fahrungen der vergangenen Jahre ist eine deutliche Erhohung des Frauenanteils trotz intensiver
Bemiihungen nur eingeschrinkt moglich. Von einer vergleichsweise guten Positionierung ist
eine bedeutsame Weiterentwicklung immer schwieriger und aulerdem gibt es doch eine Reihe
innerer und dulerer Faktoren, die hier wirken kdonnen und die nicht ausschlieSlich im Ermessen
und Handlungsspielraum der Hochschule liegen.

Es ist wichtig, dass alle Anstrengungen darauf ausgerichtet werden, moglichst viele Frauen fiir
die Wissenschaft zu begeistern. Wir kdnnen es uns nicht leisten, die wichtige Ressource ,,Frau-
en in der Wissenschaft® zu verschenken oder qualifizierte Wissenschaftlerinnen auf halbem
Weg zuriick zu lassen. Viele gut ausgebildete Frauen dringen an die Spitze und wollen Verant-
wortung iibernehmen. Ein sich verdnderndes Familienverstindnis, in dem beide Elternteile
Verantwortung fiir die Kinder ibernehmen, trigt dazu bei, dass sich Frauen nicht zwischen Kind
und Karriere entscheiden miissen.

Es gilt fiir unterschiedliche Lebensentwiirfe gute Bedingungen zu schaffen am Arbeits-, For-
schungs- und Studienort Universitdt Potsdam. Die DFG, mit ihrer Forderung nach Gleichstel-
lungsstandards, gibt dafiir produktiven Riickenwind.

Personelle Gleichstellungsstandards / Zielvorgaben // Gesamtiibersicht

Zielvorgabe
Ausgangslage am 03.11.2008 fiir 2013
Anzahl % %
wiss. Karrierestufen
m w m w m

Immatrikulationen gesamt

8.313 11.581 42 58 40 60
Promovierende,
wiss. Personal auf Qualifi-
zierungsstellen gesamt
ersatzweise:  Anzahl  der 748 673 53 47
Promotionen im Jahr2008 122 97 56 44 45 55
Habilitierende, Leitung von
Nachwuchs- oder Arbeits-
gruppen; gesamt
ersatzweise:  Anzahl  der nicht erfasst | nicht erfasst nicht erfasst nicht erfasst
Habilitationen im Jahr2008 15 3 83 17 70 30
Juniorprofessuren gesamt

11 5 69 31 60 40

Professuren gesamt

139 46 75 25 70 30
Leitungspositionen - mittlere
und hochste Ebene
(z.B. Dekanate / Rektorate /
Prisidien) F:12/P:5 F:12/P:4 F:50/P:56 F:50/P:44 50 50
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4. Zielvereinbarung der Universitit Potsdam Zielvereinbarung zur Erlan-
gung des Grundzertifikats zum audit familiengerechte hochschule

Zielsetzung der Auditierung

Die Universitdt Potsdam ist um die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit
von wissenschaftlicher Karriere und Familie bemiiht. Hierzu hat bislang eine Reihe von Einzel-
maBnahmen beigetragen.

Im Rahmen der dreimaligen Bewerbung um das Pradikat TOTAL E — QUALITY wurden unsere
bisherigen Bestrebungen um die Verbesserung der Vereinbarkeit im Aktionsfeld work-life-balance
erfolgreich evaluiert.

Die Hochschule ist auch weiterhin um die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit
von Erwerbstétigkeit, wissenschaftlicher Karriere und Familienverantwortung bemiiht und sieht
sich in ihrer Verantwortung, indem sie immer wieder Maflnahmen zur Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen initiiert.

Verstarkt wird auch an Hochschulen nach Modellen fiir familienbewusste Arbeits- und Studienbe-
dingungen gesucht, die den hochschulspezifischen Arbeitsstrukturen und -prozessen entsprechen.

Mit der Bewerbung um das Grundzertifikat will die Universitit Potsdam als eine der ersten Hoch-
schulen in Brandenburg ihre Anstrengungen noch nachhaltiger und 6ffentlichkeitswirksamer aus-
gestalten und gleichzeitig die Hochschule weiter profilieren.

Auf der Grundlage der bestehenden Erfahrungen und strukturellen Gegebenheiten sowie einer um-
fangreichen Evaluation des bisher Erreichten sind die in dieser Vereinbarung formulierten Ziele und
MaBnahmen fiir unsere Hochschule fiir die kommenden drei Jahre verpflichtend und richtungwei-
send.

Handlungsfeld 1 — Arbeitszeit

Ziel: Optimierte Umsetzung der bestehenden Dienstvereinbarung zur Arbeitszeitflexibilisierung in
der Verwaltung

MaBnahmen: Die in der Verwaltung durchgefiihrte Befragung von 2007 wird beziiglich der
Ausschopfung der Dienstvereinbarung zur Arbeitszeitflexibilisierung ausgewertet. In der
Veranstaltungsreihe ,,Forum Familie® wird ein Fiihrungskrafteseminar durch das Personal-
dezernat entwickelt und durchgefiihrt, welches u.a. das Vereinbarkeitsthema, gesetzliche
Rahmenbedingungen und Handlungsspielrdume beinhaltet.

Ziel: Erméglichung einer kurzfiistigen Arbeitsunterbrechung im akuten, plotzlichen Pflegefall

MaBnahmen: In einer Dienstvereinbarung werden generelle Freistellungsregelungen fiir Be-
schiftigte mit akuter Pflegeherausforderung beriicksichtigt. Im Rahmen der Veranstaltungs-
reihe ,,Forum Familie* werden Informationen iiber gesetzliche Regelungen (z.B. Sonderur-
laubsgewdhrung im akuten Pflegefall) und liber universitiatsspezifische Freistellungsregelun-
gen an alle Filhrungskrifte vermittelt.

Ziel: Beriicksichtigung familiirer Belange in der Terminierung der Gremienarbeit und Berufungs-
verfahren

MaBnahme: Die bestehenden Vereinbarungen zur Terminierung werden bei der Uberarbeitung
der Grundordnung beriicksichtigt.



Handlungsfeld 2 — Arbeitsorganisation
Ziel: Evaluation der Arbeitsbelastung

MaBnahmen: Im Rahmen eines Forschungsseminars am Lehrstuhl fiir Betriebswirtschafts-
lehre wird die Arbeitsbelastung des wissenschaftlichen und nicht-wissenschaftlichen Perso-
nals sowie der Beschéftigten in der Verwaltung evaluiert und InterventionsmaBnahmen er-
arbeitet und umgesetzt. Die Ergebnisse der Evaluation werden in der Veranstaltungsreihe
,»Forum Familie* vorgestellt.

Handlungsfeld 3 — Arbeitsort

Ziel: Erleichterung teil-dezentralen Arbeitens aus familidiren Griinden fiir die Verwaltungsan-
gestellten

MaBnahme: Im Dialog mit dem jeweiligen Vorgesetzten beziechungsweise mit dem Perso-
naldezernat konnen Einzelfallregelungen ausgehandelt werden.

Handlungsfeld 4 — Personalentwicklung

Ziel: Beriicksichtigung familienbewusster Maffnahmen bei der Personalentwicklung in der Ver-
waltung

MaBnahme:  Durch die Kanzlerin wird ein Personalentwicklungskonzept fiir die Verwal-
tung unter Beriicksichtigung familienfreundlicher Aspekte entwickelt und ausgestaltet.

Ziel: Entwicklung und Ausgestaltung von Instrumenten der Personalentwicklung fiir wissenschaft-
liche Beschiiftigte durch die Priisidentin, in denen Rahmenbedingungen der Vereinbarkeit Be-
riicksichtigung finden

MaBnahme: Die Vereinbarkeitsthematik wird integriert in

- das Mentoring-Programm

- das POGS

- in die Post-Doc-Foérderung

- in das Coaching fiir Neuberufene.

Der Prozess wird durch Gleichstellungsbeauftragte begleitet.
Ziel: Ausweitung der Studienfachberatung und der Beratung fiir Studierende mit Kind(ern)

MaBnahmen: Fiir Studierende mit Kind(ern) wird eine Beratung zur Studienverlaufsplanung
angeboten. Die Studienfachberater werden im Rahmen der Veranstaltungsreihe ,,Forum
Familie“ iiber bestehende Moglichkeiten und MaBBnahmen informiert.

Ziel: Sicherstellung der bestehenden Kontakthalteangebote fiir familienbedingt beurlaubte Be-
schiftigte

MaBnahme: Die angebotenen Kontakthaltemdglichkeiten bleiben auch die ndchsten drei
Jahre bestehen.

Handlungsfeld 5 — Fiihrungskompetenz
Ziel: Bekenntnis der Universitiit zur familiengerechten Hochschule

MalBnahme: Das Vereinbarkeitsthema wird in den Hochschulentwicklungsplan, in das Leit-
bild und in die neue Grundordnung als immanente Querschnittsaufgabe integriert.

Ziel: Sensibilisierung der Fiihrungskridfte fiir das Thema ,,familiengerechte hochschule*

MaBnahmen: Innerhalb der Veranstaltungsreihe ,,Forum Familie® wird Fiihrungskréaften ih-
re Rolle und Verantwortung in einer familiengerechten Hochschule bewusst gemacht. In das
Coaching fiir Neuberufene wird ein Fithrungskrédfteseminar integriert.

Ziel: Unterstiitzung der Fiihrungskrifte in der Umsetzung der Vereinbarkeitsforderung
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MaBnahmen: Bei bestehenden Konflikten konnen Fithrungskrifte Beratungsangebote (Me-
diatoren, Psychologe der Universitdt) wahrnehmen. Fiir Fihrungskrifte werden Weiterbil-
dungen in Konfliktmanagement / Konfliktbewéltigung (z.B. durch den Career-Service) an-
geboten.

Handlungsfeld 6 — Informations- und Kommunikationspolitik

Ziel: Kommunikation der bereits etablierten familienfreundlichen Mafinahmen der Universitiit
und ergebnisorientierte Darstellung des Verlaufs des ,,audit familiengerechte hochschule*

MaBnahmen: Auf der Homepage-Startseite der Universitdt wird ein Link ,,Familiengerechte
Hochschule® durch das Referat fiir Presse-, Offentlichkeits- und Kulturarbeit und durch das
Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit eingerichtet, auf einer zentralen Seite ,,Familien-
gerechte Hochschule® werden alle themenbezogenen Mallnahmen, Angebote und Einrich-
tungen gebiindelt und verlinkt sowie kontinuierlich aktualisiert, auf der Homepage-Startseite
der Universitidt werden aktuelle Informationen zur Vereinbarkeitsthematik temporér verof-
fentlicht. Parallel werden Links zu der zentralen Seite ,,Familiengerechte Hochschule® auf
der Webseite des / der  Studierendenportals, Welcome-Centers, Elternnetzwerks, Kinder-
welt Potsdam gGmbH, Studentenwerks, Gleichstellungsbeauftragten, einzelnen Fakultidten
eingerichtet. Fiir eine Offentlichkeitsarbeit mit hohem Wiedererkennungswert wird auf der
Basis des ,,corporate design® der Universitit ein Layout entworfen, welches als Grundlage fiir
Plakate, Flyer ,,Uni Potsdam und Familie®“ dient. Die Publikationsreihe zur Work-Life-
Balance im Rahmen der Potsdamer Berichte zur Gleichstellungspolitik wird veroffentlicht.
Fir das Elternnetzwerk wird eine Homepage erstellt. Durch das Team Chancengleichheit
wird eine Veranstaltungsreihe ,,Forum Familie® zum ,audit familiengerechte hochschule*
geplant und realisiert. Das Vereinbarkeitsthema wird in das Erstsemester-ABC aufgenom-
men.

Ziel: Verbesserung der Kommunikationskultur zum Thema

MalBnahme: Zum Thema , Familienfreundlichster Bereich der Universitdt“ wird durch das
Team Chancengleichheit und mit Unterstiitzung der Présidentin ein Preis ausgelobt. Jahrlich
wird themenspezifisch der Fotowettbewerb ,,CampusLEBEN — LEBENSszeit* durchgefiihrt.

Ziel: Ausgestaltung eines Kommunikationsnetzwerks zwischen Studierenden, Eltern, der Kinder-
welt Potsdam gGmbH, des Koordinationsbiiros fiir Chancengleichheit und des Studentenwerks

MaBnahmen: Die verantwortliche Mitarbeiterin fiir die Beratung von Eltern trifft sich re-
gelmiBig mit Vertretern des Elternnetzwerks, des AStAs, der Kinderwelt Potsdam gGmbH
und des Studentenwerks. Es erfolgt eine gegenseitige Information und Abstimmung zu Bera-
tungsangeboten zwischen Eltern an der Universitdt, dem Koordinationsbiiro fiir Chancen-
gleichheit, dem Studentenwerk, der Kinderwelt Potsdam gGmbH, dem AStA und der Stadt
Potsdam.

Ziel: Nutzung des ,,audit familiengerechte hochschule* als Wettbewerbsvorteil bei Berufungsver-
fahren durch die Kanzlerin

MaBnahme: Die Rahmenbedingungen an der Universitdt Potsdam zur Vereinbarkeit von wis-
senschaftlicher Karriere und Familie werden kommuniziert.

Ziel: Jihrliche Durchfiihrung einer hochschulweiten Familienmesse

MaBnahme: Einmal im Jahr wird eine Veranstaltung organisiert, bei der folgende Punkte Be-
riicksichtigung finden: Vorstellung aller familienfreundlichen Mallnahmen an der Universi-
tdt, themenspezifisches Diskussionsforum, Preisverleihung an den/die Sieger des Wettbe-
werbs ,,Familienfreundlichster Bereich der Universitdt®

Ziel: Fortsetzung des Engagements in der Offentlichkeit



MaBnahme: Das o6ffentliche Engagement im lokalen Biindnis fiir Familie Babelsberg, der
Landesarbeitsgemeinschaft fiir Familienbildung, dem Aktionsbiindnis gegen hiusliche Gewalt,
dem Frauenpolitischen Rat wird fortgefiihrt.

Handlungsfeld 7 — Service fiir Familien
Ziel: Erweiterung hochschulnaher Kinderbetreuungsangebote

MaBnahmen: Die Kinderbetreuungsangebote werden an allen Hochschulstandorten in Ko-
operation mit dem Studentenwerk und der Kinderwelt Potsdam gGmbH erweitert durch die
Erweiterung der Kapazitdt an Kita-Pldtzen, die Erweiterung der Kapazitidt an Tageseltern,
eine flexible Kinderbetreuung in Notfallsituationen (24h und am Wochenende).Im Rahmen
der Aktivitdten im Biindnis fiir Familie Babelsberg wird ein Sommercamp geplant und mit-
gestaltet.

Ziel: Pflege und weitere Ausstattung der Eltern-Kind-Zimmer und der Mensa-Ecken fiir Eltern mit
Kindern

MaBnahme: Der Zustand der Zimmer wird in Verantwortung des Elternnetzwerks und der
Gleichstellungsbeauftragten der Fakultdten regelméBig tiberpriift.

Ziel: Einrichtung und Verwaltung einer betreuten mobilen Kinderecke fiir Tagungen und Weiter-
bildungsveranstaltungen durch das Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit

Malinahme: Es wird eine mobile Kinderecke erworben und dariiber hinaus werden bei Bedarf
Betreuungspersonen ermittelt.

Ziel: Einrichtung eines Arbeitsplatzes fiir Studierende mit Kind(ern) in der neuen Bibliothek

MaBnahme: In Absprache mit der Bibliotheksleiterin wird die Moglichkeit gepriift, ob die
Einrichtung eines Arbeitsplatzes fiir Studierende mit Kind(ern) in der neuen Bibliothek mdog-
lich ist.

Ziel: Aufbau eines Paten- und Grofeltern - Programms

MaBnahmen: In der lokalen Presse wird das Vorhaben vorgestellt und nach ehrenamtlichen
Teilnehmern gesucht. Es werden Schulungen fiir die Betreuungspersonen in Kooperation mit
der Kinderwelt Potsdam gGmbH organisiert.

Ziel: Etablierung des Elternnet;werks fiir Studierende, Wissenschaftler und auslindische Wissen-
schaftler

MaBnahmen: Fiir das Elternnetzwerk wird eine Internetseite mit allen relevanten Informati-
onen und Kontaktdaten erstellt und mit der zentralen Seite ,,Familiengerechte Hochschule*
verlinkt. Das Koordinationsbiiro fiir Chancengleichheit kooperiert mit dem Elternnetzwerk
und unterstiitzt es. Einmal im Quartal findet ein Elternnetzwerktreffen statt, an welchem
eine Mitarbeiterin des Koordinationsbiiros fiir Chancengleichheit teilnimmt. In die Netz-
werkarbeit der Gleichstellungsbeauftragten und der Kinderwelt Potsdam gGmbH werden Fa-
milienbildungsangebote integriert.

Ziel: Ausbau der Beratung ,,Studieren/Promovieren mit Kind“

MaBnahme: Um die Beratung ,,Studieren/Promovieren mit Kind“ weiter auszubauen wird der
Beratungsraum kindgerecht sowie funktionsorientiert ausgestaltet und die Mitarbeiterin ge-
schult.
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Handlungsfeld 8 — Studium und weitere wissenschaftliche Qualifizierung
Ziel: Optimierte Nutzung vorhandener Formen der Leistungserbringung

MaBnahme: Zur Optimierung der Nutzung vorhandener Spielrdume der Studienordnungen
werden durch die Dekanate die moglichen Varianten von Priifungsformen zusammengestellt.
Auf dieser Basis durch das Dezernat 2 ein Leitfaden mit Informationen iiber mdgliche Prii-
fungsformen erarbeitet und der Nachteilsausgleichsparagraph der Rahmenpriifungsordnung
fiir Studierende mit Kindern ausgeschopft.

Ziel: Auslotung der Moglichkeiten, ein Teilzeitstudium einzufiihren

MaBnahme: Die laufenden Diskussionen zwischen dem Dezernat 2 und dem Vizeprisidenten
sowie der Studierendenvertretung wird fortgefiihrt und auf eine abschlieBende Klarung beziig-
lich der Einfithrung eines Teilzeitstudiums bzw. der offiziellen Anerkennung von Teilzeitse-
mestern hingearbeitet.

Ziel: Unterstiitzung der Arbeitsgruppe E-Learning

MaBnahme: Es wird die Moglichkeit gepriift, E-Learning auf weitere/alle Fakultdten auszu-
weiten. Hierzu werden durch die Arbeitsgruppe E-Learning Best Practice genutzt und Stan-
dards entwickelt, Moodl-Schulungen fiir Lehrende angeboten und Vorschliage entwickelt und
den Fakultdten zur Umsetzung empfohlen.

Ziel: Optimierung des Prinzips vom iiberschneidungsfieien Studium

MaBnahmen: In der neu entwickelten automatisierten Raumbelegung wird das Prinzip vom
iiberscheidungsfreien Studium beriicksichtigt. Durch die Studiendekane wird dieses Anliegen
unterstitzt.

Ziel: Unterstiitzung von Beschiiftigten in der Qualifizierung

MaBnahme: Mit dem direkten Vorgesetzten konnen Entlastungsmdglichkeiten abgesprochen
werden.

Ziel: Ermoglichung der Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Qualifizierung und Familie in den
strukturierten Doktoranden-Ausbildungen

MaBnahmen: Die Vereinbarkeitsthematik wird durch den Vizeprisidenten in die Potsdam
Graduate School eingebracht. Das Thema wird in die Entwicklung der neuen Doktoratsstu-
dienginge integriert durch Nachteilsausgleich analog zum Entlastungsparagraphen in der
Priifungsordnung, keine Nachteile fiir Nachwuchswissenschaftler/-innen mit Familie und
Ausweisung von MaBinahmen zur Familienférderung in Forschungs- und Qualifizierungsvor-
haben.

Hochschulspezifische Ziele und Mafinahmen
Ziel  Sicherung der Umsetzungsstrategie

MalBnahme: Zur Unterstiitzung des Umsetzungsprozesses wird das Team Chancengleichheit
mit folgenden zusétzlichen Ressourcen ausgestattet:

- zusitzlicher Raum fiir Koordinationsbiiro

- WHK-Stelle fiir Projektkoordination

— Zulage fiir den hoher qualifizierten Teil der Tatigkeit der Mitarbeiterin, die die Eltern-
beratung durchfiihrt

— Sachmittel zur Ausgestaltung der MaBBnahmen mit einem jahrlichen Budget von 5.000 €

MaBnahme: Zur kontinuierlichen Kontrolle der Umsetzung der Ziele und MaBnahmen so-
wie zur Unterstiitzung der Gleichstellungsbeauftragten als Projektleiterin wird eine Projekt-
gruppe gebildet. Vierteljahrliche Arbeitstreffen werden durchgefiihrt.
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a Gesetzliche Grundlagen

1. Auszug aus dem Brandenburgischen Hochschulgesetz — BbgHG vom
18.12.2008

§ 3 Aufgaben

(2) Die Hochschulen stellen fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren Struktur- und Entwick-
lungspléne auf und schreiben sie regelméaBig fort. (Beriicksichtigung von Gleichstellung als
Querschnittaufgabe)

(3) Die Hochschulen fordern den wissenschaftlichen und kiinstlerischen Nachwuchs.
(Nachweis zur Forderung des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses)

(4) Die Hochschulen tragen den besonderen Belangen von Hochschulmitgliedern mit Kin-
dern oder mit Pflegepflichten Rechnung. Sie wirken an der sozialen Férderung der Studie-
renden mit. Sie fordern in ihrem Bereich kulturelle und musische Belange sowie den Sport.
Sie beriicksichtigen die besonderen Bediirfnisse behinderter Hochschulmitglieder und treffen
in allen Bereichen die erforderlichen MaBBinahmen zu ihrer Integration. Fiir die Durchfiih-
rung des Studiums und der Priifungen sind dabei geeignete Mallnahmen zu ergreifen, die un-
ter Wahrung der Gleichwertigkeit einen Nachteilsausgleich gewahrleisten. (Verankerung
geeigneter Mafinahmen zum Nachteilsausgleich fiir alle Statusgruppen in hochschulinter-
nen Ordnungen)

(5) Die Hochschulen fordern die internationale, insbesondere die europdische Zusammen-
arbeit im Hochschulbereich; sie fordern den Austausch mit ausldndischen Hochschulen und
anderen wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Einrichtungen. Sie beriicksichtigen die be-
sonderen Bediirfnisse der auslindischen Studierenden. (z. B. Vergabe von Stipendien)

(6) Die Hochschulen informieren die Offentlichkeit iiber ihre Vorhaben und die Erfiillung
ihrer Aufgaben. Sie berichten regelméafBig tiber ihre Lehr- und Forschungstétigkeit sowie ii-
ber Ergebnisse von MaBnahmen zur Frauen- und Familienférderung. (Zustindigkeit liegt
bei den Leitungen, Unterstiitzung und Beratung durch die Gleichstellungsbeauftragten)



§ 7 Gleichstellung von Frauen und Minnern

(1) Die Hochschulen fordern die tatsdchliche Gleichstellung von Frauen und Mén-
nern und wirken bei der Wahrnehmung aller Aufgaben der Hochschule auf die Be-
seitigung bestehender Nachteile sowie auf die tatsdchliche Vereinbarkeit von Be-
ruf, Studium und Familie hin. Bei allen Vorschldgen und Entscheidungen der Hoch-
schulen sowie ihrer Organe und Gremien sind die geschlechtsspezifischen Auswir-
kungen zu beachten (Gender Mainstreaming).

2) Zur Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern werden Frauen
unter Beachtung des Vorrangs von Eignung, Befdhigung und fachlicher Leistung
gefordert. Ziel der Forderung ist vor allem die Erhohung des Anteils der Frauen in
Wissenschaft und Kunst. Die Hochschulen sind verpflichtet, geeignete MafBnah-
men zur Zielerreichung und zur Beseitigung bestehender Nachteile fiir Frauen
nachzuweisen.

3) Bei Einstellungen ist auf eine Erhohung des Frauenanteils hinzuwirken und die
Situation von Personen mit besonderen familidren Belastungen zu beriicksichtigen.
Solange eine Unterrepridsentanz von Frauen in der maflgeblichen Entgelt- oder Be-
soldungsgruppe besteht, sind Bewerberinnen

WICHTIG

- grundsétzlich zur persdnlichen Vorstellung einzuladen, sofern sie die fiir die Stelle
erforderliche Qualifikation besitzen (ist die Zahl der Bewerberinnen hierfiir zu
grof}, so sind mindestens ebenso viele Frauen wie Manner zur personlichen Vor-
stellung einzuladen), und

- bei gleichwertiger Eignung, Befdhigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu be-
riicksichtigen, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Griinde ii-
berwiegen.

(4) Mallnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern kénnen auch im Rah-
men von Zielvereinbarungen beriicksichtigt werden.

(5) Frauen und Méinner fithren Funktions-, Status- und andere Bezeichnungen nach
diesem Gesetz in geschlechtsspezifischer Form.

§ 18 Studienordnungen

(1) Fiir jeden Studiengang stellen die Fachbereiche eine Studienordnung auf. Diese regelt auf der
Grundlage der Priifungsordnung Inhalt und Aufbau des Studiums einschlieBlich einer in den
Studiengang eingeordneten berufspraktischen Studienphase. Die Studieninhalte sind so zu
bestimmen, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Die Be-
lange Studierender mit Kinderbetreuungs- und Pflegepflichten sind zu beriicksichtigen. (sie-
he § 7 zum Nachteilsausgleich in den Allgemeinen Ordnungen).

§ 31 Forderung des wissenschaftlichen und kiinstlerischen Nachwuchses

(1) Zur Forderung des wissenschaftlichen und kiinstlerischen Nachwuchses werden nach
Mallgabe der im Haushalt dafiir vorgesehenen Mittel Stellen und Stipendien fiir hoch-
qualifizierte wissenschaftliche und kiinstlerische Nachwuchskrifte bereitgestellt und
gewidhrt. Dabei sind Frauen besonders zu beriicksichtigen.

§ 38 Berufung von Hochschullehrern

(1) Zur Vorbereitung von Berufungsvorschldgen werden Berufungskommissionen gebildet.
Die Mitglieder der Berufungskommission werden vom zustédndigen Organ des Fachbereichs
gewdhlt mit Ausnahme eines stimmberechtigten Mitglieds, das der Président bestimmt. ...
Mindestens 40 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen sein, darunter
mindestens eine Hochschullehrerin. ...



§ 41 Dienstrechtliche Stellung der Professoren

(3) Die allgemeine Altersgrenze fiir die Berufung von Professoren in das Beamtenverhalt-
nis auf Lebenszeit ... erhoht sich um Zeiten, in denen ein minderjihriges Kind betreut
worden ist, hdchstens jedoch um zwei Jahre pro Kind.

(4) Bei Hochschullehrern in einem Beamtenverhéltnis auf Zeit ist das Dienstverhéltnis,
soweit dienstliche Griinde nicht entgegenstehen, auf Antrag des Beamten aus den in Satz 2
genannten Griinden zu verlidngern. Griinde fiir eine Verldngerung sind:

(5) Inanspruchnahme von Elternzeit ... oder ein Beschiiftigungsverbot nach der Mutter-
schutzverordnung ... in dem Umfang, in dem eine Erwerbstitigkeit nicht erfolgt ist.

§ 59 Aligemeine Grundsiitze der Mitwirkung

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Hochschule ist Recht und Pflicht aller Mit-
glieder. Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mitgliedergruppen und innerhalb der
Mitgliedergruppen bestimmen sich nach der Qualifikation, Funktion, Verantwortung und
Betroffenheit der Mitglieder. ...

(2) Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit sie dem Gremium nicht kraft Amtes an-
gehoren, nach Maflgabe der flir das Gremium geltenden Satzung fiir eine bestimmte Amts-
zeit bestellt oder gewdhlt; sie sind an Weisungen nicht gebunden. In allen Gremien sollen
mindestens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder Frauen sein.



(3) Die Hochschulmitglieder diirfen wegen ihrer Titigkeit in der Selbstverwaltung nicht benachtei-
ligt werden.

§ 66 Zentrale und dezentrale Gleichstellungsbeauftragte

(1) An jeder Hochschule werden zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 7 Abs. 1
eine Gleichstellungsbeauftragte (zentrale Gleichstellungsbeauftragte) und bis zu zwei
Stellvertreterinnen von den Mitgliedern und Angehorigen der Hochschule fiir die
Dauer von vier Jahren gewéhlt und vom Présidenten bestellt. In Hochschulen mit
mehr als 3.000 Mitgliedern kann die Aufgabe der zentralen Gleichstellungs-
beauftragten hauptberuflich wahrgenommen werden. In diesem Fall ist die Stelle
auszuschreiben. Ndheres zur Wahl wird in der Grundordnung bestimmt.

(2) Fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 7 Abs. 1 kann in jeder organisatori-
schen Grundeinheit fiir Lehre und Forschung und in den Zentralen Einrichtungen
eine Gleichstellungsbeauftragte (dezentrale Gleichstellungsbeauftragte), die die zent-
rale Gleichstellungsbeauftragte insbesondere bei ihren Aufgaben gemill Absatz 4
Satz 3 berdt und unterstiitzt, und jeweils eine Stellvertreterin von den Mitgliedern
und Angehorigen der jeweiligen Einrichtungen flir die Dauer von zwei Jahren ge-
wihlt werden. Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte kann die Wahrnehmung ein-
zelner Aufgaben auf die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten unwiderruflich fiir
die Dauer der Amtszeit iibertragen, es sei denn, sie ist hauptberuflich tdtig. In klei-
nen organisatorischen Grundeinheiten fiir Lehre und Forschung und in der Verwal-
tung sind die Aufgaben nach § 7 Abs. 1 von der zentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten selbst wahrzunehmen. Ndheres zur Wahl nach Satz 1 wird in der Grundordnung
bestimmt.
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(3) Die Gleichstellungsbeauftragten beraten und unterstiitzen den Prdsidenten und
die ibrigen Organe und Einrichtungen der Hochschule in allen die Gleichstellung
von Frauen und Méannern betreffenden Angelegenheiten, insbesondere bei Zielver-
einbarungen, Struktur- und Personalentscheidungen sowie bei der Erstellung und
Kontrolle von Frauenforderrichtlinien und Frauenférderplédnen. Sie informieren die
Mitglieder und Angehorigen der Hochschule und nehmen Anregungen und Be-
schwerden entgegen.

(4) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte ist iiber alle Angelegenheiten, die die
Gleichstellung an der Hochschule betreffen, rechtzeitig zu informieren. In diesen
Angelegenheiten macht sie Vorschlédge und nimmt Stellung gegeniiber den zusténdi-
gen Stellen der Hochschule. Sie hat Informations-, Rede- und Antragsrecht in allen
Gremien und das Teilnahmerecht bei Bewerbungsverfahren; in Verfahren, in denen
sich Frauen und Ménner beworben haben, ist sie zur Teilnahme verpflichtet. Sie er-
hilt Einsicht in alle Akten, die MaBBnahmen betreffen, an denen sie zu beteiligen
ist. Dies gilt auch fiir Personalakten. Soweit dies zur Erflillung der Aufgaben nach §
7 Abs. 1 und im Rahmen des Teilnahmerechts bei Bewerbungsverfahren erforder-
lich ist, sind die zustdndigen Stellen verpflichtet und berechtigt, der Gleichstellungs-
beauftragten dabei auch personenbezogene Daten zu iibermitteln.



Die Gleichstellungsbeauftragte ist berechtigt, als datenverarbeitende Stelle nach § 3
Abs. 4 Nr. 1 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes personenbezogene Daten
in diesem Zusammenhang zu erheben, zu speichern und zu nutzen, soweit und so-
lange dies zur Erfiillung dieser Aufgaben erforderlich ist.

(5) Wird die zentrale Gleichstellungsbeauftragte nicht geméa Absatz 4 beteiligt, so
ist die Entscheidung iiber eine Maflnahme fiir zwei Wochen auszusetzen und die Be-
teiligung nachzuholen. In dringenden Fillen ist die Frist auf eine Woche, bei aufler-
ordentlichen Kiindigungen auf drei Tage zu verkiirzen.

(6) Ist die Entscheidung eines Organs oder eines Gremiums der Hochschule im Auf-
gabenbereich der zusténdigen Gleichstellungsbeauftragten gegen deren Stellungnah-
me getroffen worden, so kann sie innerhalb einer Woche nach Kenntnis widerspre-
chen. Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte, so ist in einem durch Satzung
ndher zu regelnden Verfahren ein Einigungsversuch zu unternehmen. Die erneute
Entscheidung darf frithestens eine Woche nach dem Einigungsversuch erfolgen. In
derselben Angelegenheit ist der Widerspruch nur einmal zuldssig. Eine Entscheidung
gemal Satz 1 darf erst nach Ablauf der Widerspruchsfrist oder der Bestdtigung der
Entscheidung ausgefiihrt werden.

(7) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte berichtet dem Préasidenten und anderen
von der Grundordnung bestimmten Organen der Hochschule regelméBig iiber ihre
Téatigkeit.

(8) Die Gleichstellungsbeauftragten und ihre Stellvertreterinnen nehmen ihre Auf-
gaben als dienstliche Tétigkeit wahr. Im Rahmen ihrer rechtméaBigen Aufgabener-
fiillung sind sie von Weisungen frei. Die Regelungen zur Verschwiegenheitspflicht
gemdl § 37 des Beamtenstatusgesetzes und den tarifrechtlichen Bestimmungen gel-
ten auch fiir die Tatigkeit als Gleichstellungsbeauftragte. Die zentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte ist mindestens zur Hilfte von ihren Dienstaufgaben freizustellen.
Nimmt sie die Aufgabe hauptberuflich wahr und hat sie ein Beschiftigungsverhéltnis
mit der Hochschule, so wird sie von den Aufgaben dieses Beschéftigungsverhéltnis-
ses freigestellt. Die dezentrale Gleichstellungsbeauftragte kann in angemessenem
Umfang von ihren Dienstaufgaben freigestellt werden. Die Hochschule stellt der
zentralen Gleichstellungsbeauftragten nach Mafigabe des Haushalts der Hochschule
im angemessenen Umfang Personal- und Sachmittel zur Erfiillung ihrer Aufgaben
zur Verfiigung

WICHTIG
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2. Auszug aus Grundordnung der Universitit Potsdam (GrundO) vom
17.12.2009~

Artikel 1 Mitglieder und Angehdérige der Universitiit
(1) Mitglieder der Universitét sind:

1. die hauptberuflich an der Universitit tdtigen Professorinnen und Professoren und
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren,

2. die Professorinnen und Professoren, die nachgemeinsamer Berufung iiberwiegend
an einer Forschungseinrichtung auerhalb der Universitédt tdtig sind und Aufgaben
in Lehre und Forschung an der Universitdt wahrnehmen,

3. die hauptberuflich an der Universitdt tdtigen Hochschuldozentinnen und Hoch-
schuldozenten,

4. die hauptberuflich an der Universitdt tatigen wissenschaftlichen und kiinstlerischen
Assistentinnen und Assistenten,

5. die hauptberuflich an der Universitédt tdtigen Oberassistentinnen und Oberassisten-
ten, Oberingenieurinnen und Oberingenieure,

6. die hauptberuflich an der Universitdt tdtigen akademischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter,

7. die hauptberuflich an der Universitit tatigen Lehrkréfte fiir besondere Aufgaben,

8. die hauptberuflich an der Universitdt tdtigen sonstigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung),

9. die an der Universitdt eingeschriebenen Studierenden und die Promotionsstudieren-
den,

10. die Présidentin oder der Président.

(2) Alle anderen an der Universitdt Tatigen sind Angehorige. Sie haben nur aktives Wahl-
recht.

Artikel 3 Mitwirkung an der Selbstverwaltung

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Universitit ist Recht und Pflicht aller Mit-
glieder. Funktionstrigerinnen und Funktionstriger in der Selbstverwaltung iiben ihr Amt
bis zur Neuwahl oder Bestellung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter aus.

(2) Die Mitglieder und Angehdorigen der Universitit sind zur Verschwiegenheit in jenen An-
gelegenheiten verpflichtet, die ihnen als Tragerinnen und Tridger eines Amtes oder einer
Funktion bekannt geworden sind und deren Vertraulichkeit sich aus Rechtsvorschriften o-
der aufgrund besonderer Beschlussfassung des zustdndigen Gremiums ergibt.

(3) Nehmen Studierende Amter in der akademischen Selbstverwaltung wahr, erhalten sie
nach einer durch den Senat zu erlassenden Satzung eine Aufwandsentschiadigung. Gleiches
gilt fiir die studentische Gleichstellungsbeauftragte der Universitdt, die studentischen
Gleichstellungsbeauftragten in den organisatorischen Grundeinheiten fiir Lehre und For-
schung und ihre Stellvertreterinnen.

(4) Die Wahrnehmung von Amtern in der akademischen oder studentischen Selbstverwal-
tung wird im Umfang von hochstens zwei Semestern bis zur Zwischenpriifung bzw. bis zur
Abschlusspriifung nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet. Gleiches gilt fiir die studenti-
sche Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule, die studentischen Gleichstellungsbeauftrag-
ten in den organisatorischen Grundeinheiten fiir Lehre und Forschung und ihre Stellvertre-
terinnen.
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Artikel 9 Grundsiitze der Gremientditigkeit

(1) Gremien diirfen nur in einer ordnungsgemaf einberufenen Sitzung beraten und beschlie-
Ben. Sie werden von ihren Vorsitzenden einberufen. Gremien sind unverziiglich einzuberu-
fen, wenn mindestens ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder, eine Gruppe oder die
Présidentin oder der Président - im Falle der Fakultitsriate die Dekanin oder der Dekan -
dies unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.

(2) Gremien sind beschlussfiihig, wenn mehr als die Hiilfte der stimmberechtigten Mitglie-
der anwesend ist.

(3) Die Beschlussfahigkeit wird vor Eréffnung der Sitzung durch die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden jedes Gremiums festgestellt. Das Gremium gilt als beschlussfihig, solange
nicht die Beschlussunfahigkeit festgestellt ist. Wird vor Beginn einer Abstimmung die Be-
schlussfahigkeit von einem Mitglied bezweifelt, so ist die Beschlussfahigkeit durch Zahlung
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Gremiums festzustellen. Die oder der
Vorsitzende kann die Abstimmung solange aussetzen.

(4) Bei Beschlussunfihigkeit hat die oder der Vorsitzende den Zeitpunkt der nédchsten Sit-
zung bekannt zu geben. Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfihigkeit zuriickgestellt
worden, so ist das Gremium in der zur Beratung derselben Angelegenheit einberufenen Sit-
zung insoweit unabhingig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfahig; hier-
auf ist in der Ladung ausdriicklich hinzuweisen. Ergibt die Beschlussunfahigkeit sich bei ei-
ner Abstimmung, so wird die Abstimmung in der néchsten Sitzung durchgefiihrt; ein Antrag
auf namentliche Abstimmung bleibt in Kraft.

(8) Wahlen in den Gremien sind grundsitzlich geheim. Gewéhlt ist, wer die Mehrheit der
Stimmen erhilt. Steht im dritten Wahlgang mehr als eine Bewerberin oder ein Bewerber
zur Wahl, ist diejenige Bewerberin oder derjenige Bewerber gewéhlt, die oder der die meis-
ten Stimmen erhalten hat. Mit Zustimmung aller anwesenden Wahlberechtigten des Gre-
miums konnen Wahlen auch in offener Abstimmung erfolgen.

(9) Jedes Gremium kann zur Vorbereitung seiner Beschliisse Ausschiisse bilden. Die Zusam-
mensetzung richtet sich nach dem Verhiltnis der Gruppen im jeweiligen Gremium. Mit Zu-
stimmung aller Gruppen kann davon abgewichen werden.

(10) Sofern sich ein Gremium keine Geschiftsordnung gibt, findet die Geschiftsordnung des
Senats entsprechende Anwendung.

Artikel 10 Offentlichkeit

(1) Die nach Gruppen zusammengesetzten Gremien tagen der Universitdt tagen hoch-
schuléffentlich. Antrige auf Ausschluss der Offentlichkeit diirfen nur in nichtdffentlicher
Sitzung begriindet, beraten und entschieden werden. In nichtdffentlichen Sitzungen gelten
die Prasidentin oder der Président, die Vizeprésidentinnen oder Vizeprisidenten, die Kanz-
lerin oder der Kanzler und die von der Présidentin oder dem Présidenten - bzw. von der
Dekanin oder de Dekan - als Sachkundige hinzugezogene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Universitdtsverwaltung, die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der stimmberechtig-
ten Mitglieder eines Gremiums, Personen mit Rede- und Antragsrecht fiir da betreffende
Gremium sowie hinzugezogene Sachverstindige und andere zu Anhorungen geladene Perso-
nen nicht als Teile der Offentlichkeit.

(2) Tagesordnungen und Beschliisse von Entscheidungsgremien der Universitidt sind in
geeigneter Form bekannt zu geben. Protokolle von Gremiensitzungen sind den Mitgliedern
der Universitdt auf Antrag zugénglich zu machen; das gilt nicht fiir Personalangelegenhei-
ten und Entscheidungen in Priifungssachen, einschlieBlich Habilitationen und Promotio-
nen, sowie sonstige nach den gesetzlichen Vorschriften vertrauliche Angelegenheiten.
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Artikel 12 Abstimmungen

(1) Soweit gesetzlich oder in dieser Grundordnung nichts anderes geregelt ist, ist zu einem
Beschluss die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Mehrheit ist erreicht,
wenn die Zahl der Ja-Stimmen die der Nein-Stimmen ibersteigt. Stimmenthaltungen und
ungiiltige Stimmen gelten nicht als abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der An-
trag abgelehnt.

(2) Jedes Mitglied eines nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Entscheidungsgremi-
ums, das bei einer Beschlussfassung iiberstimmt worden ist, kann verlangen, das

— seine abweichende Meinung im Protokoll vermerkt wird,
— Beschliissen, die anderen Stellen zugeleitet werden,
— sein Sondervotum beigefligt wird.

Ein Sondervotum muss vor der Abstimmung angekiindigt werden und darf nur solche Ar-
gumente enthalten, die auch in der Beratung vorgebracht wurden. Sondervoten miissen
binnen einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden, angemessenen Frist
schriftlich mit Begriindung eingereicht werden. Sondervoten sind im Hauptbericht zu er-
wiihnen.

Artikel 13 Priisidentin oder Prisident, Prisidialkollegium

(1) ... An Beratungen, die die Gleichstellung von Frauen und Mdnnern oder die Frauen-
forderung betreffen, wird die zentrale Gleichstellungsbeauftragte ... beteiligt. ...

Artikel 15 Zentrale Kommissionen

Zur Vorbereitung von Beschliissen des Senats und zur Beratung des Présidialkollegiums werden ge-
meinsam zentrale Kommissionen eingerichtet. Die Leiterinnen und Leiter der Kommissionen ha-
ben Stimmrecht.

(4) Die Kommission fiir Chancengleichheit (CGK) ist insbesondere zustindig fiir
die Umsetzung des gesetzlichen Auftrages zur tatsdchlichen Gleichstellung von
Frauen und Ménnern und zur Beseitigung bestehender Nachteile fiir Frauen an der
Universitdt. Sie wirkt auf die Vereinbarkeit von Beruf, Studium und Familie hin,
unterstiitzt die Gleichstellungsbeauftragten bei der Umsetzung des Gleichstellungs-
konzeptes der Universitdt und initilert Malnahmen zur Frauenférderung sowie
Lehr- und Forschungsvorhaben zur Frauen- und Geschlechterforschung. Die Prisi-
dentin oder der Prdsident, die zentrale Gleichstellungsbeauftragte, jede Fakultit,
die zentrale Universitdtsverwaltung und die zentralen Einrichtungen benennen je-
weils ein Mitglied der CGK; die Studierenden benennen zwei Mitglieder. Fiir jedes
Mitglied ist eine Vertretung zu benennen. Die Mitwirkung der dezentralen
Gleichstellungsbeauftragten und die Beteiligung von Ménnern werden angestrebt.
Die Kommission wird von der zentralen Gleichstellungsbeauftragten geleitet.
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Artikel 16 Gleichstellungsbeauftragte

(1) Von den Mitgliedern und Angehdrigen der Universitidt werden eine Gleichstel-
lungsbeauftragte und bis zu zwei Stellvertreterinnen fiir die Dauer von vier Jahren
gewidhlt und von der Présidentin oder dem Présidenten bestellt. Das Néhere zur
Wahl regelt die Wahlordnung. Wiederwahl und Abwahl sind moglich.

(2) In den organisatorischen Grundeinheiten fiir Forschung und Lehre und in den
zentralen Einrichtungen konnen dezentrale Gleichstellungsbeauftragte und ihre
Stellvertreterinnen fiir die Amtszeit von zwei Jahren gewéhlt werden. Das Nahere
zur Wahl regelt die Wahlordnung. Wiederwahl und Abwahl sind méglich. Bei U-
bernahme des Amtes werden Regelungen zur angemessenen Entlastung von
Dienstaufgaben schriftlich vereinbart.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragten beraten und unterstiitzen die Pridsidentin oder
den Présidenten und die iibrigen Organe und Einrichtungen der Hochschule in al-
len die Gleichstellung von Frauen und Minnern betreffenden Angelegenheiten,
insbesondere bei Zielvereinbarungen, Struktur- und Personalentscheidungen sowie
bei der Erstellung und Kontrolle des Gleichstellungskonzepts.
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Frauenforderrichtlinien an der Universitat Potsdam vom 17.10.1996*

Priambel

Die Universitit Potsdam hat sich zum Ziel gesetzt, aktiv zur Verwirklichung der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern an der Universitdt beizutragen. Der Senat erldsst auf der Grundlage des
Brandenburgischen Hochschulgesetzes und im Sinne des Landesgleichstellungsgesetzes ergdnzte und
konkretisierte Regelungen zur Frauenforderung an der Universitdt Potsdam. Mit den Forderrichtli-
nien der Universitdt Potsdam sollen strukturelle Benachteiligungen von Frauen beseitigt und glei-
che Entwicklungsmdglichkeiten von Frauen und Ménnern sichergestellt werden. Damit verfolgt
die Universitidt vor allem das Ziel, das Begabtenpotential von Frauen deutlich stirker als bisher
auszuschopfen. Das schliet ein, dass Benachteiligungen von Frauen in den Tétigkeitsfeldern ent-
gegengewirkt werden soll, in denen kaum Berufsaufstiegschancen bestehen.

Die Forderrichtlinien enthalten MalBlnahmen, um an der Universitdt in den Bereichen, in denen
Frauen unterreprisentiert sind, langfristig den Anteil von Frauen zu erhdhen und die Studien- und
Arbeitssituation von Frauen entscheidend zu verbessern. Unterrepriasentation liegt dann vor, wenn
in einer Besoldungs-, Vergiitungs- oder Lohngruppe innerhalb einer Laufbahn oder Berufsgruppe
weniger Frauen als Ménner beschiftigt sind. Langfristig strebt die Universitdt eine an Qualitdt ori-
entierte, wenn moglich paritidtische Stellenbesetzung auf allen Qualifikations- und Beschéftigungs-
stufen an.

Es ist ein besonderes Anliegen der Universitdt, dass es in der spezifischen Situation dieser Einrich-
tung mit den hier erfolgten Verdnderungen der Personalstruktur im Gefolge des Einigungsvertrages
nicht zur Schaffung zusitzlicher struktureller Benachteiligung von Frauen kommt. Der jetzt er-
reichte Frauenanteil in den verschiedenen Bereichen soll erhalten bzw. bei Unterrepriasentation
erhoht werden.

# verdffentlicht in den Amtlichen Bekanntmachungen - Nr. 13/1996 vom 5.12.1996, Anmerkung: Die Uberarbeitung der Frauenforder-
richtlinie ist geplant.
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Abschnitt 1: Abbau struktureller Benachteiligung bei Personalentscheidungen
§ 1 Stellenausschreibungen

Uber die Dienstvereinbarung vom 15. Juni 1995 zwischen dem Gesamtpersonalrat und der Univer-
sitdt hinausgehend wird im Sinne gleichstellungsrelevanter Gesichtspunkte konkretisiert:

(1) Alle Stellen sind hochschuléffentlich und zusitzlich grundsitzlich 6ffentlich in geeigneten
Medien auszuschreiben. Stellen fiir wissenschaftliche und studentische Hilfskriafte sind hoch-
schuloffentlich bzw. fachoffentlich auszuschreiben. Im Falle des Verzichts auf Ausschreibung
ist vorab die Gleichstellungsbeauftragte unverziiglich zu unterrichten.

(2) Die zu besetzende Stelle ist in der Ausschreibung unter der Verwendung der weiblichen und
der minnlichen Form zu benennen. Die erforderliche Qualifikation ist exakt und verbindlich
festzulegen.

(3) In Bereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, gilt die Festlegung der Dienstverein-
barung:

"Die Universitdt Potsdam strebt die Erhdhung des Anteils von Frauen an und fordert Frauen
ausdriicklich zur Bewerbung auf." Geeignete Bewerberinnen flir die ausgeschriebene Stelle sind
gezielt anzusprechen.

(4) Bei Stellenbeschreibungen in solchen organisatorischen Grundeinheiten fiir Forschung und
Lehre, in denen Ansdtze von Frauen- und Geschlechterforschung existieren, sollen Aspekte
der Frauen- und Geschlechterforschung in der Beschreibung des Fachgebiets angemessen be-
riicksichtigt werden.

§ 2 Stellenbesetzungen, Berufungen und Beforderungen: Auswahlkriterien, Verfahrensregelungen

(1) In allen Bereichen, in denen Frauen unterrepridsentiert sind, haben Bewerberinnen bei
gleichwertiger Eignung, Befdhigung und fachlicher Leistung den Vorrang vor Bewerbern. Dies
gilt unter Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit. Beim wissenschaftlichen Personal sowie bei
Honorar- und Gastprofessuren, Lehrauftrigen sowie wissenschaftlichen Hilfskraftstellen gilt
der Frauenanteil der jeweils vorhergehenden Qualifikationsstufe (Kaskadenprinzip) als Mal-
stab.

(2) Bei Entscheidungen iiber Beforderungen und Hohergruppierungen gilt Absatz 1 entspre-
chend.

(3) Unterbrechungen und Reduzierungen der Arbeitszeit und eine daraus resultierende geringere
Quantitédt der fachlichen Leistung (z.B. Anzahl der Publikationen) oder zeitliche Verzdgerun-
gen beim Abschluss einzelner Qualifikationsabschliisse aufgrund der Betreuung von Kindern o-
der pflegebediirftiger Angehoriger diirfen Bewerberinnen und Bewerbern nicht nachteilig ange-
rechnet werden.

(4) Bei Berufungsverfahren soll bei Bewerberinnen verstiarkt von den Mdglichkeiten, die § 52
Abs. 2 BbgHG bietet, Gebrauch gemacht werden. Entsprechend sind Bewerberinnen, die statt
einer Habilitation gleichwertige wissenschaftliche Leistungen nachweisen konnen, in die Be-
gutachtung mit einzubeziehen.

(5) War bei der Aufstellung einer Berufungsliste fiir eine Professur die Beriicksichtigung einer
Frau nicht moglich und sind Frauen im Lehrkdrper unterreprisentiert, so ist die jeweilige Fa-
kultdt verpflichtet, dem Mangel an qualifiziertem weiblichem Nachwuchs in diesen Fachern zu
begegnen. Von den Fakultiten wird erwartet, dass sie sich besonders bemiihen, freie wissen-
schaftliche Stellen mit qualifizierten Frauen zu besetzen. Die Frauenforderpldne der Fakultiten
sollen hierzu unter Beriicksichtigung der fachspezifischen Bedingungen geeignete Verfahrens-
regelungen entwickeln.

(6) In Bereichen, in denen Frauen unterreprisentiert sind, sind grundsétzlich alle Bewerberin-
nen, sofern sie den Ausschreibungskriterien entsprechen, zu Vorstellungsgesprichen einzula-
den. Ist dies wegen einer groflen Zahl von Bewerberinnen nicht mdglich, sind mindestens so



viele Bewerberinnen wie Bewerber einzuladen. Von dieser Vorschrift kann nur mit Zustimmung
der Gleichstellungsbeauftragten abgewichen werden.

(7) Den Berufungs- und Besetzungskommissionen sollen zur Hilfte Frauen angehdren, min-
destens aber zwei Frauen. Bei Stellen des wissenschaftlichen Personals soll darunter mindes-
tens eine Professorin sein.

(8) Bei Besetzung von Stellen, die nach Privatdienstvertrdgen geregelt sind, wird empfohlen,
nach den gleichen Grundsétzen zu verfahren.

§ 3 Vergabe von Gastprofessuren, Stellenverwaltungen und Lehrauftrigen

Solange Frauen beim hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal in einem Bereich unterrep-
rasentiert sind, werden dort bei gleichwertiger Qualifikation Gastprofessuren und Verwaltungen
freier Professorenstellen (Lehrstuhlvertretungen) nach Mdglichkeit vorrangig an Frauen ver-
geben. Lehrauftrige, insbesondere besoldete Lehrauftrage, sollen nach Mdglichkeit entspre-
chend dem Frauenanteil bei den Studierenden an Wissenschaftlerinnen vergeben werden.

§ 4 Ausbildungspliitze

In Ausbildungsberufen, in denen Frauen unterreprisentiert sind, wird die Hélfte der Ausbil-
dungspldtze mit geeigneten Bewerberinnen besetzt. Nur dann, wenn sich trotz intensiver Be-
miihungen nicht geniigend geeignete Frauen bewerben, konnen diese Stellen mit Bewerbern be-
setzt werden. Fiir nachriickende Frauen und Ménner werden getrennte Listen gefiihrt. Bei sons-
tigen Ausbildungspldtzen sollen Frauen mindestens entsprechend ihrem Anteil an der Gesamt-
zahl der Bewerbungen beriicksichtigt werden.

Abschnitt 2: Studium, Lehre und Forschung
§ 5 Studium und Lehre

(1) Fiir Studienfacher, in denen der Frauenanteil gering ist, soll die Universitidt in Zusammen-
arbeit mit den Berufsverbédnden und Arbeitsdmtern spezielle Informationen und Beratungen fiir
Studieninteressentinnen anbieten.

(2) Fiir Studentinnen sind fachspezifische und fachiibergreifende Informations- und Beratungs-
angebote zur Studien- und Berufsplanung sowie zu Problemen des Berufseinstiegs bereitzustel-
len, die auch eine wissenschaftliche Laufbahnberatung einschlieBen.

(3) Das Akademische Auslandsamt stellt in Zusammenarbeit mit der Gleichstellungsbeauftrag-
ten spezifische Beratungsangebote fiir ausldndische Studentinnen bereit.

§ 6 Frauen- und Geschlechterforschung

(1) Die Universitdt fordert die Bildung von Forschungsschwerpunkten zur Frauen- und Ge-
schlechterforschung und die Durchfiihrung von Projekten dieser Forschungsdisziplin. Alle Or-
ganisationseinheiten und Gremien werden aufgefordert, entsprechende Vorhaben, insbesondere
diszipliniibergreifende Projekte, bei der Vergabe von Sach- und Personalmitteln angemessen zu
beriicksichtigen. In die Richtlinien fiir die Vergabe von Forschungsmitteln soll die Férderung
von Frauen- und Geschlechterforschung mit aufgenommen werden.

(2) Schwerpunkte zur Frauen- und Geschlechterforschung sollen bei der Entwicklungsplanung,
insbesondere bei Entscheidungen liber die Ausstattung der Organisationseinheiten und der Fest-
legung der Zweckbestimmung von Professuren beriicksichtigt werden. Sie sollen durch die Zu-
weisung von Qualifikationsstellen ausreichend unterstiitzt werden.

(3) Die Universitdt fiihrt regelméBig eine Bestandsaufnahme iiber die Entwicklung und die
Ergebnisse der Frauen- und Geschlechterforschung an der Universitdt durch und dokumentiert
sie in geeigneter Form in ihrem Forschungsbericht. Sie fordert den wissenschaftlichen
Austausch in diesem Bereich u.a. durch die Verdffentlichung von Forschungsergebnissen,
Veranstaltungen und Symposien.

61



(4) Die Studiengidnge und Studienangebote an der Universitdt sollen Fragestellungen aus dem
Bereich der Frauen- und Geschlechterforschung in das Lehrangebot einbeziehen. Die Fakulta-
ten entwickeln Vorschldge fiir den Ausbau und die Aufnahme von Frauen- und Geschlechterfor-
schung in die Studien- und Priifungsordnungen der jeweiligen Studienginge.

(5) In den Einfihrungsveranstaltungen der Institute bzw. Lehrstiihle sollen im Rahmen des
Uberblicks iiber die fachspezifischen Wissenschaftsansidtze auch Methoden, Schwerpunkte und
Ergebnisse der Frauen- und Geschlechterforschung im jeweiligen Fach vermittelt werden.

(6) Solange Lehrveranstaltungen aus der Frauen- und Geschlechterforschung nicht durch das
hauptamtliche wissenschaftliche Personal angeboten werden konnen, werden diese durch Gast-
professuren und Lehrauftriage abgedeckt. Hierbei sollen Frauen vorrangig beriicksichtigt wer-
den.

§ 7 Stipendien und wissenschaftliche Nachwuchsforderung

(1) Die Universitét strebt an, dass Frauen bei der Vergabe von Promotionsstipendien verstarkt
beriicksichtigt werden. Alle Lehrenden werden aufgefordert, Studentinnen besonders iiber Sti-
pendien zu informieren und sich fiir ihre verstérkte Beriicksichtigung bei der Stipendienvergabe
einzusetzen. Diese Vergabe sollte dem Kaskadenprinzip entsprechen.

(2) In allen Informationen zur Vergabe von Stipendien und sonstigen Mitteln der Nachwuchs-
forderung wird folgende Formulierung aufgenommen: "Die Universitdt Potsdam strebt eine
Erhohung des Anteils des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses an und fordert deshalb
Frauen ausdriicklich zur Antragstellung auf™.

§ 8 Forschungsforderung und Vergabe von Forschungsmitteln

(1) Bei der Vergabe der zentralen Forschungsmittel der Universitdt wird angestrebt, dass die
Mittelvergabe an Frauen insgesamt dem Anteil von Frauen am wissenschaftlichen Personal der
Universitdt entspricht. In der Berichterstattung iiber die Verwendung der Mittel ist regelmaBig
auch iiber den Frauenanteil in Bezug auf Anzahl der geférderten Projekte und Umfang der be-
willigten Mittel zu berichten.

(2) In den Vergaberichtlinien der Universitit zu Forschungsmitteln soll vorgesehen werden,
dass bei gleicher Qualitdt von Projektantridgen solche Projektantrage bevorzugt werden, an de-
ren Ausarbeitung Frauen stirker beteiligt waren und in denen voraussichtlich nach Bewilligung
Frauen beschéftigt werden. Es soll darauf geachtet werden, dass Projektantrige mit Themen
zur Frauen- und Geschlechterforschung angemessen beriicksichtigt werden.

§ 9 Anreizsysteme

(1) Bei der Entscheidung iiber die Ausstattung der Organisationseinheiten und die Mittelvertei-
lung soll beriicksichtigt werden, inwieweit der jeweilige Frauenforderplan umgesetzt und insbe-
sondere eine Erhohung der Frauenanteile in den einzelnen wissenschaftlichen Qualifikations-
stufen sowie Laufbahn- und Berufsfachrichtungen erreicht worden ist.

(2) Von den Mitteln fiir Lehre und Forschung, die den organisatorischen Grundeinheiten fiir

Forschung und Lehre zugewiesen werden, wird ein bestimmter Anteil einbehalten und als zent-

raler Frauenforderpool etabliert. Diese Mittel werden an die organisatorischen Grundeinheiten

fiir Forschung und Lehre zuriickverteilt nach folgenden Kriterien:

— Anteil der Absolventinnen des Vorjahres gemessen am Studentinnenanteil,

— Anteil der im Vorjahr promovierten Frauen gemessen am gemittelten Absolventinnenan-
teil der vorhergehenden drei Jahre,

— Anteil der im Vorjahr habilitierten Frauen gemessen am gemittelten Anteil der promovier-
ten Frauen der vorhergehenden drei Jahre,

— Anteil der Frauen bei den Neuberufungen der vergangenen drei Jahre gemessen an der Ge-
samtzahl der Neuberufungen.

(3) Nahere Ausfiihrungsbestimmungen werden von den zustidndigen Kommissionen erarbeitet.



Abschnitt 3: Fort- und Weiterbildung
§ 10 Weiterbildungsangebote fiir Frauen

(1) Frauen wird ermdglicht, sich im Interesse ihrer beruflichen Qualifikation gezielt an Fort-
und Weiterbildungsmafinahmen zu beteiligen.

(2) Die an der Universitdt bisher iiberwiegend mit Frauen besetzten Tatigkeitsfelder sollen so
gestaltet werden, dass ein beruflicher Aufstieg u.a. durch Weiterbildung moglich ist und gefor-
dert wird. Soweit diesen Bestrebungen rechtliche oder tarifliche Einschrinkungen entgegenste-
hen, wirkt die Universitit auf deren Anderung hin.

(3) Es sind regelmiBig berufsqualifizierende und hdhergruppierungsrelevante Weiterbildungs-
maBnahmen fiir solche Frauen anzubieten, die Tatigkeiten ausiiben, in denen iiberwiegend Frau-
en beschéftigt sind und kaum Berufsaufstiegschancen bestehen.

§ 11 Rahmenbedingungen fiir die Beteiligung von Frauen an Fort- und Weiterbildungsmafinah-
men

(1) Fort- und Weiterbildungsmafinahmen im dienstlichen Interesse finden in der Regel in der
Kernarbeitszeit statt. Sie sollen so angeboten werden, dass auch Beschiftigte mit betreuungsbe-
diirftigen Kindern oder pflegebediirftigen Angehorigen und Teilzeitbeschéftigte teilnehmen
konnen. Bei teilzeitbeschiftigten Frauen ist auf Wunsch eine Aufstockung der Wochenstun-
denzahl moglich.

(2) Mitarbeiterinnen, die qualifizierende Weiterbildungsmalnahmen mit Erfolg abgeschlossen
haben, werden bei der Besetzung eines entsprechend der erworbenen Qualifikation ausgewiese-
nen Arbeitsplatzes im Rahmen der gesetzlichen Moglichkeiten bevorzugt beriicksichtigt, so-
lange Frauen auf den entsprechenden Arbeitspldtzen unterrepréasentiert sind.

Abschnitt 4: Beruf, Studium und Familie
§ 12 Kinderbetreuung

(1) Die Universitdt wirkt darauf hin, dass die traditionell umfangreiche Versorgung mit
Kindertages- und Kinderkrippenplédtzen wieder in die eigene Verantwortung ibernommen wird.
Sie setzt sich dafiir ein, dass fiir alle Beschiftigten und Studierenden mit Kindern ausreichend
Betreuungspldtze fiir Klein- und Vorschulkinder mit studien- und arbeitsfreundlichen Betreu-
ungszeiten bereitgestellt werden.

(2) Um die Kinderbetreuung in Abstimmung mit der Arbeitszeit zu gewéhrleisten, sind die Gre-
mienverantwortlichen verpflichtet, solche Bedingungen fiir die Tatigkeit zu schaffen, dass
auch Hochschulangehdrige mit Kinderbetreuungsverpflichtung teilnehmen kdnnen.

(3) In allen drei Standorten der Universitdt sind Wickelriume bzw. entsprechende rdumliche
Moglichkeiten einzurichten und 6ffentlich auszuweisen.

§ 13 Weitere Mafinahmen zur Unterstiitzung von Elternschaft bzw. anderen Formen familienbe-
zogener Pflegetiitigkeiten im Studium und anschliefenden Qualifikationsphasen

(1) Die Universitédt wirkt darauf hin, dass sich Schwangerschaft, Elternschaft sowie die Betreu-
ung pflegebediirftiger Angehoriger nicht negativ auf Studium und Studienabschluss auswirken.
Dem soll in Studien- und Priifungsordnungen Rechnung getragen werden.

(2) Absatz 1 gilt sinngemal auch fiir weiterfithrende akademische Qualifikationsphasen, die zur
Promotion und Habilitation fithren sollen. Dem ist bei der Ausgestaltung der Arbeitsbedingun-
gen von Qualifikationsstellen Rechnung zu tragen.

(3) Die Universitdt wirkt darauf hin, dass Stipendien bzw. Leistungen nach dem Bundesausbil-
dungsforderungsgesetz (BAf6G) auf Antrag der Stipendiatinnen und Stipendiaten bzw. BAf6G-
Empfiangerinnen und BAf6G-Empfianger durch Erziehungsurlaub oder Beurlaubung aus familid-
ren Griinden unterbrochen oder in Teilzeitform mit entsprechend ldngerer Laufzeit umgewan-
delt werden konnen.



(4) Das priifungsrelevante Lehrangebot ist terminlich so festzulegen, dass die Teilnahme mit
der Betreuung von Kindern zu vereinbaren ist. Im Rahmen der Veranstaltungsplanung ist des-
halb darauf zu achten, dass bis zur vollen Auslastung der Raumkapazitiat Pflichtveranstaltungen
in den verschiedenen Studiengéingen nicht nach 16.00 Uhr stattfinden. Parallelveranstaltungen
sollen zu unterschiedlichen Terminen angeboten werden. Studierende Eltern sind bei der Wahl
der Termine bevorzugt zu beriicksichtigen.

§ 14 Arbeitszeit und Arbeitsorganisation

(1) Beschaftigungsverhiltnisse sollen so gestaltet werden, dass Elternschaft, Erziehung sowie
die Betreuung pflegebediirftiger Angehoriger mit der Wahrnehmung der Dienstaufgaben zu ver-
einbaren sind. Auf Antrag der Beschéftigten soll im Einzelfall nach Wegen gesucht werden, ei-
ne von der Regelarbeitszeit abweichende Gestaltung der Arbeitszeit im Rahmen der gesetzli-
chen und tariflichen Regelungen zu ermoéglichen.

(2) Teilzeitbeschiftigten sind die gleichen beruflichen Aufstiegs- und Fortbildungschancen ein-
zurdumen wie Vollzeitbeschiftigten. Eine Teilzeitbeschiftigung soll der Besetzung einer Lei-
tungsfunktion nicht entgegenstehen.

(3) Nach Ablauf von befristeter Arbeitszeitverkiirzung aus familidren Griinden soll den Be-
schiftigten ein gleichwertiger Vollzeitarbeitsplatz angeboten werden. Bei der Besetzung von
Vollzeitarbeitsplatzen werden bei gleichwertiger Qualifikation bisher Teilzeitbeschiftigte vor-
rangig berticksichtigt.

§ 15 Freistellung und Beurlaubung

(1) Die Dienststelle informiert die Beschiftigten umfassend iiber die gesetzlichen und tarifli-
chen Bestimmungen und Moglichkeiten der Freistellung, z.B. zur Betreuung eines Kindes und
weist insbesondere auch Minner auf die Mdglichkeit hin, Erziehungsurlaub, Beurlaubung und
Teilzeittiatigkeit aus familidren Griinden in Anspruch zu nehmen. Die Beschéftigten sind de-
tailliert und schriftlich auf die Folgen reduzierter Arbeitszeit (besonders fiir die Altersversor-
gung) hinzuweisen.

(2) Beschiftigten, die zur Betreuung von Kindern und Pflegebediirftigen beurlaubt sind, ist die
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen anzubieten. Es ist sicherzustellen, dass
sie sich regelméBig iiber die entsprechenden Angebote informieren konnen. Thnen sind, sofern
sie es nicht selbst fiir bestimmte Zeit ausgeschlossen haben, im Rahmen der rechtlichen Mdog-
lichkeiten Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig anzubieten.

(3) Von den Fakultdten wird erwartet, dass sie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die
zur Betreuung von Kindern und pflegebediirftigen Angehdrigen ihre wissenschaftliche Tétig-
keit unterbrechen, durch Kontaktangebote ermoglichen, wahrend dieser Zeit den Anschluss an
Lehre und Forschung zu halten.

(4) Nach Ablauf einer Beurlaubung aus familidren Griinden garantiert die Universitdt grundsitz-
lich die Beschéftigung an einem gleichwertigen Arbeitsplatz auch dann, wenn die Arbeitszeit
auf Antrag der oder des Beschéftigten reduziert wird. Nach einem ldngeren Beurlaubungszeit-
raum ist eine Einarbeitungsphase vorzusehen.

Abschnitt 5: Mafinahmen zur Beseitigung von Diskriminierungen von Frauen
§ 16 Amtssprache

(1) Im allgemeinen Schriftverkehr und in Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Universitdt
werden entweder geschlechtsneutrale Bezeichnungen oder die weibliche und mannliche Sprach-
form verwendet. Ist dies in Ausnahmeféllen nicht moglich oder ungeeignet, so wird auf die
minnliche Sprachform mit dem Hinweis zuriickgegriffen, dass im Schriftsatz alle Amts- und
Funktionsbezeichnungen auch in weiblicher Form gelten. Die diesbeziigliche Verwendung der



Amtssprache hat im jeweiligen Schriftsatz in einer durchgehend einheitlichen Form zu gesche-
hen.

(2) Hochschulgrade werden an Frauen in weiblicher Sprachform verliechen, sofern die Verlei-
hung in ménnlicher Sprachform nicht ausdriicklich gewiinscht wird. Dies gilt entsprechend fiir
die Ausstellung von Zeugnissen, Bescheinigungen und anderen Dokumenten.

§ 17 Sexuelle Belistigung

(1) Die Fragen zum Schutz vor sexueller Beldstigung regelt der Artikel 10 des Zweiten Gleich-
berechtigungsgesetzes des Bundes (2. GleiBG) vom 24. Juni 1994. Dieser Artikel 10, genannt
"Beschéftigtenschutzgesetz", ist bekanntzumachen und nach Mafligabe dieses Gesetzes ist an
der Universitdt zu handeln. Im Beschéftigtenschutzgesetz ist geregelt, dass sexuelle Beldstigung
am Arbeitsplatz eine Verletzung der arbeitsvertraglichen oder dienst-rechtlichen Pflichten ist.
Ferner gibt das Gesetz eine Definition von sexueller Beldstigung und rdumt den betroffenen
Beschiftigten das Recht ein, sich an die zustédndigen Stellen der Arbeitsstdtte zu wenden, wenn
sie sich sexuell beldstigt fithlen.

(2) Studierenden ist analog den geltenden gesetzlichen Bestimmungen ein gleichwertiger Schutz
zu gewdhrleisten. So diirfen Studierende auch nicht benachteiligt werden, wenn sie sich gegen
eine sexuelle Beldstigung gewehrt oder in zulédssiger Weise ihre Rechte ausgeiibt haben.

Abschnitt 6: Gleichstellungsbeauftragte, Frauenfiorderpline, Umsetzung der Richtlinien
§ 18 Wahlen der Gleichstellungsbeauftragten (Beachte Anderungen in der aktuelle Wahlordnung)

(1) An der Universitdt werden eine Gleichstellungsbeauftragte und zwei Stellvertreterinnen be-
stellt. Diese werden von den weiblichen Mitgliedern der Universitit fiir die Dauer von vier Jah-
ren gewahlt. Fiir die Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten kann die Amtszeit, wenn
es sich um ein studentisches Mitglied handelt, bis auf ein Jahr verkiirzt werden. Eine Stellver-
treterin aus der Gruppe der Studierenden erhélt fiir ihre Tatigkeit eine Aufwandsentschédigung.

(2) In den Fakultdten, den zentralen Einrichtungen sewie-derYniversititsverwaltung werden

jeweils eine Gleichstellungsbeauftragte und eine Stellvertreterin fiir die Dauer von zwei Jahren
gewdhlt.

(3) Die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten der Universitdt wird in der Grundordnung gere-
gelt.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann auf Antrag von ihren sonstigen Dienstaufgaben freige-
stellt werden. Die u. a. Gleichstellungsbeauftragten werden auf Antrag angemessen von ihren
sonstigen Dienstaufgaben entlastet.

§ 19 Aufgaben, Kompetenzen und Ausstattung der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragten wirken auf die Gleichstellung der Frauen in der Universitdt
und auf die Vermeidung von Benachteiligung fiir weibliche Angehorige und fiir Bewerberinnen
hin. Sie beraten und unterstiitzen die Universitdtsleitung und die iibrigen Organe und Einrich-
tungen in allen Angelegenheiten, die die Gleichstellung von Frauen und Ménnern betreffen. Sie
machen in diesen Angelegenheiten Vorschldge und nehmen Stellung zu geplanten Entwicklun-
gen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragten nehmen Anregungen und Beschwerden entgegen. Sie kon-
trollieren die Umsetzung der Frauenforderrichtlinien und der Frauenfoérderpléne in den Fakulta-
ten und den librigen Organisationseinheiten.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragten haben Informations-, Rede- und Antragsrecht bei allen Sit-
zungen der Gremien der akademischen Selbstverwaltung ihres jeweiligen Bereichs. Sie sind
rechtzeitig iiber alle Angelegenheiten, die die Gleichstellung von Frauen und Ménnern betref-
fen, zu informieren.
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(4) Die Gleichstellungsbeauftragten haben das Recht auf Beteiligung an Personalangelegenhei-

ten. Dies beinhaltet folgendes:

- Beratung bei Stellendefinitionen und -ausschreibungen,

- Mitwirkung an Auswahlverfahren (in Form offizieller Auswahlgremien oder durch den Lei-
ter der jeweiligen Einrichtung),

- Mitwirkung bei Stellenbesetzungs- und Berufungsverfahren,

- Beteiligung an Entscheidungsverfahren iiber Entlassungen in Zusammenarbeit mit dem Per-
sonalrat,

- Beteiligung an der Vergabe von Lehrauftriagen und Hilfskraftstellen.

(5) Ist die Entscheidung eines Hochschulorgans im Aufgabenbereich der Gleichstellungs-
beauftragten gegen deren Stellungnahme getroffen worden, so kann diese innerhalb von einer
Woche nach Kenntnis widersprechen. Die erneute Entscheidung darf frithestens eine Woche
nach Einlegung des Widerspruchs und nach einem besonderen Einigungsversuch erfolgen. Eine
Entscheidung gemil Satz 1 darf erst nach dem Ablauf der Widerspruchsfrist oder der Bestéti-
gung der Entscheidung ausgefiihrt werden.

(6) Die Gleichstellungsbeauftragten sind bei der Erfillung ihrer rechtméafBigen Aufgaben von
Weisungen frei. Sie iibernehmen im Rahmen ihrer Aufgaben Offentlichkeits- und Informati-
onsarbeit.

(7) Die u.a. Gleichstellungsbeauftragten bilden den Gleichstellungsrat und arbeiten dort mit der
Gleichstellungsbeauftragten zusammen. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universitédt ist dem
Senat gegeniiber rechenschaftspflichtig.

(8) Die Gleichstellungsbeauftragten kdnnen einmal im Semester eine Versammlung der weibli-
chen Hochschulangehdrigen des jeweiligen Bereichs durchfiihren. Es ist Dienstbefreiung zu ge-
wihren.

(9) Die wirksame Erfiillung der Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten ist durch die Bereit-
stellung von Personalmitteln und eines eigenen Etats fiir die Gleichstellungsbeauftragte und
durch die Bereitstellung von Sachmitteln fiir Veranstaltungen und Verdéffentlichungen fiir alle
Gleichstellungsbeauftragten im erforderlichen Umfang im Rahmen des Haushaltes zu gewdhren.

§ 20 Frauenforderpliine

(1) Die Frauenforderrichtlinien werden unterlegt durch Frauenforderpldne, die die Fakultdten,
die zentralen Einrichtungen und die Universitdtsverwaltung alle vier Jahre erstellen.

(2) In den Frauenforderpldnen sind auf der Grundlage der Frauenanteile an den Beschéiftigten,

den Studierenden, den Studienabschliissen, den Promotionen und den Habilitationen fiir jeweils

vier Jahre verbindliche Zielvorgaben zur Erhdhung des Frauenanteils festzulegen. Bei der Fest-

legung der Zielvorgaben fiir die Einstellung von wissenschaftlichem Personal ist von den Frau-

enanteilen der jeweiligen Qualifikationsstufen auszugehen. Der Frauenanteil soll

— bei studentischen Beschéftigten mindestens dem der Studentinnen,

— bei akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mindestens dem der Absolventinnen,

— Dbei wissenschaftlichen Assistentinnen und Assistenten mindestens dem der Promotionen
von Frauen,

— bei den beschiftigten habilitierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie bei
den Professuren mindestens dem der Habilitationen von Frauen des jeweiligen Fachbereichs
bzw. der Institute entsprechen.

(3) Es ist festzulegen, in welcher Zeit und mit welchen personellen, organisatorischen und wei-
terbildenden MaBBnahmen der strukturellen Benachteiligung von Frauen entgegengewirkt wird.

(4) In den Fakultdten sollen in Abhéngigkeit von der fachlichen Struktur Kooperationsvertra-
ge mit Verwaltungen, sozialen Einrichtungen und Industriebetrieben angestrebt werden, um bei



der Besetzung von Praktikumsplitzen Studentinnen und Absolventinnen in angemessener Zahl
zu beriicksichtigen.

(5) Die jeweils zustiandige Gleichstellungsbeauftragte legt nach vier Jahren dem fiir die Erstel-
lung des Frauenforderplans zustdndigen Organ oder Gremium ihres Bereichs einen Bericht iiber
die Umsetzung und Einhaltung des Forderplans vor. Sie macht Vorschldge fiir die Fortschrei-
bung oder Anpassung des Frauenforderplans an die aktuelle Entwicklung.

§ 21 Berichtspflicht

(1) Die Organe und Einrichtungen der Universitdt legen den Gleichstellungsbeauftragten eine
Bestandsaufnahme und Analyse der Beschéftigten- und Studierendenstruktur sowie der abge-
schlossenen Priifungs-, Promotions- und Habilitationsverfahren und der Forschungsférderung
vor. Die Materialien sollen Aufschlussgeben iiber die Umsetzung und Einhaltung der Frauenfor-
derrichtlinien und Fortschreibung bzw. Anpassung der Frauenforderpline.

(2) Die Berichte sollen insbesondere geschlechtsdifferenzierte Angaben enthalten tiber:

- die Anzahl der Beschiftigten im Wissenschaftsbereich getrennt nach Féachern und
Stellenkategorien,

— die Anzahl der Beschiftigten in Technik und Verwaltung getrennt nach Besoldungs-, Ver-
giitungs- und Lohngruppen der jeweiligen Lauftbahnen bzw. Berufsfachrichtungen,

— die Anzahl der Teilzeitbeschiftigten in allen diesen Bereichen und Kategorien,

— die Anzahl der Neueinstellungen in allen diesen Bereichen,

— die Anzahl der wissenschaftlichen und studentischen Hilfskrédfte getrennt nach Féachern,

— die Anzahl der abgeschlossenen Priifungen,

— die Anzahl der Studierenden getrennt nach Studienféchern,

— die inneruniversitire Verteilung der Forschungsmittel.

(3) Erhebungen und Untersuchungen fiir Zwecke der Hochschulstatistik sollen grundsétzlich
geschlechterdifferenziert erstellt werden.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte der Universitét erstellt auf der Grundlage dieser Materialien
mindestens alle vier Jahre einen Bericht {iber die Situation der Frauen an der Universitit. Der
Akademische Senat und das Konzil nehmen dazu Stellung.
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Auszug aus Wahlordnung der Universitit Potsdam vom 19.Februar 2009+

§ 1 Geltungsbereich
Diese Wahlordnung gilt fiir die Wahlen ... der Gleichstellungsbeauftragten.
§ 22 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte und deren bis zu zwei Stellvertreterinnen werden fiir die
Dauer von 4 Jahren nach dem Prinzip der Personenwahl gewéhlt. Ist die Stellvertreterin stu-
dentisches Universitdtsmitglied, kann die Prisidentin oder der Prisident ihre Amtszeit auf ih-
ren Antrag hin bis auf ein Jahr verkiirzen.

(2) Fir Wahlvorschldge gelten § 11 Abs. 1 und 2 und § 12 entsprechend. Die Wahlvorschldge
fiir das Amt der zentralen Gleichstellungsbeauftragten und fiir das ihrer Stellvertreterinnen sind
getrennt aufzustellen. Aktives Wahlrecht besitzen alle Mitglieder und Angehdrige der Univer-
sitdit Potsdam (Artikel 2 GrundO). Wéhlbar sind nur weibliche Mitglieder der Universitdt Pots-
dam gemidll § 58 Abs. 1 BbgHG. Fiir die Durchfiihrung der Wahl gelten die §§ 9, 10, 14 - 19
entsprechend.

(3) Fiir die Aufstellung der Kandidatinnen, die Vorbereitung des Wahlgangs und die Durchfiih-
rung der Wahl gelten die Grundsitze dieser Wahlordnung (§§ 6, 13).

(4) Bei vorzeitiger Vakanz im Amt der Gleichstellungsbeauftragten oder ihrer Stellvertreterin-
nen findet eine Ergdnzungswahl fiir den Rest der Amtszeit statt, falls dieser sechs Monate oder
mehr betragt. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) In jeder organisatorischen Grundeinheit fiir Lehre und Forschung und in den zentralen Ein-
richtungen werden im Rahmen der Gremienwahlen dezentrale Gleichstellungsbeauftragte und
deren Stellvertreterinnen von den Mitgliedern und Angehdrigen des betreffenden Bereichs fiir
die Dauer von zwei Jahren nach dem Prinzip der Personenwahl gewihlt.

(6) Bei einer vorzeitigen Vakanz des Amtes der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten oder
ihrer Stellvertreterinnen wird in der entsprechenden organisatorischen Grundeinheit die Wahr-
nehmung der Aufgaben bis zum Ende der Amtszeit libertragen.

Auszug aus Berufungsordnung der Universitit Potsdam vom
23.August 2007+

§ 2 Denomination von fireien Hochschullehrerstellen

(1) Ist oder wird die Stelle eines Hochschullehrers frei, priift der Président insbesondere unter
Beriicksichtigung der Hochschulentwicklungs- und Strukturplanung, ob die Stelle

— unter Beibehaltung ihrer bisherigen Denomination, Zuordnung und Wertigkeit besetzt oder
— unter Anderung ihrer Denomination und /oder Zuordnung und/oder Wertigkeit besetzt oder
— nicht besetzt werden soll.

(2) Wird eine Hochschullehrerstelle frei, beantragt die Fakultét, der die Hochschullehrerstelle
zugeordnet ist, bis spatestens achtzehn Monate vor dem Freiwerden beim Présidenten die Be-
setzung der Hochschullehrerstelle. Wird eine Hochschullehrerstelle auflerplanmaBig frei, be-
tragt die Frist nach Satz 1 zwei Monate nach Bekanntwerden des Freiwerdens. Der Lauf der in
Satz 1 und 2 genannten Fristen beginnt mit dem In-Kraft-Treten dieser

» verdffentlicht in den Amtlichen Bekanntmachungen - Nr. 4/ 2009

2 verdffentlicht in den Amtlichen Bekanntmachungen - Nr. 10/ 2008



Berufungsordnung. Dem Antrag ist eine Funktionsbeschreibung fiir die zu besetzende Professur
beizufiigen. Soll ein Juniorprofessor auf eine Professur in einem Beamtenverhéltnis auf Le-
benszeit oder in einem unbefristeten Angestelltenverhdltnis berufen werden (Tenure-Track-
Verfahren), ist dem Antrag eine entsprechende Erkldrung beizufiigen, aus welchen Griinden
von einer Ausschreibung abgesehen werden soll.

(3) Vor der Entscheidung des Préasidenten nach Abs. 4 erdrtert dieser mit dem Dekan und im
Fall einer gemeinsamen Berufung auch mit der auBerhochschulischen Forschungseinrichtung im
Rahmen eines Strategiegespriaches insbesondere

— das Anforderungsprofil der zu besetzenden Professur und deren Bedeutung fiir die Ziele der
Universitdt Potsdam und fiir den Wissenschaftsstandort Potsdam insbesondere in der
Hochschulentwicklungsplanung

— zur Starkung der Profilbereiche und der innovativen Lehre und Forschung,

— den Rahmen der personellen und sidchlichen Ausstattung der Professur und den Vergabe-
rahmen fiir die Hohe der personlichen Beziige,

— das Auswahlverfahren im Kontext der Bewerbungssituation,

— die Bestimmung eines stimmberechtigten Mitgliedes der zu bildenden Berufungskommission
nach § 39 Abs. 2 Satz 2 BbgHG.

Das Ergebnis des Gespréches ist aktenkundig zu machen.

(4) Der Prasident entscheidet iiber die Denomination, Zuordnung und Wertigkeit der
Hochschullehrerstelle und bei Juniorprofessoren iiber das Absehen von einer Ausschreibung
nach § 39 Abs. 1 Satz 5 BbgHG. Soll vom Antrag der Fakultidt nach Abs. 2 abgewichen werden,
holt der Prisident vor seiner Entscheidung unverziiglich die Stellungnahme des Senates ein.

§ 3 Ausschreibung von Hochschullehrerstellen

(1) Der Fakultdtsrat der Fakultét, der die freie Hochschullehrerstelle zugeordnet ist, be-
schliefft binnen einer Frist von vier Wochen auf der Grundlage der Entscheidung des Prési-
denten einen Ausschreibungstext und leitet diesen dem Présidenten zu. In den Beschluss
nach Satz 1 ist auch aufzunehmen, ob und in welcher Form die Ausschreibung international
unter Beriicksichtigung der Fachkultur erfolgt. Soll ein Berufungsverfahren gemilBl § 39
Abs. 9 BbgHG gemeinsam mit einer auBlerhochschulischen Forschungseinrichtung durchge-
fiihrt werden, bedarf der Ausschreibungstext der Zustimmung der auBerhochschulischen
Forschungseinrichtung.

(2) Der Prasident entscheidet iiber den Ausschreibungstext und gibt die Ausschreibung frei.

(3) Die Ausschreibung der Stelle erfolgt unverziiglich nach der Entscheidung des Préisiden-
ten. Die Ausschreibung soll in einer geeigneten iiberregionalen Zeitschrift oder Zeitung und
in geeigneten ausldndischen Medien erfolgen. Auf der Homepage der Universitdt Potsdam
sollen weitere, erlduternde Hinweise zur Ausschreibung erfolgen.

(4) Die Bewerbungsfrist betragt 4 Wochen.

(5) Die Fakultit soll geeignet erscheinende Bewerber iiber die Ausschreibung informieren
und zur Bewerbung auffordern. Frauen sollen besonders zur Bewerbung aufgefordert wer-
den.

§ 4 Inhalt der Stellenausschreibung
(1) Die 6ffentliche Stellenausschreibung muss enthalten:

— die Denomination der Hochschullehrerstelle und die Besoldungsgruppe,

— den Zeitpunkt der Einstellung,

— die Dauer der Berufung,

— die zu erfiillenden Aufgaben in der Lehre, in der Forschung, im Wissens- und Technologie-
transfer,

— in der akademischen Selbstverwaltung und im Wissenschaftsmanagement,



70

— einen Hinweis auf die Einstellungsvoraussetzungen gemal3 §§ 38 oder 42 BbgHG,

— einen Hinweis auf die Gleichstellung von Frauen und Minnern,

— einen Hinweis auf die bevorzugte Beriicksichtigung von schwerbehinderten Menschen bei
gleicher Eignung,

— die Bewerbungsfrist,

- die Empfiangeranschrift an der Universitdt Potsdam und

— einen Hinweis auf die einzureichenden Unterlagen.

(2) Der Ausschreibungstext ist so abzufassen, dass das Anforderungsprofil vollstdndig abgebil-
det wird. Sofern auf der Homepage der Universitdt Potsdam erlduternde Informationen zum
Ausschreibungstext zur Verfiigung gestellt werden, diirfen dort keine zusdtzlichen Auswahlkri-
terien benannt sein. Die Formulierung eines auf eine Person zugeschnittenen Ausschreibungs-
textes ist unzuléssig.

§ 5 Zusammensetzung der Berufungskommission

(1) Die Wahl der Mitglieder der Berufungskommission nach § 39 Abs. 2 BbgHG erfolgt unver-
ziiglich nach der Entscheidung des Prédsidenten nach § 2 Abs. 4, der Bestimmung eines Mitglie-
des der Berufungskommission durch den Prisidenten nach Abs. 5 und der Bestimmung der Mit-
glieder der Berufungskommission nach § 39 Abs. 9 BbgHG durch die aulerhochschulische For-
schungseinrichtung bei einem gemeinsamen Berufungsverfahren. Der Berufungskommission
gehoren in der Regel an:

— fiinf Vertreter der Gruppe der Hochschullehrer,
— zwei Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiter,
— zwei Vertreter der Gruppe der Studierenden.

(2) Sofern die Fakultdt eine andere Zusammensetzung der Berufungskommission beschlief3t,
verfiigen die Professoren und Juniorprofessoren, welche sich nach § 43 Abs. 1 und 2 BbgHG
bewihrt haben, iiber die Mehrheit der Stimmen. Einer Berufungskommission diirfen nicht mehr
als dreizehn stimmberechtigte Mitglieder angehdren.

(3) Als beratende Mitglieder gehoren der Berufungskommission an:

- die Schwerbehindertenvertrauensperson, sofern Bewerbungen von Schwerbehinderten
vorliegen,

— die Gleichstellungsbeauftragte der Universitiit Potsdam oder eine von ihr benannte Vertre-
terin.

Der Dekan kann als beratendes Mitglied an den Sitzungen der Berufungskommission teilneh-
men. Weitere beratende Mitglieder konnen von der Fakultdt gewahlt werden.

(4) Fiir jedes Mitglied der Berufungskommission kann ein Stellvertreter gewahlt werden, der im
Falle des Ausscheidens oder der Abwesenheit eines stimmberechtigten Mitglieds seiner Gruppe
dieses mit Stimmrecht vertritt. Die Vertreter sollen an allen Sitzungen mit beratender Stimme
teilnehmen, auch wenn sie ihr Stimmrecht nur im Fall des Ausscheidens oder der Abwesenheit
eines stimmberechtigten Mitglieds ausiiben konnen.

(5) Der Président bestimmt gemall § 39 Abs. 2 Satz 2 BbgHG ein stimmberechtigtes Mitglied
der Berufungskommission. Dieses Mitglied hat insbesondere darauf hinzuwirken, dass die Hoch-
schulentwicklungs- und Strukturplanung bei der Entscheidungsfindung der Berufungskommissi-
on Beriicksichtigung findet. Das Mitglied berichtet dem Présidenten regelmaBig iiber den aktu-
ellen Stand des Berufungsverfahrens.

(6) Das vom Présidenten bestimmte Mitglied darf nicht dem gleichen Fach und soll nicht der
Fakultdt angehoren, in der das Berufungsverfahren stattfindet.



§ 6 Festlegungen der Berufungskommission

(1) Die Berufungskommission tritt unverziiglich nach Ablauf der Bewerbungsfrist zusammen,
stellt einen verbindlichen Terminplan auf, legt die ndheren Auswahlkriterien auf der Grundlage
des Ausschreibungstextes und insbesondere die Verfahrensweise der Begutachtung schriftlich
fest. Sie sichtet die Bewerbungsunterlagen und wéhlt auf der Grundlage der Auswahlkriterien ge-
eignete Bewerber fiir eine hochschuloffentliche Prisentation (ein Probevortrag mit Diskussion
und/oder eine Lehrveranstaltung) gemal § 7 aus. Allen Bewerbern wird der Eingang der Bewer-
bungsunterlagen schriftlich oder in elektronischer Form bestétigt. Mit der Bestdtigung ist auf
die voraussichtliche Dauer des Berufungsverfahrens hinzuweisen.

(2) Die Berufungskommission beschlieit, ob die Wiederholung der Ausschreibung unverziiglich
erfolgen soll, wenn die Zahl und/oder die Qualitdt der Bewerbungen unzureichend ist. Der Be-
schluss ist gegeniiber dem Présidenten schriftlich zu begriinden. Die Bewerber sind iiber den Be-
schluss zu informieren. Der Prisident entscheidet, ob die Ausschreibung wiederholt oder ob das
Berufungsverfahren nach Maligabe der §§ 2 und 3 fortgefiihrt wird.

§ 7 Hochschuldffentliche Présentation

(1) Die nach § 6 Abs. 2 ausgewihlten Bewerber werden durch den Vorsitzenden der Berufungs-
kommission schriftlich zur hochschul6ffentlichen Présentation und einem Gespriach mit der
Berufungskommission eingeladen, die nicht spéter als zehn Wochen nach Ablauf der Aus-
schreibungsfrist stattfinden soll.

(2) Unverziiglich nach Ablauf der hochschul6ffentlichen Prasentation und des Gespraches mit
der Berufungskommission beschlieBt diese, welche Bewerber in den Berufungsvorschlag gemal
§ 39 Abs. 3 Satz 1 BbgHG aufgenommen werden sollen. Eine Reihung wird nicht vorgenom-
men. In begriindeten Ausnahmefillen ist die Aufnahme von Nichtbewerbern oder Bewerbern,
die keine hochschuldffentliche Prdsentation vorgenommen haben, moglich.

§ 8 Gutachten

Die vergleichenden Gutachten nach § 39 Abs. 3 Satz 2 BbgHG werden vom Vorsitzenden der
Berufungskommission auf Grund eines Beschlusses der Berufungskommission eingeholt. Bei der
Auswahl der Gutachter ist darauf zu achten, dass diese frei sind von persdnlichen Bindungen
vom zu Begutachtenden. Die Gutachter werden aufgefordert, innerhalb einer Frist von 8§ Wo-
chen vergleichende Gutachten einzureichen. Als Gutachter sollen Frauen angemessen beteiligt
werden.

§ 9 Berufungsvorschlag

(1) Unverziiglich nach Eingang der Gutachten beschlieit die Berufungskommission den Beru-
fungsvorschlag

nach Maligabe des § 39 Abs. 3 BbgHG. Sie kann weitere Gutachten, die innerhalb einer Frist
von acht Wochen einzureichen sind, einholen, insbesondere wenn von Seiten der Gutachter
Bedenken gegen die Berufungsfahigkeit eines Bewerbers bestehen.

(2) Der nach § 39 Abs. 3 BbgHG zu erstellende Berufungsvorschlag muss dem Grundsatz der
Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 GG) Rechnung tragen. Die durch die Ausschreibung und das
BbgHG vorgegebenen Kriterien fiir die Bewerberauswahl sind zu beachten. Zusitzliche Aus-
wahlkriterien diirfen wihrend des Berufungsverfahrens nicht herangezogen werden.

(3) Der Berufungsvorschlag wird durch die Berufungskommission innerhalb von zwei Wochen
nach seiner Erstellung dem Dekan vorgelegt. Der Dekan leitet unbeschadet des Abs. 4 den Be-
rufungsvorschlag unverziiglich dem Fakultétsrat zur Beschlussfassung zu.

(4) Der Dekan kann Beschliisse der Berufungskommission rechtlich beanstanden und verlan-
gen, dass sie innerhalb einer von ihm gesetzten Frist gedndert werden. Kommt die Berufungs-
kommission einer Beanstandung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, leitet der Dekan den
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beanstandeten Beschluss unverziiglich dem Fakultitsrat zur Beschlussfassung zu. Der Fakultéts-
rat kann neue Mitglieder der Berufungskommission gemal § 5 wéhlen.

(5) Abs. 4 findet entsprechende Anwendung, wenn der Fakultdtsrat Beschliisse der Berufungs-
kommission beanstandet. Lehnt der Fakultdtsrat einen Berufungsvorschlag ab, beschlieBt er
auch, ob die Besetzung der Stelle nach § 2 Abs. 2 beantragt wird.

(6) Der Berufungsvorschlag muss enthalten:

1.

9.

10.
11.
12.

13.
14.
15.
16.

das Deckblatt mit der Benennung der zu besetzenden Stelle, der Fakultédtszuordnung,
dem Beschluss des Fakultétsrats {iber den Berufungsvorschlag, geordnet nach Status-
gruppen sowie die mit Unterschriften versehenen Anwesenheitslisten,

ein Gliederungs- und Anlagenverzeichnis,

eine Kopie des Ausschreibungstextes und die Aufzdhlung der Publikationsorte
einschlieBlich der Verdffentlichungstermine sowie die Funktionsbeschreibung,

die Benennung der Mitglieder der Berufungskommission und den Beschluss des Fakul-
tdtsrates, geordnet nach Statusgruppen sowie die mit Unterschriften versehenen Anwe-
senheitslisten,

die eingehende Wiirdigung der vorgeschlagenen Bewerber mit ausfiihrlicher Begriindung
der Rangfolge unter Berlicksichtigung der Gutachten, der Probevortridge, der bisherigen
wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Leistung und der piddagogischen Eignung; soweit
der Berufungsvorschlag weniger als 3 Bewerber umfasst, sind die Griinde dafiir durch die
Berufungskommission gesondert schriftlich darzulegen,

die Protokolle der Beratungen der Berufungskommission mit der Darstellung des
Verfahrensablaufes, von Terminentscheidungen und Beteiligten,

eine Zusammenstellung aller Bewerber mit vollstindigem Namen, akademischen Titel,
Privatadressen und dem Datum des Bewerbungseingangs,

eine Zusammenstellung der Bewerber, die fiir die Probevortridge nicht beriicksichtigt
wurden und die Benennung der Griinde der Nichtberiicksichtigung in Kurzform; hierbei
ist eine Gruppenbildung moglich; allgemeine Feststellungen zur Nichterfiillung der Aus-
schreibungsanforderungen sind nicht zuldssig,

eine Zusammenstellung der Bewerber, die zu Probevortrigen eingeladen wurden und die
Darstellung der Griinde der Nichtberiicksichtigung fiir den Berufungsvorschlag,

eine Begriindung fiir die Auswahl der Gutachter,

die Gutachten fiir alle in den Berufungsvorschlag aufgenommenen Personen,

die Bewerbungsunterlagen der Vorgeschlagenen mit wissenschaftlichem oder kiinstleri-
schem und beruflichem Werdegang, beglaubigte Zeugniskopien, Verdffentlichungsver-
zeichnis und einem Verzeichnis der durchgeflihrten Lehrveranstaltungen,

die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten der Universitit Potsdam,

die Stellungnahme der Schwerbehindertenvertrauensperson

der Universitiat Potsdam, soweit Schwerbehinderte sich beworben haben, und
Sondervoten, sofern vorhanden.

(7) Beschliisse der Berufungskommission und des Fakultitsrates iiber den Berufungsvorschlag
diirfen nicht im Umlaufverfahren erfolgen.

§ 10 Tenure-Track-Verfahren

(1

Unverziiglich nach der Entscheidung des Présidenten nach § 2 Abs. 4 tritt die Beru-

fungskommission zusammen, stellt einen Terminplan auf und sichtet die Bewerbungsunter-
lagen. Sie beschlief3t, ob der Bewerber zu einer hochschuléffentlichen Prasentation und zu
einem Gesprach mit der Berufungskommission nach § 7 einzuladen ist.

(2)

Unverziiglich nach Beendigung der hochschuldffentlichen Prédsentation beschlieBt die

Berufungskommission, ob der Bewerber in den Berufungsvorschlag aufgenommen werden
soll und holt die Gutachten geméB § 8 ein. § 9 Abs. 1 und 3 finden entsprechende Anwen-
dung, § 9 Abs. 4 mit der Maligabe, dass der Berufungsvorschlag nur einen Namen enthélt



und die Feststellung der Bewdhrung des Bewerbers, dessen Selbstbericht und die Ergebnisse
der studentischen Veranstaltungskritik in den Berufungsvorschlag aufzunehmen sind.

§ 11 Sitzungen und Beschliisse der Berufungskommission

(1) Die Berufungskommission tagt in nichtdffentlicher Sitzung. Die Miiglieder sind zur
Verschwiegenheit verpflichtet. Uber jede Sitzung ist ein Protokoll zu fertigen, das den Mit-
gliedern zuzuleiten ist.

(2) Uber die Vergabe eines jeden Ranges in der Berufungsliste (Listenplatz) wird getrennt
abgestimmt. Die Abstimmung iiber einen nachfolgenden Listenplatz darf erst erfolgen,
wenn ein Beschluss iliber den vorgehenden Listenplatz erfolgt ist. Danach erfolgt die Ab-
stimmung iiber die Berufungsliste als Ganze. Bei Abstimmungen sind die Stimmen der Ver-
treter der Gruppe der Hochschullehrer gesondert zu zdhlen. Unterliegt die Mehrheit der
Mitglieder der Berufungskommission bei der Abstimmung iiber den Berufungsvorschlag,
kann diese ihren Vorschlag als weiteren Berufungsvorschlag vorlegen.

(3) Bei der Abstimmung unterlegene Mitglieder der Berufungskommission, die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Schwerbehindertenvertrauensperson sind berechtigt, dem Beru-
fungsvorschlag ein Sondervotum beizufiigen. Dieses muss in der Sitzung, in der iiber den
Berufungsvorschlag abgestimmt wird, angekiindigt und dem Vorsitzenden der Berufungs-
kommission innerhalb einer Frist von einer Woche nach Beendigung der Sitzung schrifi-
lich begriindet werden. Das Sondervotum ist dem Protokoll der Sitzung beizufiigen.

(4) Fiir die Beschlussfahigkeit, die Abstimmungen und das Stimmrecht finden unbeschadet
des Abs. die Vorschriften der Grundordnung der Universitit Anwendung. Stimmenthaltun-
gen sind nicht zuldssig.

§ 12 Ruferteilung

(1) Nach der Beteiligung des Senates entscheidet der Prisident iiber den Berufungsvor-
schlag. (2) Der Président erteilt den Ruf zur Besetzung der freien Hochschullehrerstelle. In
dem Ruferteilungsschreiben an den Bewerber ist dieser iiber das weitere Verfahren zur Be-
setzung der Stelle an der Universitdt Potsdam zu informieren. Der Ruf kann befristet wer-
den.

(3) Beabsichtigt der Prédsident von dem Berufungsvorschlag oder von der Rangfolge des
Berufungsvorschlages abzuweichen, gibt er der Fakultidt Gelegenheit zur Stellungnahme. Die
Stellungnahme ist innerhalb von vier Wochen abzugeben.

(4) Bestehen gegen den Berufungsvorschlag Bedenken des Priasidenten oder lehnt der Senat
den Berufungsvorschlag ab oder geben die Vorgeschlagenen den an sie ergangenen Ruf zu-
riick, wird der Berufungsvorschlag in die Fakultdt zuriickgegeben und die Fakultét aufgefor-
dert, einen neuen Berufungsvorschlag vorzulegen oder iiber die erneute Ausschreibung ge-
mal § 3 zu beschlieBen.

(5) In dem Auswahlverfahren nicht beriicksichtigte Bewerber werden unverziiglich nach der
Erteilung des Rufes iiber ihre Nichtberiicksichtigung informiert. Die Bewerbungsunterlagen
sind frithestens 3 Monate nach der Ruferteilung zuriickzusenden.

§ 13 Ernennung

Nach erfolgreich durchgefiihrten Berufungsgesprachen sowie der schriftlichen Rufannahme
durch den Bewerber wird das Einstellungs- und Ernennungsverfahren eingeleitet.
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Weitere Dokumente

1. Frauen fordern — Zusammenfassung der Empfehlungen der Hoch-
schulrektorenkonferenz zur Verwirklichung von Chancengleichheit
im Hochschulbereich:7

Die Hochschulrektorenkonferenz hat Anfang der 90er Jahre eine umfangreiche Bestandsauthahme
zur Situation der Frauen an den Hochschulen durchgefiihrt und Empfehlungen zur Férderung von
Frauen verabschiedet, die auch groBtenteils von den Hochschulen umgesetzt wurden und Eingang in
die Hochschulsonderprogramme von Bund und Lindern gefunden haben. In diesem Zeitraum ist die
Beteiligung von Frauen im Wissenschaftssystem deutlich angestiegen. Die Bilanz von mehr als 15
Jahren Gleichstellungspolitik ist trotz nicht zu verkennender Erfolge unbefriedigend, weil es auf
den hoheren Stufen des Wissenschaftssystems, sowohl im Bereich der Professuren als auch der
Leitungspositionen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen, nach wie vor zu wenige Frauen
gibt.

Die Hochschulrektorenkonferenz hat sich daher entschlossen, eine kritische Bestandsaufnahme
der verschiedenen Instrumente vorzunehmen und eine neue Diskussion iiber Chancengleichheit im
Wissenschaftsbereich anzustoBen. Dies ist umso notwendiger, als im letzten Jahrzehnt ein Para-
digmenwechsel in der Hochschulpolitik stattgefunden hat, der auch Auswirkungen auf die Gleich-
stellungspolitik hatte. Der Detaillierungsgrad staatlicher Steuerung wurde reduziert, die Entschei-
dungsverantwortung der Hochschulen nahm zu. An die Stelle staatlicher Vorgaben traten Zielver-
einbarungen zwischen Staat und Hochschulen und die nachgelagerte Berichterstattung der Hoch-
schule tiber ihre Vorgehensweise und den Grad der Zielerreichung. Das bedeutet, dass die Hochschu-
len nicht langer auf die Wirksamkeit staatlicher Programme setzen diirfen, sondern gefordert sind,
eigene Konzepte zur Verwirklichung von Chancengleichheit zu entwickeln.

Zusammenfassung:

Im Bereich der Professuren wie der Leitungspositionen an Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen gibt es trotz einer Verbesserung der Beteiligungswerte im letzten Jahrzehnt nach wie vor zu
wenige Frauen. Frauen stellen heute die Hilfte der StudienanfangerInnen, Studierenden und Absol-
venten. Es sind die Schnittstellen Hochschulabschluss/ Promotion und Promotion/Habilitation, an
denen iiberproportional viele Frauen aus dem System ausscheiden. Der Anteil der auf Professuren
berufenen Frauen entspricht dann wieder ihrem Anteil an den Habilitationen. Die Chancen eines
méannlichen Hochschulabsolventen, spiter Professor zu werden, sind fiinf Mal so grof3 wie die einer
Hochschulabsolventin.

Trotz Steigerung des Frauenanteils insgesamt blieben die Anteile von Frauen im Bereich der Inge-
nieurwissenschaften, aber auch in einigen Naturwissenschaften bereits auf der Ebene der Studienan-
fanger und Studierenden duBlerst gering. Dies ist nachteilig fiir die Entwicklung dieser wirtschaftlich
und innovationspolitisch wichtigen Disziplinen, sie schliet aber auch Frauen von Feldern mit ei-

2 . . . . . .
7 Quelle: Gleichstellung und Qualititsmanagement an Niedersdchsischen Hochschulen — eine Handreichung der Landeskonferenz
Niedersdchsischer Hochschulfrauenbeauftragter



nem hohen Zukunftspotenzial, wissenschaftlichen Entwicklungsmoglichkeiten und guten Be-
rufsaussichten aus.

Die unzureichende Beteiligung von Frauen bedeutet ein Effizienz- und Exzellenzdefizit fiir den
Hochschulbereich, denn das in Wissenschaft und Forschung liegende Innovationspotential kann
zur Génze nur genutzt werden, wenn herausragende Talente unabhingig vom Geschlecht in mdg-
lichst groBer Zahl im Wissenschaftsbereich verbleiben und nicht auf dem Weg zu ihrer hochsten
Leistungsfahigkeit in andere Beschéftigungsbereiche abwandern. Madnner und Frauen miissen auf
allen Ebenen des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses gleichberechtigt beteiligt werden.

Die Ursachen fiir das Ausscheiden von Frauen auf dem Weg zu den hochsten Qualifikationen sind
umfénglich erforscht und lassen sich auf folgende Tatbesténde zuriickfiihren:

— das deutsche Wissenschaftssystem ist zu stark auf individuelle Forderbeziehungen ausgerichtet,

- es gibt Defizite bei der Definition von Qualifikationsanforderungen sowie an klaren Regeln bei
der Vergabe von Qualifikationsstellen,

— Frauen werden seltener zur Weiterqualifikation aufgefordert als ménnliche Absolventen, sie
werden weniger in den Hochschulbereich integriert (Stipendien statt Stellen),

- sie werden stirker in die Lehre eingebunden als ihre médnnlichen Kollegen,

— Moglicherweise unterliegen sie auch Nachteilen im Forderbetrieb.

Die geringere Beteiligung von Frauen hingt auch mit der zeitlichen Parallelitidt von karriererele-
vanter Qualifizierung und Familiengriindung unter den Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft
zusammen. Die Arbeitsbelastung ist hoch und die Konkurrenzsituation unter den Nachwuchswis-
senschaftlerlnnen ist ausgeprdgt. Das Problem der Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Karriere
und Familiengriindung wird durch die Unsicherheit des Arbeitsplatzes Wissenschaft potenziert: es
gibt zu wenige Qualifikationsstellen, sie sind durchweg befristet und schlechter bezahlt als Beschéf-
tigungsverhaltnisse aulerhalb der Universitdten.

Empfehlungen zur Verbesserung der Qualifizierungschancen von Frauen in der Wissen-
schaft Hochschulen

Gleichstellungspolitik als Leitungsaufgabe

Gleichstellungspolitik ist eine Leitungsaufgabe. Die gleichberechtigte Beteiligung von Méannern und
Frauen vor dem Hintergrund eines streng qualitdtsgeleiteten Auswahlprozesses muss zentrales Ziel
der Hochschule sein und auch in ihrem Mission Statement, im Strategie- und Strukturkonzept und
in der Grundordnung zum Ausdruck kommen. Hochschulentwicklungspldne sollten in Bezug auf
ihre Auswirkungen auf die Gleichstellungspolitik hinterfragt werden. Die Gleichstellungspolitik
muss zudem auch in der Offentlichkeitsarbeit der Hochschule einen festen Platz haben. Es ist zu-
dem sicher zu stellen, dass neue Instrumente oder hochschulpolitische Entwicklungen im Hinblick
auf ihre Effekte hinsichtlich der Beteiligung der Geschlechter beobachtet werden.

Das Ziel einer stiarkeren Beteiligung von Frauen sollte auch bei der Besetzung von Leitungspositi-
onen der Hochschule sowie bei der Zusammensetzung der Gremien zum Ausdruck kommen. Gege-
benenfalls sollte die Hochschulleitung ein hochrangig besetztes Beratungsgremium einrichten, das
die Fortschritte auf dem Gebiet der Gleichstellungspolitik unter Beteiligung der Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten regelméBig tiberpriift und selbst Instrumente entwickelt, wie die Ent-
wicklung auf diesem Gebiet vorangetrieben werden kann.

Ziel und Leistungsvereinbarungen mit den Féichern

Gleichstellungspolitik an den Hochschulen wird nur Erfolg haben, wenn sie von den einzelnen Fa-
chern getragen wird. Die eigene Motivation der Féacher sollte durch die Hochschulleitung systema-
tisch unterstiitzt werden. Anstrengungen und Erfolge auf dem Gebiet der Frauenférderung miissen
positiv sanktioniert und Anreize fiir weitere Fortschritte gesetzt werden. Gleichstellungspolitische
Ziele miissen deshalb sowohl Eingang in die hochschulinterne Mittelverteilung finden als auch zur
Verstiarkung Gegenstand von Zielvereinbarungen mit den Fachbereichen sein.
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Wihrend mit Hilfe der Mittelverteilungsindikatoren ein genereller Anreiz zur Steigerung der
Frauenanteile gesetzt werden soll, miissen im Rahmen der Zielvereinbarungen systematisch
spezifische Zielwerte fiir die einzelnen Facher oder Fachergruppen definiert werden, die innerhalb
eines vorher festgelegten Zeitraumes realistischer weise erreicht werden kdnnen und {iber einen
langeren Zeitraum nachhaltig gesteigerte Beteiligungswerte sicher stellen.

Besonderes Augenmerk ist auf die Entwicklung der Zahl und des Anteils von Frauen an den Pro-
motionen und der Qualifikation fiir eine Professur sowie auf den Frauenanteil an den Professuren
zu legen. Gerade im Bereich der von Ménnern iiberproportional nachgefragten Studiengidnge der
Ingenieur- und Naturwissenschaften ist aber auch der Anteil der Studienanfangerinnen ein wichtiger
Indikator. Wéhrend in Studiengidngen mit starker oder proportionaler Beteiligung von Frauen vor
allem MaBnahmen zur stidrkeren Einbindung von Frauen in die Forschung und Qualifikation ergrif-
fen werden miissen, muss in Studiengingen, die iiberwiegend von Mainnern nachgefragt werden,
eine Weiterentwicklung des Studienangebots in Betracht gezogen werden. So werden erfahrungs-
gemdl interdisziplindre Angebote und ein stiarkerer Anwendungsbezug in einzelnen Studiengéngen,
vor allem im Bereich der Natur- und Ingenieurwissenschaften, positiv aufgenommen. Wichtig sind
dariiber hinaus die Gestaltung von Lehrveranstaltungen und die geschlechtsspezifischen Betreu-
ungsrelationen. Den Hochschulen muss daran liegen, systematisch, ggf. auch in Zusammenarbeit
mit den Schulen, junge Frauen fiir ein Studium in den Natur- und Technikwissenschaften zu interes-
sieren.

Systematisches gleichstellungspolitisches Monitoring im Rahmen der hochschulinternen Qualitiits-
sicherung

Der gleichstellungspolitische Prozess in der Hochschule sollte transparent gestaltet sein. Aktuelle
Beteiligungswerte und Entwicklungen miissen dokumentiert, Zielwerte und Instrumente verdffent-
licht werden. Die geschlechtsspezifische Beteiligung von Méannern und Frauen an Programmen und
Forderungsmalinahmen muss systematisch und regelméBig beobachtet werden, um Fehlentwicklun-
gen zu vermeiden. Der gleichstellungspolitische Aspekt sollte ein integraler Bestandteil der hoch-
schulinternen Qualititssicherung werden. Sdmtliche Statistiken sind geschlechtsspezifisch aufzu-
schliisseln, damit folgende Entwicklungen beurteilt werden kdnnen:

— geschlechtsspezifische Auswirkungen hochschulinterner Auswahlverfahren,

— Beteiligung von Frauen in den einzelnen Studiengingen und bei einzelnen Abschliissen (Bache-
lor/Master), vor allem auch bei neuen Studiengéngen und -abschliissen,

— geschlechtsspezifische Abbruchquoten, Promotionsanteil von Frauen,

— Auswirkungen strukturierter Doktorandenprogramme,

- Ubergang zur Habilitation oder alternativen Qualifikationen,

— Verbleib von Juniorprofessorinnen und -professoren,

— Frauenanteil an den Professuren.

Aktive Personalentwicklungspolitik

Das System individueller Forderbeziehungen, das fiir die Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses im deutschen Hochschulsystem kennzeichnend ist und als eine Ursache fiir die unterpro-
portionale Beteiligung von Frauen angesehen werden muss, sollte durch ein iiberindividuell angeleg-
tes, streng wissenschaftsgeleitetes und transparentes Forderungskonzept abgelost werden. Hoch-
schulen sollten eine aktive und vorausschauende Personalentwicklung betreiben, die von der akti-
ven Personalrekrutierung iliber Instrumente zur gezielten Forderung bis zur Bereitstellung einer
geeigneten Infrastruktur geht und die gesamte Qualifikationsphase von der Promotion bis zur Pro-
fessur umfasst.

So sollten Auswahl, Zulassung, Betreuung und Priifung im Bereich der Promotion nicht ldnger im
Verantwortungsbereich einer einzelnen Person, des Doktorvaters oder der Doktormutter liegen.
Die Auswahl fiir Qualifizierungsstellen muss auf der Basis von Ausschreibungen erfolgen, die Aus-
wahl muss hochschuliibergreifend, international und in einem transparenten Verfahren auf der Ba-
sis klar definierter Kriterien erfolgen. Im Hinblick auf die Verwirklichung von Chancengleichheit
miissen die Fakultdt und der Fachbereich darauf achten,



— dass die frithzeitige Einbindung von Frauen in Forschungsprojekte selbstverstandlich wird,

- eine aktive Suche nach Frauen bei der Besetzung von Stellen erfolgt,

— Stellen in Féllen von gleicher Leistung, Qualifikation und fachlicher Befahigung bevorzugt mit
Frauen besetzt werden und

— spezielle Mentoring-Programme fiir verschiedene Zielgruppen aufgelegt werden.

Zur Unterstiitzung einer aktiven Personalentwicklungspolitik sollten in verstirktem Umfange
tenure-track-Stellen eingerichtet werden, die es den Hochschulen erlauben, hoch qualifizierten
Nachwuchswissenschaftlerinnen wie auch -wissenschaftlern eine langfristige Perspektive fiir ihre
wissenschaftliche Karriere zu bieten.

Hochschulmedizin und Laborfiicher

In der Hochschulmedizin und in den Laborféchern stellen sich zusétzliche Herausforderungen. Hin-
sichtlich der Aufgabenverteilung ist darauf zu achten,

— dass die Beteiligung an Lehre, Forschung und Krankenversorgung gleichberechtigt erfolgt,

— dass sichergestellt ist, dass Wissenschaftlerinnen in klinischen Fiachern bei der Gestaltung der
Arbeitsbedingungen in der Relation der Tétigkeiten in Krankenversorgung, Lehre und For-
schung geniigend Zeit zur Forschung gegeben wird.

Dariiber hinaus muss ein vorausschauendes Personalmanagement das bestehende Problem der
Schutzbestimmungen fiir Schwangere, das die Integration von Frauen in Forschungs- und Arbeits-
einheiten haufig konterkariert, beriicksichtigen:

- Es miissen Konzepte erarbeitet werden, die den Einsatz von Schwangeren so planen, dass unter
Beriicksichtigung der Beschéftigungsverbote eine sinnvolle Beteiligung am wissenschaftlichen
Prozess moglich bleibt und dabei sowohl den Interessen der Person wie der Institution geniige
getan wird.

- Entsprechende Losungsmdglichkeiten miissen auch im Bereich der Drittmittel-finanzierten
Stellen geschaffen werden.

Neugestaltung der Berufungsverfahren

Eine weitere wichtige hochschulpolitische Maflnahme zur Steigerung des Anteils von Frauen auf
der Ebene der Professuren stellt die Neugestaltung der Berufungsverfahren mit dem Ziel der Objek-
tivierung der Auswahl dar.

Entsprechende MaBBnahmen wurden von der wissenschaftlichen Kommission Niedersachsen vorge-
schlagen. Die Empfehlungen zielen vor allem darauf ab, die externe Begutachtung zu verdndern.
Ein groBer Teil der vorgeschlagenen Maflnahmen ist generell fiir die kiinftige Ausgestaltung von
Berufungsverfahren relevant und in diesem Kontext auch schon wiederholt gefordert worden. Fiir
die Chancen von Frauen kommt ihnen aber eine besondere Bedeutung zu. So sollen keine Personen
zur Begutachtung einbezogen werden, die in enger Verbindung mit einzelnen Kandidatinnen und
Kandidaten stehen. Die Begutachtenden miissen iibe die Vorstellungen des Fachbereichs hinsicht-
lich der inhaltlichen Ausgestaltung informiert werden und diese bei der Anfertigung des Gutachtens
beriicksichtigen, dariiber hinaus sollen sie nach Mdoglichkeit in den Auswahlprozess einbezogen
werden, damit sie in Kenntnis anderer Bewerberinnen und Bewerber ihr Urteil abgeben.

Es erscheint zudem vorteilhaft, das Verfahren der wissenschaftlichen Begutachtung von
Verhandlungen - auch informeller Art - mit den ausgewidhlten Personen zu trennen. Der
Fachbereich sollte streng nach wissenschaftlichen Kriterien entscheiden, die anschlieBenden
Verhandlungen sollten davon abgekoppelt mit den Hochschulleitungen stattfinden. Hier kénnen
dann Fragen nach den beruflichen Perspektiven des Partners/der Partnerin (dual career), der
Betreuung von Kindern etc. angesprochen werden.

Der einzelne Fachbereich ist mit diesen Fragen liberfordert. Eine Hochschule, die sich der Politik
der Chancengleichheit verpflichtet fiihlt, sollte dagegen unterstiitzend titig werden konnen.
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Arbeitgeber Hochschule

Die Hochschulen stehen als Arbeitgeber mit den Unternehmen der privaten Wirtschaft und mit
der 6ffentlichen Verwaltung im Wettbewerb um hoch qualifizierte Arbeitskriafte. Beide Bereiche
bieten zum Teil iiberzeugende Konzepte zur Vereinbarung von Elternschaft und beruflicher Karrie-
re an. Fiir die Hochschulen bedeutet es eine besondere Herausforderung, hier aufzuholen und die
Beschiftigungsbedingungen so zu gestalten, dass sie konkurrenzfiahig sind.

Die HRK hat im Jahr 2003 ,,Empfehlungen zur familienfreundlichen Hochschule* verabschiedet,
die die Moglichkeiten von Hochschulen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Elternschaft und
wissenschaftlicher Karriere beschreiben. Diese umfassen MaBnahmen zur Kinderbetreuung, Servi-
ce-Biiros fiir Nachwuchswissenschaftler und -wissenschaftlerinnen mit Kind, konsequente Arbeits-
zeitflexibilisierung, Veranstaltungen zur Vereinbarkeit von Elternschaft und wissenschaftlicher
Karriere, einschldgige Schulung von Fithrungskraften an der Hochschule.

Die im Rahmen des Befristungsgesetzes gegebenen gesetzlichen Moglichkeiten zur Verlingerung
befristeter Beschéftigungen um zwei Jahre je Kind sollten die Hochschulen nutzen — bei Bedarf
auch zusétzlich zu den bisher bereits mdglichen Verldngerungen zur Kompensation von Beurlau-
bungen wegen offizieller Elternzeit. Dariiber hinaus sollten die Hochschulen Méoglichkeiten priifen,
entweder selbst - gegebenenfalls zeitlich befristete - Beschéftigungen fiir Partner sog. Dual Career
Couplets anzubieten, gezielt Drittmittel fiir die Anfinanzierung von Stellen, die erst spéter zur
Verfiigung stehen, einzuwerben oder aber im Verein mit anderen Hochschulen in der Region oder
mit auBBerhochschulischen Kooperationspartnern Losungen anzubieten.

— Auf der Ebene der Féacher eignen sich folgende MaBBnahmen zur besseren Vereinbarkeit von
Elternschaft und wissenschaftlicher Karriere:

- rechtzeitige Bereitstellung von Vertretungsmitteln (zu Beginn der Schwangerschaft und nicht
erst zu Beginn der Elternzeit)

— das Angebot von Fortbildungsveranstaltungen fiir Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
im Elternurlaub

— das Angebot zur Ubernahme von Vertretungen fiir Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
im Elternurlaub.

Liinder und Bund
Ziel- und Leistungsvereinbarungen

Das Ziel der Verwirklichung von Chancengleichheit kann auch von den Lindern als Tréager der
Hochschulen und von fiir die Hochschulgesetzgebung Verantwortlichen in geeigneter Weise unter-
stiitzt werden. Hierfiir bieten sich verschiedene Ansatzpunkte. Das Erreichen gleichstellungspoliti-
scher Ziele sollte als Indikator bei der leistungs- und belastungsorientierten Finanzierung der Hoch-
schule herangezogen werden. Damit wird deutlich gemacht, dass das Ziel der Chancengleichheit
einen zentralen Stellenwert im Zielsystem von Land und Hochschule hat.

Dariiber hinaus sollte die Férderung von Frauen zum Gegenstand der individuellen Zielvereinbarun-
gen zwischen Land und Hochschule gemacht werden. Mit der Vereinbarung unterstreichen Land
und Hochschule die Prioritdt des Ziels. Dabei kann es nur um die Festlegung eines globalen Ziels fiir
die gesamte Hochschule gehen. Die Umsetzung muss die Hochschule durch Vereinbarungen mit
leisten. Wichtig ist, dass das Land fiir das Erreichen des Ziels auch Mittel zur Verfligung stellt, die
die Hochschule dann fiir die hochschulinterne Umsetzung einsetzen kann. Auflerdem ist die Fort-
setzung oder Neuauflage von Lénder-Sonderprogrammen, die speziell auf eine bessere Beteiligung
von Frauen auf Stellen im Bereich der Nachwuchsforderung oder fiir wissenschaftliches Personal
insgesamt hinauslaufen, solange weiterhin von Vorteil, wie keine gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen auf den hoheren Stufen des Qualifikationssystems und an den Professuren erreicht ist. Wie
fiir den Hochschulbereich gefordert, sollten auch hier alle FordermaBnahmen, die auf hohere Betei-
ligungswerte von Frauen abzielen, Prozess begleitend evaluiert werden.



Hochschulpakt 2020

Gleichstellungspolitische Instrumente kdnnen auch in Malnahmen der Lander zur Umsetzung des
Hochschulpaktes 2020, der zur Sicherung der Ausbildung der studierendenstarken Jahrgénge not-
wendig ist, Eingang finden. Neben der Forschungsforderung wird der Hochschulpakt Maflnahmen
zum Ausbau der Ausbildungskapazititen umfassen, auch durch Schaffung zusétzlicher Stellen. Diese
vorldufig letzte Phase der Erweiterung und Erneuerung des Personalkorpers der Hochschulen kann
fiir die nachhaltige Erh6hung des Anteils qualifizierter Frauen genutzt werden, bevor nach 2020
absehbar aufgrund der demographischen Entwicklung ein Riickgang der Studienanfédngerzahlen ein-
treten wird.

Arbeits- und Beschiiftigungsbedingungen

Mit ihrer Gesetzgebungskompetenz fiir den Hochschulbereich sollten Bund und Lénder dafiir sor-
gen, dass die Unsicherheit des Arbeitsplatzes Wissenschaft, die sich als wesentliches Hemmnis vor
allem fiir Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen mit Kind erweist, durch eine Verdnderung der
Beschiftigungsstruktur reduziert wird. Dabei geht es nicht um die Schaffung von zusétzlichen Dau-
erstellen, wohl aber um befristete Arbeitsverhdltnisse mit angemessener Ausgestaltung hinsichtlich
Laufzeiten und Bezahlung und einer hinreichend langfristigen Perspektive.

Forschungs- und Evaluationsbedarf

In weiten Bereichen liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor, die es ermoglichen wiirden, die
Instrumente zur Durchsetzung von mehr Chancengleichheit zu verbessern, da sie nicht durchge-
hend evaluiert sind. Dies gilt z.B. fiir die gleichstellungspolitischen Maflnahmen der Vergangenheit,
wie sie z.B. im Rahmen von Sonderprogrammen realisiert worden sind. Zwar bestédtigen Statistiken
die Vermutung, dass zusdtzliche Stellen zu einer besseren Beteiligung gefiihrt haben, unklar ist aber,
welche Effekte von anderen EinzelmaBnahmen ausgegangen sind. Nicht genau abschitzen lésst
sich auch, wie sich hochschulpolitische Mainahmen z.B. im Bereich der Nachwuchsforderung, die
vor allem auch auf eine bessere Beteiligung von Frauen abzielten (z.B. Juniorprofessur), auf die
Beteiligungswerte ausgewirkt haben. Das gilt in besonderem Maf3e fiir den Bereich des wissenschaft-
lichen Nachwuchses an Fachhochschulen. Noch schwieriger ist es, die Auswirkungen der hoch-
schulpolitischen Rahmenbedingungen in den letzten Jahren abzuschétzen. Hierzu gehdren die Stei-
gerung der Autonomie, die Auswirkung von Qualititssicherung und Zulassungsverfahren, sowie die
verbesserte Effizienz gestiegener internationaler Mobilitét.

Im Einzelnen ist es erforderlich - Instrumente der Nachwuchsforderung im Hinblick auf die Betei-
ligung der Geschlechter zu evaluieren. Dies gilt vor allem fiir die Juniorprofessur.

— Es sollte eine Expertenkommission eingesetzt werden, die die heute geltenden SchutzmafBnah-
men fiir Frauen im Bereich der Medizin und von Laborfichern im Hinblick auf den Detaillie-
rungsgrad unter Beriicksichtigung der aktuellen technischen Entwicklung iiberpriift.

- Langfristig hinterfragt werden miissen aber auch die Auswirkungen der Hochschulreform, wie
z.B. die Anderungen der Hochschulzulassung.

Forschungsforderung

Die Beteiligung an der drittmittelfinanzierten Forschung, speziell an Projekten, die von der DFG
gefordert und von Peers begutachtet wurden, ist ein entscheidender Faktor fiir die wissenschaftli-
che Karriere. Insofern stellt die unterproportionale Beteiligung von Frauen bei der Antragsstellung
ebenso wie die niedrigere Erfolgsquote ein Hindernis fiir eine stirkere Beteiligung von Frauen auf
den hoheren Stufen des Wissenschaftssystems dar. Wahrend eine Ermutigung zur Antragsstellung
in erster Linie an den Hochschulen erfolgen muss, miissen die Forderorganisationen das Problem
eines moglichen Gender Bias bei der Vergabe der Fordermittel hinterfragen. Moglicherweise konn-
te das Doppelt-Blind-Verfahren, in dem weder die Antragsteller die Gutachter noch die Gutachter
die Antragsteller kennen, das Verfahren objektivieren und fir mehr Geschlechtergerechtigkeit
sorgen.
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Bei der Ausbringung neuer Forderprogramme sollte - wie vielfach bereits iiblich - auf die Festset-
zung von Altersgrenzen verzichtet werden. Bei der Forderentscheidung sollten biographische Fak-
ten, wie z.B. die Erziehung von Kindern, Beriicksichtigung finden. AuBlerdem ist auf die ge-
schlechtsspezifische Zusammensetzung von Gutachtergruppen und Kommissionen zu achten. Ent-
sprechende Mafistébe sind auch an die Férdermalinahmen auf europdischer Ebene anzulegen.*

2. Stellungnahme der BuKoF zum Fragenkatalog zur 6ffentlichen An-
horung des Ausschusses fiir Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschiatzung des Deutschen Bundestages zum Thema ,,Forde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses“ am 2. 3. 20092

(A) Allgemeine Einschiitzungen und Erwartungen

(1) Wie beurteilen Sie Chancen und Rahmenbedingungen des wissenschafitlichen Nachwuchses in
Deutschland im internationalen Vergleich?

Sehr widerspriichlich. Einerseits gibt es zahlreiche Programme und FoérdermaBnahmen fiir punktu-
elle Phasen in der akademischen Karriere, und innerhalb dieser Programme gibt es teilweise gute
Rahmenbedingungen zum Abschluss bestimmter Qualifizierungsphasen.

Anderseits sind die Rahmenbedingungen durch die Vorgaben der Personalstruktur im Wissen-
schaftsbereich mit ihren strikten Befristungsregelungen und durch die zunehmende Dominanz von
FordermaBBnahmen mit kiirzerer Dauer durch Drittmittelfinanzierung und Stipendien im Vergleich
zu anderen Landern in Deutschland mit einem sehr hohen Risiko behaftet. Unbefriedigend sind die
Rahmenbedingungen fiir viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die nach der Promotion
in der Wissenschaft verbleiben wollen, da es neben den quantitativ nur eine untergeordnete Rolle
spielenden Personalkategorien der Juniorprofessuren und Nachwuchsgruppenleitungen keine klare,
auf diese Karrierestufe abgestimmte Personalkategorie gibt. Hier hat sich in Folge der Foderalis-
musreform inzwischen ein Wildwuchs an unterschiedlichen Personalkategorien entwickelt.

Besonders schwierig gestaltet sich dann oft auch die letzte Phase einer akademischen Karriere (o-
der deren Scheitern) nach dem Abschluss einer Habilitation, dem Ende einer Juniorprofessur oder
eine Nachwuchsgruppenleitung, die Phase der Bewerbung auf eine Professur. Insbesondere fehlt
immer noch eine iiberzeugende Tenure Track-Option bei positiver Evaluierung fiir die Mehrheit
der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf dieser Stufe der Karriere.

All dies wirkt sich je nach der wissenschaftspolitischen Konjunktur bestimmter Fachrichtungen
und Themen in verschiedenen Disziplinen und zu verschiedenen Zeiten sehr unterschiedlich aus.

(2) Wie bewerten Sie die Planbarkeit einer wissenschaftlichen Karriere in Deutschland — auch in
Bezug auf die Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher Titigkeit?

Aufgrund der bereits zu Frage 1 genannten strukturellen Besonderheiten des deutschen Wissen-
schaftssystems ist die Planbarkeit einer wissenschaftlichen Karriere fiir Menschen in einer Part-
nerschaft und/oder mit Kindern in Deutschland besonders schwierig. Hier spielt neben der perma-
nenten Notwendigkeit, sich nach dem Ende einer Position/Finanzierung um eine neue Stelle bzw.
ein neues Stipendium zu bewerben, und ggf. dazwischen liegende zeitliche Liicken zu iiberbriicken,
auch die strukturell geforderte immer weitere Mobilitdt eine wichtige Rolle. Diese stellt nicht nur,

28 Die vollstindigen Empfehlungen finden Sie unter: http:/www.hrk.de/ de/download/dateien/Empfehlung Frauen.pdf

¥ Quelle: Homepage der Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten an Hochschulen e.V. (BuKoF) unter:
http://www.bukof.de/



aber insbesondere dual career-Paare, bei denen beide Partner wissenschaftlich titig sind (egal, ob
verheiratet oder nicht, oder auch in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft lebend) immer
wieder vor groBBe organisatorische Probleme. Dies wirkt nach unseren Erfahrungen nicht nur, aber
insbesondere auf Frauen abschreckend. Zum Vergleich: Es ist heute fiir Frauen mit Kindern ohne
weiteres moglich, als Juristin, als Lehrerin, als Mitarbeiterin in 6ffentlichen Bundes-, Landes- und
Kommunalbehdrden oder auch in der Privatwirtschaft erfolgreich beruflich tédtig zu sein und dabei
auch fiir die Vereinbarkeitsfrage akzeptable Losungen zu finden. Wenn eine junge Nachwuchswis-
senschaftlerin mit kleinen Kindern aber darauf hinweist, dass es fiir sie in dieser Lebensphase
schwierig wire, fiir eine Stelle oder ein Stipendium in eine ganz andere Region umzuziehen und zu
pendeln, dann wird ihr signalisiert, dass sie mit dieser Einstellung in der Wissenschaft wohl nicht
am richtigen Platz wire. Ein solches Signal ist zwar eine korrekte Wiedergabe der geltenden Spiel-
regel, aber es entmutigt solche Nachwuchswissenschaftlerinnen. Hier liegt mit ein Grund dafiir, dass
gerade in den Naturwissen-schaften, aber auch in Fachern wie Rechtswissenschaften oder Wirt-
schaftswissenschaften, wo es andere berufliche Alternativen gibt, Frauen nach der Promotion die
Wissenschaft verlassen und auch durch Frauenférderprogramme nicht in hinreichendem Umfang
zum Bleiben zu bewegen sind.

(3) Wie bewerten Sie die Durchlissigkeit zwischen den verschiedenen Stufen einer wissenschafftli-
chen Karriere und die Rekrutierungsverfahren zur Gewinnung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses?

Die zentrale Frage war in der Vergangenheit weniger die Durchléssigkeit, als die Suche nach
Finanzierungsmoglichkeiten, wobei die Beschéftigung {iiber reguldre Haushaltsstellen der
Hochschulen zunehmend an Bedeutung verliert zugunsten von (in der Regel kurzfristigere)
Drittmittelfinanzierung, ergidnzt durch Stipendienprogramme. Welche Folgen die neue
Differenzierung in BA- und MA-Studiengéinge kiinftig haben wird, muss sich erst noch erweisen.
Eine Studie der HRK gibt erste Hinweise darauf, dass die Frauenanteile in den MA-Studiengéngen
und -Abschliissen geringer sind als in den bisherigen Studiengdngen, und zwar nicht nur generell,
sondern auch innerhalb der einzelnen Fachrichtungen.

In Folge der bereits genannten strukturellen Bedingungen gibt es keine Planbarkeit mit der Per-
spektive, bei positivem Abschluss einer Karrierestufe auf die néchste Stufe liberwechseln zu kon-
nen. Man kdénnte von einem System der Patchwork-Finanzierung sprechen. Es sind immer neue
Einwerbungen einer Anschlussfinanzierung erforderlich, sei es {liber eine Stelle oder iiber ein Stipen-
dium - im zweiten Falle mit den bekannten Folgen fiir eine mangelnde Absicherung in der Sozial-
versicherung aufgrund langer Jahre wissenschaftlicher Tatigkeit ohne ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschéftigungsverhaltnis.

Ein grundsétzliches Problem legt darin, dass es fiir alle diejenigen, die im Rahmen eines Promoti-
onsstipendiums oder auch eines Drittmittelprojekts eine Dissertation nicht vollstdndig abschlieen
konnten - was in der Praxis relativ hiufig vorkommt - , strukturell keine Moglichkeit der Ab-
schlussfinanzierung gibt. Keine Studienstiftung hat ein Programm der Abschlussforderung fiir Be-
werberinnen und Bewerber, die von aulen kommen, im Gegenteil: Wer in einem Drittmittelpro-
jekt arbeitete, bei dem der Vertrag zugleich auch Gelegenheit zur Promotion vorsah, der oder dem
diirfen die Studienstiftungen anschlieend keine Forderung mehr gewédhren. Die Hochschulen habe
dafiir in der Regel auch keine Mittel.

Entsprechendes gilt flir die Abschlussforderung der Habilitation, da die fritheren Habilitationssti-
pendien der DFG entfallen sind, die insbesondere in den Geisteswissenschaften frither in vielen
Féllen erfolgreich in Anspruch genommen wurden. Das Programm ,,Einwerbung der eigenen Stel-
le”, das ansonsten ein sehr sinnvolles Instrument ist, passt an dieser Stelle, wo es um eine relativ
kurzfristige Abschlussforderung gehen wiirde, nicht so recht.

Bei der Nutzung der neuen Personalkategorien der Juniorprofessuren und der Leitungen von Nach-
wuchsgruppen fallt auf, dass die Juniorprofessur trotz anfanglicher Vorbehalte in manchen Léndern
inzwischen nicht nur von Frauen ganz gut angenommen wird, sondern dass auch insgesamt etwas
mehr Frauen eingestellt werden (Anteil 2007 bis auf 33,5 % angestiegen) als in der Vorgédngerkate-
gorie der C 1-Assistentenstellen (2003 Anteil von 29,2 %). Da-bei gibt es grofle regionale Unter-
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schiede. So waren z. B. an den Berliner Universititen Ende 2007 die Hilfte aller Juniorprofessuren
mit Frauen besetzt. Bei den Nachwuchsgruppenleitungen ist der Frauenanteil aber deutlich geringer
als bei den Juniorprofessuren.

Wie bereits dargelegt, stellt der Ubergang von der erfolgreichen postdoktoralen Qualifizierung auf
eine reguldre Professur in vielen Féchern den eigentlichen Flaschenhals dar. Tenure Track-
Verfahren bilden derzeit noch eine grole Ausnahme. Bei den Anschlussfinanzierungen nach Habili-
tation/Ende der Juniorprofessur/Ende der NG-Leitung, die zur Uberbriickung der Liicke bis zu einer
Berufung auf eine Professur geschaffen wurden (z. B. durch Heisenbergstipendien oder Heisenberg-
professuren oder VW-Professuren) sind Frauen sehr viel stiarker unterrepriasentiert als auf den vor-
hergehenden Stufen der Qualifizierung. Hier wire eine Anderung dringend geboten.

(4) Wie attraktiv sind die Moglichkeiten des wissenschaftlichen Nachwuchses in Deutschland im
internationalen Vergleich?

Aufgrund der geschilderten Rahmenbedingungen sind die gebotenen Moglichkeiten fiir den wissen-
schaftlichen Nachwuchs in Deutschland mit ihren hohen Unsicherheiten und Risikofaktoren insge-
samt weniger attraktiv als in anderen Ladndern mit anderer Personalstruktur.

Dabei spielt es auch eine Rolle, dass die Einkommensmdoglichkeiten aufgrund des hohen Umfangs
von Stipendien und der Tatsache, dass unterhalb der Promotion oft nur Teilzeitstellen angeboten
werden, in Deutschland oft deutlich geringer sind als fiir gleichaltrige Akademikerinnen und Aka-
demiker in anderen Berufsfeldern.

(5) Fiir wie ausreichend halten Sie anstehende Mafinahmen zur Verbesserung der Situation des
wissenschaftlichen Nachwuchses wie die Verlingerung von Bund- Léinder-Programmen, den
Hochschulpakt 2020, die Exzellenzinitiative und den Pakt fiir Innovation und Forschung? Wel-
chen Reformbedarf sehen Sie innerhalb der genannten Maffnahmen?

Das Professorinnenprogramm des Bundes und der Lander fiir vorgezogene Berufungen von Frauen
auf Professuren begriifBen wir als konstruktive Fortentwicklung der bisherigen Programme zur
Chancengleichheit bis zur letzten Karrierestufe, der Professur. Dieses Programm hat sehr positive
Impulse zur Rekrutierung von Frauen auf Professuren in vielen Hochschulen gesetzt. Auch die
damit verbundene Forderung nach Vorlage eines Gleichstellungskonzeptes wirkte als produktive
Herausforderung. Einige Hochschulen hétten sich allerdings mehr und frithzeitigere Transparenz
bei der Bewertung der Gleichstellungskonzepte und der dabei zugrunde gelegten Kriterien ge-
wiinscht.

Wir sehen den Hochschulpakt 2020 nicht als Malnahme zur Verbesserung des wissenschaftlichen
Nachwuchses, sondern als Instrument zur Erhdhung der Studienkapazitdt. Nach unseren Informa-
tionen gibt es bisher keine systematische Erhebung dariiber, welche Stellenkategorien mit den Gel-
dern aus dem Hochschulpakt an Universititen und Fachhochschulen ein-gerichtet wurden. Nach
einer - unvollstdndigen - Erhebung unter den Landeskonferenzen der Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten im Frithjahr 2008 handelte es sich dabei in den wenigsten Féllen um Stellen, die man
im eigentlichen Sinne dem wissenschaftlichen Nachwuchs zurechnen kann, sondern die Gelder wur-
den verwendet fiir Lehrkréfte fiir besondere Aufgaben mit hohem Lehrdeputat, Gastdozenturen,
Lehrbeauftragte, Tutorien und nur in einzelnen Léandern auch fiir Professuren (z. B. in Baden-
Wiirttemberg, Rheinland-Pfalz und Hamburg) und fiir wissenschaftliche Mitarbeiterstellen (z. B. in
Hamburg, NRW, Thiiringen).

Die Exzellenzinitiative hat - politisch gewollt - zur Ausdifferenzierung des Hochschulwesens beige-
tragen. Sicherlich sind in den geforderten Exzellenzclustern und Graduiertenschulen zusdtzliche
Beschiftigungs- und Qualifizierungsmoglichkeiten fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs geschaf-
fen worden, und dort zum Teil auch mit guten Bedingungen. Davon haben aber nur ein relativ
kleiner Teil der Universititen und in diesen nur die wenigen explizit geférderten thematischen
Schwerpunkte profitiert. Und bei einem groBen Teil der geforderten Stellen handelt es sich wieder
nur um befristete Beschéftigungspositionen mit unklarer Perspektive. In den {ibrigen Bereichen der
Hochschulen hat die Exzellenzinitiative in keiner Weise zur Verbesserung der Situation des wissen-
schaftlichen Nachwuchses beigetragen.



(B) Promotionsphase

(6) Wie schiitzen Sie die Promotionsintensitiit in Deutschland, insbesondere im internationalen
Vergleich und in Bezug auf die Beteiligung von Frauen ein? Wo sehen Sie hier politischen Hand-
lungsbedarf?

In Bezug auf die Beteiligung von Frauen an Promotionen hat es in den vergangenen Jahrzehnten
deutliche Verbesserungen gegeben. Dennoch besteht weiterhin eine Unterrepriasentanz von Frauen.
Mit 39, 6 % war der Anteil bundesweit im Jahr 2005 immer noch niedriger als im EU-
Durchschnitt (43,4 %) oder in den USA (47,7 %), wie der Bundesbericht zur Férderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses ausweist (hier S. 38 bzw. S. 33); bis 2007 ist er auf 42,2 % angestiegen.
Ohne Beriicksichtigung der Sondersituation in der Medizin liegt der Frauenanteil nur bei einem
guten Drittel. Zugleich miissen Frauen ihre Promotion relativ héufiger iiber Stipendien finanzieren
als liber regulére Stellen.

Fachspezifische Analysen des CEWS zeigen, dass insbesondere in den Fachern mit hohem Anteil
von Studentinnen die relativen Chancen von Frauen, zur Promotion zu kommen, deutlich geringer
sind als die von Méannern, bzw. dass hier der Abstand zwischen dem Anteil der Absolventinnen und
dem der Doktorandinnen besonders grof ist.

Die 2. Fortschreibung des Gleichstellungsrankings des CEWS zeigt, dass es in Bezug auf die Promo-
tionsquote von Frauen deutliche Unterschiede zwischen den 16 Bundeslidndern gibt (von 31,8 % in
Brandenburg bis 43,6 % in Berlin, Daten jeweils fiir 2007; dabei ist zu beriicksichtigen, dass es in
Brandenburg keine Hochschulmedizin gibt.) In einzelnen Bundesldndern haben umfangreiche For-
derprogramme zu einer deutlich sichtbaren Verbesserung der Frauenquote bei Promotionen gefiihrt.
In anderen Léndern wire auch heute noch die Fortfiihrung spezifischer Forderprogramme hilf-
reich. Dies gilt im Ubrigen auch fiir die im Chancengleichheitsprogramm HWP 1 ermdglichten
Promotionsprogramme fiir Fachhochschulabsolventinnen. Im Ubrigen besteht weiter die Notwen-
digkeit, bei der Auswahl von Personal fiir Promotionsstellen auf diskriminierungsfreie Rekrutie-
rungsverfahren zu achten, wie es auch von HRK und Wissenschaftsrat in ihren diesbeziiglichen
Stellungsnahmen gefordert ist.

(7) Wie bewerten Sie die Rolle der Promotion in Deutschland, insbesondere vor dem Hintergrund
der im Bologna-Prozess diskutierten Einordnung als dritte Phase des Studiums?

Wir halten es fiir sinnvoll, dass Promotionen weiterhin in relevantem Umfang auf Qualifizierungs-
stellen durchgefiihrt werden. Von daher sehen wir - unabhingig von der ergidnzenden Forderung der
Promotion iiber Stipendien - die Promotion nicht als dritte Phase des Studiums.

(8) Wie bewerten Sie die - evtl. ficherspezifischen - Finanzierungs- und Beschiftigungsmaoglich-
keiten fiir Promovierende in Deutschland?

Hier ist keine generalisierende Aussage moglich, denn die Situation ist fachspezifisch sehr unter-
schiedlich. In manchen Fachern besteht zurzeit sogar ein Mangel an Bewerberinnen und Bewer-
bern. In der Mehrzahl der Facher ist die Situation aber umgekehrt, und es gibt Probleme fiir viele,
die an einer Promotion interessiert sind, eine addquate Finanzierung zu finden.

Die Stellenkiirzungen der vergangenen Jahre in vielen Universititen haben die Beschéaftigungsmdg-
lichkeiten auf reguldren Haushaltsstellen in den meisten Fachern verschlechtert. Die Kompensati-
on durch Drittmittelstellen hat zu einer Verstdrkung der Differenzierung zwischen den Féachern
gefiihrt, da die Fachrichtungen in sehr unterschiedlichem Malle von der Finanzierung durch Dritt-
mittel profitieren. Graduiertenprogramme bestehen nicht in allen Fachrichtungen in allen Fai-
chern, so dass die Chancen auf eine derartige Forderung stark vom gewéhlten Forschungsgebiet
abhingig sind. Generell ist es als unbefriedigend anzusehen, dass Promotionsstellen in vielen Hoch-
schulen bzw. in vielen Fachrichtungen nur noch als Teilzeitstellen vergeben werden.

(9) Welche Mafinahmen sind zur Verbesserung der sozialen, finanziellen und Betreuungsbedin-
gungen von Promovierenden, insbesondere in der Unterscheidung von Stipendiaten, frei Promo-
vierenden sowie Inhabern von Qualifizierungsstellen erforderlich?
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Die traditionell an deutschen Universitidten iibliche Abhdngigkeit von einem Doktorvater bzw. -
seltener - einer Doktormutter, die im Falle von Beschaftigungsverhiltnissen zugleich die personli-
chen Vorgesetzten sind, sollte durch weniger individualisierte Betreuungsstrukturen abgelost wer-
den, so wie dies auch von Wissenschaftsrat und HRK gefordert wird.

Es sollte an den Hochschulen begleitende - auch iiberfachliche - Betreuungsangebote nicht nur fiir
Doktorandinnen und Doktoranden in offiziellen Promotionsprogrammen geben, sondern auch fiir
Individualpromovierende. Solche Angebote sollten auch Doktorandinnen und Doktoranden, die im
Rahmen eines Beschiftigungsverhéltnisses promovieren, zur Verfligung stehen.

(10) Inwieweit stellen die im Rahmen der DFG und der Exzellenzinitiative geforderten Graduier-
tenschulen bzw. -kollegs ein Vorbild fiir die Graduiertenforderung insgesamt dar?

Die Betreuung durch mehrere fachlich einschligig kompetente Personen und der Abschluss von
Betreuungsvereinbarungen sind auch fiir andere Strukturen empfehlenswerte Elemente, ebenso die
Integration fachlich iibergreifender Qualifizierungselemente in die Ausbildung. Ein systematisches
fachliches Curriculum von Lehrveranstaltungen ldsst sich jedoch nur im Rahmen solcher fachlich
fokussierter Promotionsprogramme auf Stipendienbasis einrichten und kann daher weder fiir die
Individualpromotionen zu solchen Themen angeboten werden, zu denen keine offiziellen Pro-
gramme finanziert werden, noch wire es mit den Arbeitsbedingungen von Doktorandinnen und
Doktoranden vereinbar, die im Rahmen von Stellen promovieren.

(11) Inwieweit sollten auferuniversitire Forschungseinrichtungen bzw. Fachhochschulen das
Recht zur Promotion bekommen?

- keine Stellungnahme der BuKoF zu dieser Frage -
(C) Post-doc und ,,Wissenschaft als Beruf*

(12) Wie bewerten Sie die Attraktivitit von Post-doc-Stellen, insbesondere in der Hinsicht auf
Angebot und Ausgestaltung sowie die Moglichkeit zu eigenstiindiger wissenschaftlicher Titigkeit?

Die Attraktivitdt von Juniorprofessuren und der Leitung von Nachwuchsgruppen beurteilen wir
grundsdtzlich positiv, insbesondere was die Eigenstdndigkeit wissenschaftlicher Tatigkeit betrifft
(siehe hierzu auch Frage 13).

Unbefriedigend sind demgegeniiber die Arbeitsbedingungen auf den iibrigen Post-doc-Stellen, die
quantitativ weiterhin den deutlich groBeren Teil ausmachen. Hier hat sich seit der Anderung der
Personalstruktur mit der Abschaffung der bisherigen wissenschaftlichen Assistentenstellen und der
spiateren Foderalismusreform ein faktischer Wildwuchs unterschiedlicher Personalkategorien ent-
wickelt (wissenschaftliche MitarbeiterInnen; Akademische Rétlnnen auf Zeit etc.), die weiterhin
durch personliche Abhéngigkeit gekennzeichnet sind, und deren Arbeits- und Qualifizierungsbedin-
gen hochschulrechtlich nicht klar und nicht befriedigend geregelt sind.

(13) Wie schiitzen Sie die Akzeptanz und die Zukunfisperspektiven der verschiedenen Qualifizie-
rungswege (Juniorprofessur, Habilitation, Leitung einer Nachwuchsgruppe, auferuniversitire
Forderung) im Vergleich ein, auch im Hinblick auf die Beteiligung von Frauen im Wissenschafis-
system?

Die BuKoF hat sich von Anfang an fiir die neue Personalkategorie der Juniorprofessur eingesetzt.
Die Attraktivitdt von Juniorprofessuren beurteilen wir grundsitzlich positiv. Das gilt fiir Frauen
wie fiir Ménner, wie auch die bisher durchgefiihrten Umfragen unter Juniorprofessorinnen und -
professoren zeigen. Uns sind Fille bekannt, in denen Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
sich bewusst wegen der groBeren Attraktivitdt und Selbstindigkeit von anderen Post-doc-Stellen
auf Juniorprofessuren beworben haben, und wir kennen genauso Fille, in denen Hochschullehrer
entgegen ihrer urspriinglichen Planung andere WM-Stellen fiir die Post-doc-Phase in Juniorprofes-
suren umwandeln lieBen, weil die Zielgruppe deutlich signalisiert hatte, dass sie an einer anderen
Stelle weniger interessiert wére. Uns ist aber auch bewusst, dass es in der Akzeptanz dieser Stellen-
kategorie immer noch grof3e regionale und fachliche Unterschiede gibt.



Ahnliches wie fiir Juniorprofessuren gilt fiir die Leitung von Nachwuchsgruppen, die aber nur in
bestimmten Fachrichtungen in groBerem Umfang angenommen werden. Hier ist es bisher noch
nicht gelungen, eine passfiahige Adaption an die Arbeitsbedingungen in denjenigen Fachern vorzu-
nehmen, in denen in dieser Qualifizierungsphase eine Arbeit in groBeren Teams keine Tradition
hat.

Was die generelle Akzeptanz der Juniorprofessur im Hochschulbereich betrifft, so gibt es deutliche
regionale Unterschiede. Nach unserem Eindruck hat die Juniorprofessur sich dort, wo solche Stel-
len in groBerer Zahl eingerichtet wurden, gut etabliert und wird nicht mehr in Frage gestellt. Es gibt
aber auch heute noch Hochschulen bzw. ganze Bundeslédnder, wo dieses neue Modell kaum ange-
nommen wird.

Eine andere Frage ist es, ob Juniorprofessorinnen und -professoren auch in solchen Hoch-schulen
bzw. Bundesldndern, die selber keine entsprechenden Stellen eingerichtet haben, gute Berufungs-
chancen haben. Hierzu gibt es noch keine systematischen empirischen Erhebungen. Der personli-
che Eindruck ist aber, dass sie durchaus konkurrenzféhig sind, auch ohne Habilitation, so wie das
Modell gedacht war. Zwar ergaben Umfragen in den ersten Jahren, dass ein groBer Teil der Stellen-
inhaberInnen vorhatte, zur Sicherheit zusdtzlich zu habilitieren. In der Praxis war das dann aber
haufig doch nicht erforderlich. In den Geisteswissenschaften wird allerdings in der Regel darauf
Wert gelegt, dass ein ,,zweites Buch® verfasst wurde.

Ob die Juniorprofessur die Chancen von Frauen dauerhaft verbessern kann, kann gegenwértig nicht
beantwortet worden. Solange diese Personalkategorie insgesamt einen so geringen Um-fang hat
wie bisher, ist dies schon aufgrund der geringen Zahlen kaum moglich. Positiv ist zu verzeichnen,
dass der Frauenanteil hier mit zuletzt 33,5 % (2007) etwas hoher ist als zuletzt beim Vorgénger-
modell der wissenschaftlichen Assistentenstellen, wo er 2003 bei 29 % lag, von echter Gleichstel-
lung ist auch dieser Wert aber noch weit entfernt.

Entscheidend fiir die Beurteilung ist der weitere Verbleib von Frauen nach dem Ende der Juniorpro-
fessur. Die Arbeitsbedingungen bieten in der Vielfalt der Aufgaben und der Selbstdndigkeit der Auf-
gabenwahrnehmung eine gute und realistische Vorbereitung auf die Ubernahme einer Professur. Ob
dann allerdings tatsichlich hiufiger Berufungen (bzw. Uber-nahmen im Tenure Track-Verfahren)
erfolgen als beim Vorgéngermodell, und ob es weniger Diskriminierungen von Frauen gibt, muss
erst noch empirisch untersucht werden.

In einer Hinsicht ist die Situation fiir Juniorprofessorinnen und -professoren, die nicht unmittelbar
berufen werden, schlechter als fiir ihre Vorgingerlnnen: seit der Reform der Personalstruktur sind
die C 2-Stellen entfallen, die fiir die Phase der Bewerbungen nach dem Abschluss der Habilitation
genutzt werden konnten. Heute besteht in vielen Bundesldndern fiir diesen Personenkreis nur noch
die Moglichkeit einer kurzfristigen Gastprofessur oder die Beschéftigung in einem Drittmittelpro-
jekt.

Es wire wiinschenswert, eine systematische Studie {iber den Verbleib der ersten Generation von
Juniorprofessorinnen und -professoren in Auftrag zu geben, um mehr dariiber zu erfahren, wie sich
das Modell in der Praxis entwickelt hat und weiter entwickelt, unter Einbeziehung der Frage, wie
sich das neue Modell auf die Chancengleichheit von Frauen auswirkt. Dabei muss vor dem Hinter-
grund der Foderalismusreform auch die Frage geklart werden, wer fiir ein solches Thema iiberhaupt
zustindig ist.

An dieser Stelle mochten wir darauf hinweisen, dass die Juniorprofessur bereits jetzt dazu beitrégt,
den offiziell ausgewiesenen Frauenanteil bei Professuren bundesweit statistisch um 0,3 % zu ver-
schonern (2007 waren es 15,9 % ohne Juniorprofessur und 16,2 % mit Juniorprofessur), da es iib-
lich geworden ist, bei den Daten fiir Professuren die Juniorprofessuren mit einzubeziehen, obwohl
es sich hier um die Qualifizierung filir eine dauerhafte Professur handelt. In Lindern mit einer {iber-
durchschnittlichen Anzahl von Juniorprofessuren wie z. B. Berlin kann die Differenz sogar mehre-
re Prozentpunkte betragen und damit zu echten Verzerrungen in den verdffentlichten Angaben
iiber Frauenanteile bei Professuren fiithren.
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(14) Wie sehen Sie die Bedeutung von ,, Tenure Track“-Regelungen im deutschen Wissenschafts-
system und welchen politischen Handlungsbedarf sehen Sie in diesem Zusammenhang?

Damit die Juniorprofessur tatsichlich die Funktion haben kann, die bei ihrer Einfithrung beabsich-
tigt war, wire es wichtig, sehr viel systematischer als bisher an den Universititen Tenure Track-
Verfahren vorzusehen und die bisherige, zwischen den einzelnen Personalkategorien nicht durch-
lassige Personalstruktur entsprechend zu modifizieren. Entsprechende Mdglichkeiten sollte es
auch fiir Leiterinnen und Leiter von Nachwuchsgruppen geben.

(15) Wie bewerten Sie die Wirkungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes auf die Arbeitsbedin-
gungen und die Karriereperspektiven von Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern?

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz schreibt im wesentlichen das spezifisch deutsche System rigi-
der, zeitlich streng befristeter Zeitvertrage fort, von dem die Mehrzahl aller Arbeitsverhéltnisse
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern betroffen ist, und das sich insgesamt negativ auf
die Attraktivitdt einer akademischen Karriere und die Mdglichkeiten der Vereinbarkeit von Fami-
lie und wissenschaftlicher Tatigkeit auswirkt (siche Teil a.).

Vor den Hintergrund, dass eine derartige Personalstruktur politisch gewollt ist, sehen wir es posi-
tiv, dass fiir Drittmittel-finanzierte Beschéaftigungsverhéltnisse auch {iber die regulire Hochstdauer
hinaus weitere Arbeitsverhéltnisse zuléssig sind, obwohl auch dies fiir die Betroffenen keine wirk-
lich planbare Perspektive ermoglicht. Wir begriilen es vor diesem Hintergrund, dass die DFG in-
zwischen ihre indirekte Altersgrenze fiir das Einwerben einer eigenen Stelle aufgehoben hat. Wir
beobachten allerdings in der Praxis immer noch eine sehr zdgerliche Bereitschaft, dltere Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, denen es nicht gelungen ist, auf eine passende freie Professur
berufen zu werden, von der rechtlichen Neuregelung profitieren zu lassen und ihnen das Einwerben
einer eigenen Stelle zu ermoglichen. Hier wire dringend ein Umdenken erforderlich.

Wir begriiBen die neue familienpolitische Komponente in § 2 Abs. 1 des Gesetzes, wonach auch
unabhéngig von offizieller Beurlaubung wegen Elternzeit befristete Arbeitsverhdltnisse bei der
Betreuung von Kindern verlangert werden konnen. Wir haben aber den Eindruck, dass die Hoch-
schulen in der Praxis nur sehr zogernd von dieser Moglichkeit Gebrauch machen.

(16) Wie bewerten Sie die steigenden Drittmittelanteile in den Hochschulen in ihren Auswirkun-
gen auf die Forschungs- und Arbeitsbedingungen im akademischen Mittelbau?

Wir halten diese Entwicklung fiir problematisch Zum einen beinhalten Drittmittelvertridge in der
Regel kiirzere Vertragslaufzeiten. Zum anderen bedeutet es eine indirekte inhaltliche Steuerung, da
es je nach Fachrichtungen deutlich unterschiedliche Chancen auf die erfolgreiche Einwerbung von
Drittmitteln gibt. Wiinschenswert wire eine Starkung der Grundfinanzierung der Hochschulen.

(17) Wie sehen Sie die Notwendigkeit fiir neue Personalkategorien und mehr Stellen mit deutlich
erhohtem Lehrdeputat im Mittelbau?

Wie wir bereits in einer fritheren Stellungnahme zu den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur
Einfiihrung von Lehrprofessuren von 2007 ausgefithrt hatten, begriilen wir die dort vertretene
Position, dass Forschung und Lehre auch kiinftig nicht vdllig verschiedenen Personalkategorien
zugewiesen werden sollen, und dass es keine Kanalisierung des zusdtzlichen Lehrbedarfs auf Perso-
nalkategorien geben soll, die ausschlieBlich mit Lehre befasst sind, wie ,,Lecturer” mit hohem
Lehrdeputat oder Lehrkridfte mit besonderen Aufgaben.

(18) Wie beurteilen Sie die TarifSituation fiir angestellte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
in Deutschland?

- keine Stellungnahme zu dieser Frage -

(19) Welche Vorschriften hemmen die Anrechnung ausliindischer Qualifikationen in Deutschland
respektive in Europa? Welche Zugangshiirden kénnen abgebaut werden?

- keine Stellungnahme zu dieser Frage -






	Titelblatt
	Impressum

	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Checkliste bei Amtsantritt
	Mitwirkung in Gremien
	Mitwirkung bei Berufungsverfahren
	Mitwirkung bei Einstellungsverfahren
	Mitwirkung beim Abschluss von Zielvereinbarungen und bei der Mittelvergabe
	Gleichstellungsplan
	Beratungen
	Weiterbildung
	Entlastungsregelungen für das Amt der Gleichstellungsbeauftragten
	Gleichstellungrelevante Dokumente der Universität Potsdam
	Leitbild der Universität Potsdam
	Gleichstellungskonzept der Universität Potsdam
	1. Vorbemerkungen
	2. Hochschulspezifische Situations-(Defizit)-Analyse
	3. Gleichstellungsziele und ihr Beitrag zur Profilbildung
	4. Maßnahmepaket der Universität Potsdam zur Durchsetzung von Chancengleichheit
	4.1 Maßnahmen zur Erhöhung der Anteile von Frauen in wissenschaftlichen Spitzenpositionen
	4.2 Maßnahmen zur Karriere- und Personalentwicklung für Nachwuchswissenschaftlerinnen
	4.3 Maßnahmen zur Akquirierung von Studentinnen für Fächer, in denen Frauen unterrepräsentiert sind
	4.4 Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Karriere und Familie

	5. Strukturelle Verankerung
	6. Qualitätsmanagement zur Überprüfung der gleichstellungspolitischen Aktivitäten
	7. Fazit

	Selbstverpflichtung der Universität Potsdam zur Umsetzung der forschungsorientierten Gleichstellungsstandards der DFG
	1. Vorbemerkungen
	2. Vorgehen zur Erarbeitung der Selbstverpflichtung
	3. Selbstverpflichtung
	4. Bisherige Maßnahmen und neue Ziele
	4.1 Welche strukturellen und personellen Gleichstellungsstandards kennzeichnen die Ausgangssituationan der Universität Potsda
	4.2 Durch welche strukturellen und personellen Maßnahmen sollen weitere forschungsorientierte Gleichstellungsstandards bis 2013 an der Universität Potsdam erreicht werden?


	Zielvereinbarung der Universität Potsdam zum audit familiengerechte hochschule

	Gesetzliche Grundlagen
	Auszug aus dem Brandenburgischen Hochschulgesetz – BbgHG vom 18.Dezember 2008
	Auszug aus der Grundordnung der Universität Potsdam (GrundO) vom 17.Dezember 2009
	Frauenförderrichtlinien an der Universität Potsdam vom 17. Oktober 1996
	Auszug aus der Wahlordnung der Universität Potsdam vom 19.Februar 2009
	Auszug aus der Berufungsordnung der Universität Potsdam vom 23.August 2007

	Weitere Dokumente
	Frauen fördern – Zusammenfassung der Empfehlungen der Hochschulrektorenkonferenz zur Verwirklichung von Chancengleichheit im Hochschulbereich
	Stellungnahme der BuKoF zum Fragenkatalog zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages zum Thema „Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses“ am 02. März 2009


